


 

 1 

 

Gute Bildung  

für alle  
Inklusion in Brandenburg  

als  

gesamtgesellschaftlicher  

Prozess 

 

Analyse und Empfehlungen zur Umsetzung 

 



 

 2 

Gute Bildung für alle  

Inklusion in Brandenburg als gesamtgesellschaftlicher Prozess 

Analyse und Empfehlungen zur Umsetzung 

 

 

 

 

 

 

 
Durchgeführt von  
Wilfried W. Steinert 
Bildungsexperte 
www.der-Bildungsexperte.de  
Steinert@der-Bildungsexperte.de  
 
Mitarbeit: 
Christian Chur, Journalist 
ChristianChur@web.de  
Thomas Werner, Prozessbegleiter und Berater 
thomas.b.g.werner@gmail.com  
 
Durchführungszeitraum Oktober 2017 bis Januar 2018 
 
 

mailto:Steinert@der-Bildungsexperte.de
mailto:ChristianChur@web.de
mailto:thomas.b.g.werner@gmail.com


 

 3 

IŶhaltsǀerzeiĐhŶis 

 

1. Perspektiven für gleiche Lebenschancen aller in Brandenburg    S. 5 

Zur Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention     S. 7 

 

2. Inklusion in Brandenburg 2018 - Entwicklung seit 2009     S. 10 

2.1. Gesamtgesellschaftlicher Prozess       S. 10 

2.2. Schulischer Inklusionsprozess       S. 11 

2.2.1. Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“      S. 14 

2.2.2. Lehrkräfte-Fortbildung        S. 15 

2.2.3. FaĐhtage „IŶklusiǀe BilduŶg“       S. 15  

2.2.4. Abschlussbericht zur Begleitforschung des Pilotprojekts  

'Inklusive Grundschule' - Inklusives Lernen und Lehren im Land Brandenburg S. 15 

 

3. Statistik – Entwicklung inklusiver Bildung in Brandenburg    S. 16 

 

Exkurs: Statistische Zahlen zu Behinderungen in Brandenburg    S. 18 

 

4. Analyse der aktuellen Situation 2017        S. 19 

4.1. Inklusion im gesellschaftlichen und kommunalen Bereich    S. 19 

4.1.1. Wo klemmt es im gesellschaftlichen Bereich?     S. 20 

4.1.2. Wofür setzt sich die Kommune ein?      S. 22 

4.2. Verordnungen – Verwaltungsvorschriften – Rundschreiben    S. 23 

4.2.1. Schulgesetz und Inklusion       S. 23 

4.2.2. Verordnung über den Bildungsgang der Grundschule (Grundschulverordnung) S. 24 

4.2.3. Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf (Sonderpädagogik-Verordnung)  S. 25 

4.2.4. Verwaltungsvorschrift über die Unterrichtsorganisation  

(VV-Unterrichtsorganisation)      S. 26 

4.2.5. RuŶdsĐhƌeiďeŶ zuŵ Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ  S. 28 

 

5. Überprüfung der Zielsetzungen, Verordnungen und  

Verwaltungsvorschriften an der Realität: Statistiken – Daten – Fakten   S. 29 

5.1. Brandenburg im Vergleich zu den Durchschnittswerten in Deutschland  S. 34 

5.2. Das Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ iŵ KoŶteǆt deƌ )ahleŶ   S. 35 

 

6. Sicht schulischer Elternvertreter auf die Brandenburger Schule    S. 37 

6.1. Grundsätzliche Einschätzung der inklusiven Bildung an Brandenburger Schule  S. 37 

6.2. Räumliche, sächliche und finanzielle Ressourcen für eine inklusive Bildung  S. 38 

6.3. Personelle Ressourcen und Unterrichtsqualität     S. 39 

6.4. Schulklima         S. 42  

6.5. Inklusion im Hort        S. 44 

6.6. Zusammenfassung        S. 44  

 

7. Hauptkritikpunkte an der Entwicklung zu einer inklusiven Gesellschaft und Bildung  

in Brandenburg seit Verabschiedung der UN-BRK im Jahr 2009 aus der Sicht  

des Verfassers         S. 45 

 

 

 

 

 



 

 4 

8. Gute Bildung für alle in Brandenburg - Inklusion als gesamtgesellschaftlicher Prozess S. 48 

8.1. Gesamtgesellschaftliche Handlungsoptionen     S. 48 

8.1.1. Auf Landesebene        S. 48 

8.1.2. In Landkreisen und Kommunen 

 

Exkurs: Inklusion in Stadtstrategie, Führungsleitlinien und Leitbild  S. 49 

  

8.1.3. Handlungsfelder auf kommunaler Ebene     S. 51 

 

8.2. HeƌausfoƌdeƌuŶgeŶ iŵ HaŶdluŶgsfeld „IŶklusiǀe SĐhule“    S. 51 

8.2.1. Auf Landesebene        S. 51 

  

Exkurs: Beispiel für ein Pädagogisches Unterstützungs- und Beratungszentrum S. 53 

 

8.2.2. Inklusive Bildung vor Ort gestalten      S. 55 

 

9. Schlusswort          S. 56 

 

QuelleŶǀerzeiĐhŶis         S. ϱϵ 

  

 

      

 

 

AŶlageŶ 

AŶlage ϭ: AŶlass uŶd DuƌĐhfühƌuŶg deƌ OŶliŶe-Uŵfƌage 

AŶlage Ϯ: GeŵeiŶsaŵe EƌkläƌuŶg zuƌ UŵsetzuŶg deƌ IŶklusioŶ iŶ deƌ OldeŶďuƌgeƌ StadtǀeƌǁaltuŶg 

AŶlage ϯ: CRPD – AďsĐhließeŶde BeŵeƌkuŶgeŶ üďeƌ deŶ eƌsteŶ StaateŶďeƌiĐht DeutsĐhlaŶds ǀoŵ ϭϯ. 
Mai ϮϬϭϱ ;ÜďeƌsetzuŶg deƌ MoŶitoƌiŶg-Stelle zuƌ UN-BRKͿ 

AŶlage ϰ: BehiŶdeƌteŶpolitisĐhes MaßŶahŵeŶpaket füƌ das LaŶd BƌaŶdeŶďuƌg - Auf deŵ Weg zuƌ 
UŵsetzuŶg des ÜďeƌeiŶkoŵŵeŶs deƌ VeƌeiŶteŶ NatioŶeŶ üďeƌ die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit 
BehiŶdeƌuŶgeŶ, ϮϬϭϭ – BilduŶgspolitisĐhe MaßŶahŵeŶ 

AŶlage ϱ: BehiŶdeƌteŶpolitisĐhes MaßŶahŵeŶpaket deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg Ϯ.Ϭ - UŶseƌ Weg zuƌ 
UŵsetzuŶg des ÜďeƌeiŶkoŵŵeŶs deƌ VeƌeiŶteŶ NatioŶeŶ üďeƌ die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit 
BehiŶdeƌuŶgeŶ, ϮϬϭϲ – BilduŶgspolitisĐhe MaßŶahŵeŶ 

AŶlage ϲ: EŵpfehluŶgeŶ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ ďeiŵ MiŶisteƌiuŵ füƌ BilduŶg, JugeŶd uŶd 
Spoƌt des LaŶdes BƌaŶdeŶďuƌg, Apƌil ϮϬϭϰ 

AŶlage ϳ: SĐhuleŶ füƌ geŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ aď deŵ SĐhuljahƌ ϮϬϭϳ/ϭϴ 

 

   



 

 5 

Gute Bildung für alle  

Inklusion in Brandenburg als gesamtgesellschaftlicher Prozess 

Analyse und Empfehlungen zur Umsetzung 

Inklusion ist ein Menschenrecht. Alle sollen die gleichen Chancen zur Teilhabe am Leben haben. In der Kinderta-

gesstätte, in der Schule, in der Gesellschaft.  Darüber besteht weitgehend Einigkeit. Über den Weg zur Umsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) wird gestritten. Der Diskurs über den richtigen Weg gehört ge-

nauso dazu, wie die Möglichkeit, Fehlentscheidungen zu treffen oder in Sackgassen zu landen. 

In diesem Gutachten wird dargestellt und analysiert, was in Brandenburg seit dem Inkrafttreten der Konvention 

am 26.03.2009 in die Wege geleitet und erreicht wurde. Sowohl im gesellschaftlichen als auch schulischen Be-

reich wurde vieles begonnen und erfolgreich verändert. Es gab auch Fehlentscheidungen und Fehlentwicklungen. 

Mangelnde Partizipation blockierte teilweise den Prozess. 

Auf der Grundlage der Analyse werden Vorschläge gemacht, wie positive Ansätze in Kommunen und Schulen für 

die weitere Entwicklung genutzt werden können. Erfahrungen mit Fehlentwicklungen tragen dazu bei, zu lernen, 

wie dieser Prozess in den nächsten Jahren effizienter gestaltet werden kann. Vor allem aber wird aufgezeigt, wie 

eine möglichst breite Beteiligung aller erreicht werden kann. 

 

1. Perspektiven für gleiche Lebenschancen aller in Brandenburg 

Inklusion ist als gesamtgesellschaftlicher und gesamtpolitischer Prozess zu begreifen. Von daher kann Inklusion 

nicht ausschließlich in dem Bildungsort der Lebens- und Lernwelt Schule angedacht und implementiert werden. 

Neben der Schule als anerkannte und tradierte Bildungseinrichtung mit ihren Akteuren (z.B. Schülerinnen und 

Schüler, Lehrerinnen und Lehrer, Schulleitungen, Sekretärinnen, Hausmeister, Erzieherinnen und Erzieher, Sozi-

alarbeiterinnen und Sozialarbeiter) stellen auch Kitas und Jugendeinrichtungen anerkannte Bildungsorte in den 

Gemeinden, der Kommune1 dar. 

Neben den genannten Bildungseinrichtungen bilden sich in den Landkreisen, kreisfreien Städten und Gemeinden 

eine Vielzahl unterschiedlicher Einrichtungen und Organisationen mit ihren jeweiligen Aufgaben und Inhalten ab 

– weit mehr als in den Bildungsbereichen. Da sind z.B.: Verbände, Vereine, konfessionelle Einrichtungen, kultu-

relle Einrichtungen, die öffentliche Verwaltung mit ihren unterschiedlichen Aufgaben und Inhalten, gewerbliche 

Betriebe, Unternehmen, gemeinnützige und freie Organisationen. Dazu kommt vielfältiges, zivilgesellschaftliches 

Engagement. 

Der Veränderungsprozess mit dem Ziel einer inklusiven Schule ist als interaktiver Prozess innerhalb der Gesell-

schaft zu begreifen. Es geht hierbei nicht nur um irgendeine beliebige Veränderung. Es handelt sich vielmehr um 

einen Paradigmenwechsel im Denken und Handeln, der alle anspricht und mit allen auf freiwilliger Basis in der 

                                                                 
1 Deƌ iŶ dieseŵ )usaŵŵeŶhaŶg ďeŶutzte Begƌiff KoŵŵuŶe staŵŵt aus deŵ lateiŶisĐheŶ „ĐoŵŵuŶis“, ǁas so 
viel bedeutet wie mit mehreren oder allen gemeinsam, gemeinschaftlich. 

Im Folgenden wird grundsätzlich von Kommune gesprochen; darin sind Landkreise, kreisfreie Städte, Städte und 

Ämter einbezogen. Dort wo es zur Unterscheidung wichtig ist, werden die jeweiligen Begrifflichkeiten benutzt. 
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Kommune, der unmittelbaren Lebenswelt, dem Gemeinwesen, angegangen werden kann und der auch unab-

hängig von der Interaktion Kommune – Schule das Ziel einer inklusiven Kommune, einer Gesellschaft für alle 

beinhaltet. 

Deshalb sind in diesem Zusammenhang auf politischer Ebene die entsprechenden richtungsweisenden Entschei-

dungen zu treffen. Der Ansatz in Brandenburg, ausgeführt in den Maßnahmenpaketen, hat das Ziel einer inklusi-

ven Gesellschaft, deren Entwicklung die Kommunen tragen. Dazu gehören auch die Bildungsorte in ihrer Gesamt-

heit; sie greifen ineinander und müssen zusammen betrachtet werden. Das bedeutet einschließlich der frühkind-

lichen Erziehung, den Kitas, der außerunterrichtlichen Betreuung und den Kinder- und Jugendeinrichtungen. Sie 

alle sind Teil auch des kommunalen Prozesses. 

Der UN-BRK wird ein Paradigmenwechsel zugeschrieben: Es geht in der Sozialpolitik nicht mehr darum, das Für-

sorgeprinzip in den Mittelpunkt zu stellen, und die Behinderten als zu betreuende und zu versorgende Menschen 

zu betrachten, sondern es geht nun darum, sich an den Menschenrechten und dem Prinzip der Teilhabe aller zu 

orientieren. Die Konvention hat einen alle Lebensbereiche umfassenden Anspruch. Laut UN-BRK ist Inklusion ein 

gesamtgesellschaftlicher Veränderungsprozess. In der Praxis ging es in Brandenburg in den meisten Fällen vor-

nehmlich nur um schulische Inklusion – mit der Folge, dass das Thema bei Lehrkräften und Eltern ein Reizwort 

geworden ist. Manche halten sie angesichts vorhandener Umsetzungsprobleme für gescheitert. Dabei ist inklu-

sive Bildung ein Menschenrecht, zu dessen Umsetzung sich Deutschland völkerrechtlich verpflichtet hat. 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte wirbt deshalb für eine Versachlichung der Debatte und fordert die 

Bundesländer auf, ein inklusives Bildungssystem nach den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention zu 

schaffen. „Gut gemachte inklusive Bildung kommt allen zugute, Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

wie Hochbegabten. Gleichzeitig wird kein Kind ausgeschlossen"2, sagt Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-

Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte. 

"Das inklusive Schulsystem steckt acht Jahre nach Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention in den 

meisten Bundesländern immer noch in den Kinderschuhen"3, kritisiert Aichele. Weiter führt er aus, dass es zwar 

Fortschritte in Praxis und Gesetzgebung gebe, die von Bundesland zu Bundesland sehr unterschiedlich ausfielen. 

Ebenso sind auch erfolgreiche Modellprojekte der Inklusion zu registrieren. Jedoch hat noch kein Bundesland bis 

jetzt den notwendigen Rahmen für Aufbau und Betrieb inklusiver Schulen abschließend entwickelt. 

 

Oft wurden handwerkliche Fehler gemacht. „Wir ermuntern alle Beteiligten, aus den bisherigen Fehlern zu lernen 

und den Aufbau eines inklusiven Schulsystems zielgerichtet anzugehen"4, so Aichele weiter. Dies gelinge nicht 

durch Abwarten oder Widerstand, sondern nur durch sachorientiertes und tatkräftiges politisches Handeln. 

 

Im politischen Handeln müssen auch die Befürchtungen der Schülerinnen und Schüler, Eltern, Lehrkräfte sowie 

anderer Berufsgruppen ernst genommen werden und deren Vertrauen in die Umgestaltung gestärkt werden.5  

 

Nach dem Regierungswechsel in Nordrhein-Westfalen erklärt Susann Kroworsch, wissenschaftliche Mitarbeiterin 

der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte, die den 

Prozess der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Nordrhein-Westfalen begleitet, gleichlautend: 

„Wir ermuntern alle Beteiligten, aus den bisherigen Fehlern und Herausforderungen bei der Umsetzung inklusi-

ver Bildung in Nordrhein-Westfalen zu lernen und den Aufbau eines inklusiven Schulsystems zielgerichtet anzu-

gehen.“6 Weiteƌ heißt es: „Die praktischen Schwierigkeiten bei der Etablierung inklusiver Schulen dürften nicht 

dazu fühƌeŶ, dass FoƌtsĐhƌitte ŶiĐht geseheŶ ǁüƌdeŶ odeƌ IŶklusioŶ gaƌ als gesĐheiteƌt ďetƌaĐhtet ǁeƌde.“7  

 

                                                                 
2 Aichele, Valentin: Inklusive Bildung ist ein Menschenrecht und muss umgesetzt werden, Pressemitteilung der 

Monitoring Stelle UN-BRK, veröffentlicht am 05.09.2017 
3 Ebenda 
4 Ebenda 
5 Zusammenfassungen aus der o.g. Pressemitteiung 
6 Pressemitteilung der Monitoring Stelle UN-BRK, Veröffentlicht am 06.09.2017: „Nordrhein-Westfalen: Inklusive 

Bildung ist ein Menschenrecht und muss umgesetzt werden“ 
7 Ebenda 
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Die Umsetzung des Rechts auf inklusive Bildung sei nur im Rahmen einer systemischen Reform zu begreifen, die 

gesellschaftlich getragen einen erheblichen Wandel der Bildungssysteme nach sich zieht. Dafür muss auf einer 

breiten – möglichst parteiübergreifenden – Ebene ein gesellschaftlicher Prozess eingeleitet werden, um die ent-

sprechenden Gesetze und Bildungskonzepte einschließlich der Finanzierung, Verwaltung, Ausgestaltung (Inhalt, 

Lehrmethoden, Ansätze, Strukturen und Strategien) anzupassen. 

 

Das Gutachten zeigt, wie sowohl der Prozess selbst als auch das Ergebnis in Einklang mit den in Artikel 3 UN-BRK 

niedergelegten allgemeinen Prinzipien gestaltet werden kann, wie z. B. die Achtung der Menschenwürde und 

Autonomie, die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Gleichberechti-

gung der Geschlechter. 

 

 

Zur Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention 

Seit dem 26.03.2009 gilt völkerrechtlich verbindlich die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen 

(UN-BRK)8 für Deutschland. Damit hat Deutschland erklärt, dass die menschenrechtlichen Bestimmungen dieser 

Konvention Maßstab für die weitere Entwicklung unserer Gesellschaft, auch für die künftige Gesetzgebung sind. 

Bisherige Gesetze, die diesen Bestimmungen nicht entsprechen, müssen überarbeitet werden. 

Artikel 4 — Allgemeine Verpflichtungen 

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen 

mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. Zu diesem Zweck 

verpflichten sich die Vertragsstaaten, 

    alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der in diesem Übereinkommen 

anerkannten Rechte zu treffen 

    alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung bestehender Ge-

setze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen 

darstelleŶ… 

Dies gilt auch für das Land Brandenburg: 

Artikel 4 — Allgemeine Verpflichtungen 

(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats. 

Die 50 Artikel dieser Konvention umfassen alle Lebensbereiche einschließlich Familie, Arbeit, Wohnen und Mo-

ďilität. IŶ deƌ öffeŶtliĐheŶ DiskussioŶ giŶg es aďeƌ fast aussĐhließliĐh üďeƌ deŶ „Aƌtikel Ϯϰ BilduŶg“. 

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK), Artikel 24 in Leichter Sprache:9 

Artikel 24: Recht auf Bildung 

Schule 

Alle Kinder sollen in die gleichen Schulen gehen. 

Behinderte Kinder und nicht behinderte Kinder sollen gemeinsam lernen. 

Es soll keine Sonder-Schulen geben. 

                                                                 
8 Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen in der amtlichen, 

gemeinsamen Übersetzung von Deutschland, Österreich, Schweiz und Lichtenstein; Bundesministerium für Ar-

beit und Soziales, 2011 

http://www.bmas.de 
9 Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (in Leichter Sprache), Deutsches Institut für 

Menschenrechte e. V., 2018, 

http://www.inklusion-als-menschenrecht.de 
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Die Lehrer und Lehrerinnen müssen für alle Kinder da sein. 

Sie müssen für jedes Kind die richtige Hilfe kennen. 

Dafür brauchen auch die Lehrer und Lehrerinnen eine gute Ausbildung. 

Manche Kinder brauchen viel Unterstützung. 

Das geht auch in der Schule für alle. 

Die Unterstützungs-Person kommt dann mit in die Klasse. 

Auch nach der Schule geht das weiter. 

Auch in der Ausbildung lernen alle zusammen. 

Und an der Universität. 

 „IŶklusiǀe BilduŶg“ ǁaƌ das SĐhlagǁoƌt, ŵit deŵ die UN-BRK verbunden wurde, besser: auf den sie reduziert 

wurde. Weder lässt sich die Konvention auf einen einzigen gesellschaftlichen Bereich reduzieren, noch auf eine 

bestimmte Gruppe, wie zum Beispiel Schülerinnen und Schüler mit diagnostischem Förderbedarf. Konkret be-

deutet das: Kinder mit einer Behinderung dürfen nicht vom Besuch einer Grundschule oder einer weiterführen-

den Schule aufgrund ihrer Behinderung ausgeschlossen werden. Ihnen soll gleichwertig mit allen anderen Schü-

lerinnen und Schülern der Zugang zu einem einbeziehenden, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht er-

möglicht werden. Das ist mehr als Integration. Integration im Bereich Schule bedeutet verkürzt dargestellt, dass 

sich die Schülerinnen und Schüler, die integriert werden, an die bestehenden Schulstrukturen anpassen müssen. 

Dazu bekommen sie einen Nachteilsausgleich, wenn sie zu einzelnen Anpassungsleistungen nicht in der Lage 

sind. Inklusion erfordert, dass das Schulsystem sich an den Fähigkeiten und Bedürfnissen der einzelnen Schülerin 

oder des einzelnen Schülers orientiert.  Dazu ist es gegebenenfalls erforderlich, angemessene Vorsorge zu tref-

fen, damit Behinderungen nicht zum Nachteil werden. Dieser Paradigmenwechsel lässt sich auch so beschreiben: 

Fƌagte ŵaŶ ďisheƌ „WelĐhe SĐhule ist die ƌiĐhtige füƌ das KiŶd ;z. B. GƌuŶdsĐhule odeƌ FöƌdeƌsĐhuleͿ?“ so ist ŶuŶ 
zu fƌageŶ „Wie ŵuss siĐh die SĐhule ǀeƌäŶdeƌŶ, ǁas ŵuss iŶ deƌ SĐhule gesĐheheŶ, daŵit dieses KiŶd aŶ dieseƌ 
SĐhule zusaŵŵeŶ ŵit deŶ aŶdeƌeŶ KiŶdeƌŶ leƌŶeŶ kaŶŶ?“ OƌieŶtieƌung nicht mehr am System, sondern am Kind. 

Die UN-BRK ist die verbindliche Erklärung, dass die Menschenrechte für alle Menschen gelten, auch für Menschen 

mit Behinderungen. Gleiches galt und gilt für die bereits 1992 von Deutschland ratifizierte Kinderrechtskonven-

tion, die klarmacht, dass die Menschenrechte auch für Kinder gelten. Bei der Ratifizierung der Kinderrechtskon-

vention gab es allerdings einen Vorbehalt, der erst 2010 zurückgenommen wurde: 

Vorbehaltserklärung Deutschlands 

Deutschland hat die Kinderrechtskonvention zwar am 6. März 1992 ratifiziert, so dass sie für die Bundesrepublik am 5. April 

1992 in Kraft getreten ist, aber zunächst unter einem Vorbehalt: 

Da in der Bundesrepublik die Abschiebehaft auch gegen Kinder und Jugendliche verhängt wurde, hat sie dem Ausländerrecht 

in Deutschland Vorrang vor der Kinderrechtskonvention gegeben. Die darauf beruhende Vorbehaltserklärung bei der Unter-

zeichnung der Kinderrechtskonvention ist von Deutschland am 15. Juli 2010 durch Hinterlegung einer Rücknahmeerklärung 

bei den Vereinten Nationen zurückgenommen worden. 

Daŵit gilt Artikel ϯ Aďsatz ϭ der KoŶǀeŶtioŶ iŶzǁisĐheŶ auĐh iŶ der BuŶdesrepuďlik ohŶe EiŶsĐhräŶkuŶg, so dass ͞ďei alleŶ 
Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Ge-

riĐhteŶ, VerǁaltuŶgsďehördeŶ oder GesetzgeďuŶgsorgaŶ getroffeŶ ǁerdeŶ, …das Wohl des KiŶdes … ǀorraŶgig zu ďerüĐksiĐh-
tigeŶ ist͟.10 

Die breite Übereinstimmung bei der Unterzeichnung der Behindertenrechtskonvention wird auch darin erkenn-

bar, dass sie mit keinem Vorbehalt versehen wurde. Neben der Reduzierung der öffentlichen Wahrnehmung auf 

den Artikel 24 wurde andererseits die allgemeine Bedeutung der UN-BRK für die Gesellschaft fast ausschließlich 

in den Verbänden und Kreisen der Menschen mit Behinderungen beachtet. 

                                                                 
10 Vorbehaltserklärung Deutschlands zur UN-Kinderrechtskonvention  

https://www.kinderrechtskonvention.info/ 
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Artikel 3 der UN-BRK macht grundsätzlich die gesamtgesellschaftliche Zielrichtung deutlich: 

Artikel 3 — Allgemeine Grundsätze 

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind: 

    die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene 

Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit; 

    die Nichtdiskriminierung; 

    die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft; 

    die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der 

menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 

    die Chancengleichheit; 

    die Zugänglichkeit; 

    die Gleichberechtigung von Mann und Frau; 

    die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die Achtung ihres Rechts auf 

Wahrung ihrer Identität. 

EďeŶso ǁie iŵ GƌuŶdgesetz Aƌtikel ϯ „;ϭͿ Alle MeŶsĐheŶ siŶd ǀoƌ deŵ Gesetz gleiĐh…  ;ϯͿ ϭNieŵaŶd darf wegen 

seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glau-

bens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf we-

gen seiner Behinderung benachteiligt ǁeƌdeŶ.“  ŵaĐht die UN-Konvention deutlich, dass alle Menschen gleich-

berechtigt sind und vor Diskriminierung geschützt werden müssen. Artikel 5 Absatz 1 der UN-BRK macht deutlich, 

dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung 

Anspruch auf den gleichen Schutz durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 

Auf deŶ eƌsteŶ BliĐk sĐheiŶt es, als gehe es „Ŷuƌ“ uŵ MeŶsĐheŶ, die laŶgfƌistige köƌpeƌliĐhe, seelisĐhe, geistige 
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, 

wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können oder die deshalb in irgendeiner 

Form von Diskriminierung betroffen sind. Durch den Artikel 3 wird deutlich: Es geht auch um Menschen mit an-

deren kulturellen, ethnischen, religiösen, sozialen, sexuellen und sonstigen Hintergründen, wenn sie deshalb an 

der vollen Teilhabe und Teilnahme am gesellschaftlichen Leben behindert werden. Oder wenn sie aus diesen 

Gründen von Diskriminierung betroffen sind. Dies bezeichnet man im Allgemeinen als umfassendes oder erwei-

tertes Inklusionsverständnis. 

Artikel 5 — Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und 

ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 

Die UN-BRK ist am 22. Januar 2011 auch für die Europäische Union (EU) in Kraft getreten und gilt damit für alle 

Bereiche, die in der Zuständigkeit der EU liegen. 

Um sicherzustellen, dass die in der Konvention beschriebenen Menschenrechte eingehalten werden bzw. dass 

eine entsprechende Vorsorge getroffen wird, dass diese Rechte künftig im vollen Umfang für alle uneinge-

schränkt gelten können, gibt es die sogenannte Staatenprüfung. Vor dem zuständigen UN-Ausschuss müssen die 

einzelnen Staaten in einem festgelegten Intervall über die Entwicklung zur Einhaltung und Sicherung der Men-

schenrechte berichten. Der Ausschuss kann dann Empfehlungen für die weitere Entwicklung geben oder auch 

kritisch Stellung nehmen. Die letzte Staatenprüfung für Deutschland fand 2015 statt. 
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2. Inklusion in Brandenburg 2018 - Entwicklung seit 2009 

2.1 Gesamtgesellschaftlicher Prozess 

In Brandenburg gab es von Anfang an den Anspruch, eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung (angesiedelt im 

Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Familie (MASF)) zu gestalten; auch die schulischen Aspekte der In-

klusion wurden her verankert. 

Dieses Vorhaben, einen gemeinsamen gesellschaftlichen Prozess zur Umsetzung der UN-BRK zu gestalten, wird 

im Maßnahmenpaket, das 2011 vorgestellt wurde, deutliĐh: „Die LaŶdesƌegieƌuŶg hat siĐh als üďeƌgeoƌdŶetes 
politisches Ziel der Chancengleichheit aller Brandenburgerinnen und Brandenburger verpflichtet. Dazu gehört 

die Chancengleichheit von Frauen und Männern, von jungen und älteren Menschen, von Menschen mit und ohne 

Kindern, von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund genauso wie von Menschen mit und ohne Behin-

derung. Das MASF hat die Aufgabe, die Maßnahmen der Landesregierung für Chancengleichheit zu koordinie-

ƌeŶ.“11  

Das Arbeits- und Sozialministerium organisierte 2010 fünf Regionalkonferenzen. Nach dem Motto der UN-BRK 

„NiĐhts üďeƌ uŶs ohŶe uŶs“ kaŵeŶ BetƌoffeŶe zusaŵŵeŶ uŶd saŵŵelteŶ IdeeŶ. IŶsgesaŵt ďesuchten über 

1.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer diese Konferenzen. Ihre Vorschläge wurden auf einem Ideenworkshop 

unter Beteiligung der Selbsthilfeverbände und der kommunalen Behindertenbeauftragten ausgewertet und in 

den Forderungskatalog des Maßnahmenpakets eingearbeitet. 

2011 wurde das „BehiŶderteŶpolitisĐhe MaßŶahŵeŶpaket für das LaŶd BraŶdeŶďurg - Auf dem Weg zur Um-

setzuŶg des ÜďereiŶkoŵŵeŶs der VereiŶteŶ NatioŶeŶ üďer die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit BehiŶderuŶgeŶ“  

verabschiedet und veröffentlicht. 

Im Vorwort erklärten Sozial- und Arbeitsminister Günter Baaske (SPD) und Jürgen Dusel, Landesbeauftragter für 

die BelaŶge ďehiŶdeƌteƌ MeŶsĐheŶ, geŵeiŶsaŵ: „Wiƌ ǀeƌsteheŶ uŶd haŶdhaďeŶ uŶseƌe Politik füƌ MeŶsĐheŶ 
mit Behinderung als eine alle Ressorts erfassende Querschnittsaufgabe. In dieser engen Kooperation ist auch das 

Maßnahmenpaket entwickelt worden. Natürlich: Bis zu einem 'inklusiven Brandenburg' ist es noch ein weiter 

Weg. Denn Akzeptanz, Teilhabe, Chancengleichheit wachsen nur in dem Maße, wie die 'Mauer in den Köpfen' 

verschwindet. Bei allen Veränderungen, die mit diesem umfassenden Prozess einhergehen, wollen wir Augen-

ŵaß halteŶ uŶd die MeŶsĐheŶ ŵitŶehŵeŶ.“ 12 

Iŵ „HaŶdluŶgsfeld ϭ.Ϯ ErziehuŶg uŶd BilduŶg iŶ der SĐhule“ sind klare Zielsetzungen für schulische Inklusion 

formuliert; allerdings unter Haushaltsvorbehalt. Die schulische Bildung wurde iŶ das „BehiŶdeƌteŶpolitisĐhe 
MaßŶahŵeŶpaket“ integriert. Auch damit wird der gesamtgesellschaftliche Anspruch in Brandenburg deutlich. 

2016 findet erneut eine Dialog-Reihe üďer „Die zuküŶftige Politik für MeŶsĐheŶ ŵit BehiŶderuŶgeŶ“ statt. In 

sechs regionalen Foren wurde diskutiert, wie das Maßnahmenpaket weiterentwickelt werden soll. Dabei enga-

gierten sich nur noch halb so viele Teilnehmer wie sechs Jahre zuvor (500). Die Ergebnisse der Foren flossen ein 

in das Ende 2016 durch das Kabinett verabschiedete Behindertenpolitische Maßnahmenpaket 2.0: Auf dem Weg 

zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.13 

Auch hier war die schulische inklusive Bildung einbezogen, auch auf die Ergebnisse der Staatenprüfung wurde 

eiŶgegaŶgeŶ: „IŶ AusǁeƌtuŶg deƌ aďsĐhließeŶdeŶ BeŵeƌkuŶgeŶ des UN-Ausschusses zur Staatenprüfung der 

Bundesrepublik Deutschland von April 2015 wurde u.a. die Entwicklung eines Zeitplans und von Zielvorgaben 

empfohlen, um den Zugang zu einem qualitativ hochwertigen, inklusiven Bildungssystem herzustellen, ein-

schließlich der notwendigen Finanzmittel und des erforderlichen Personals auf allen Ebenen. In diesem Zusam-

menhang wird die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen auf allen Bildungsebenen sowie deren rechtliche 

                                                                 
11 Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket für das Land Brandenburg, S. 5 
12 Ebenda, S. 3 
13 Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket der Landesregierung 2.0, Februar 2017 
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Durchsetzbarkeit und Einklagbarkeit vor Gericht empfohlen. Die Schulung der Lehrkräfte auf dem Gebiet der 

inklusiven Bildung ist zudem umzusetzen. Diesen Empfehlungen trägt das Land Brandenburg mit der derzeitigen 

EƌstelluŶg eiŶes LaŶdeskoŶzeptes “GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ deƌ SĐhule" ReĐhŶuŶg, iŶ deŵ SĐhlussfolgeƌuŶgeŶ 
aus deŵ AďsĐhlussďeƌiĐht deƌ BegleitfoƌsĐhuŶg zuŵ Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ ďezogeŶ auf die SĐhul-
stufen aufgezeigt sowie Vorschläge für eine weitere Entwicklung zum Ausbau des Gemeinsamen Lernens in der 

Primarstufe und in den weiterführenden Schulen dargestellt werden. Des Weiteren werden im Konzept die Mög-

lichkeiten von unterrichtsunterstützenden Maßnahmen sowie personellen, baulichen und finanziellen Rahmen-

ďediŶguŶgeŶ soǁie zuƌ FaĐhkƌäftegeǁiŶŶuŶg daƌgelegt. Die EŵpfehluŶgeŶ „des ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ Beiƌats“ 
ǁeƌdeŶ iŵ KoŶzept ďeƌüĐksiĐhtigt.“14  

Abschließend wird nochmals das Anliegen, eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung zu fördern, eƌkläƌt: „Auf 
dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft wird nicht nur ein langer Atem, sondern werden auch viele Verbündete 

gebraucht.  Auch zukünftig strebt die Landesregierung bei der Umsetzung der UN-BRK einen möglichst breiten 

politischen Konsens aller Fraktionen im brandenburgischen Landtag sowie der politisch Verantwortlichen in den 

Landkreisen und kreisfreien Städte an. Es bleibt als wesentliche Aufgabe, den Gedanken des inklusiven Miteinan-

ders in die Zivilgesellschaft zu tragen. Bei der Entwicklung eines Gemeinwesens für Menschen mit und ohne 

Behinderungen sind alle gesellschaftlichen Akteure aufgerufen, sich einzubringen. Die Landesregierung setzt mit 

dem Maßnahmenpaket 2.0 einen weiteren Impuls. Auf dem gemeinsamen Weg zu einem inklusiven Brandenburg 

sollen die Aktivitäten der Kommunen, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Kirchen, Vereine, Parteien etc. mit 

denen der Landesregierung sinnvoll verzahnt werden. Nur gemeinsam kann es gelingen, gleichberechtigte und 

ǁiƌksaŵe Teilhaďe zu gestalteŶ.“15  

Trotz dieser intensiven Bemühungen der Landesregierung, das Thema Inklusion gesellschaftlich zu verankern, 

stand die schulische Inklusion - und damit die Bildungspolitik - sehr schnell im Fokus der Öffentlichkeit. Eine 

Durchsicht der Pressemeldungen zu den Themen Inklusion und Menschen mit Behinderungen der Jahre 2009 bis 

2012 zeigt, dass knapp 80 Prozent der Artikel die schulische Inklusion betrafen. Über die Erarbeitung und Veröf-

fentlichung des behindertenpolitischen Maßnahmenpakets waren nur wenige Meldungen und Informationen in 

der Presse zu lesen. In der Märkischen Allgemeinen Zeitung beispielsweise sind dazu gerade einmal drei Artikel 

erschienen. 

Damit verbunden ist in den Kommunen bereits ein massiver Druck zur Umsetzung der Inklusion im Schulbereich 

entstanden, obwohl nach wie vor gesetzliche Vorgaben im Schulgesetz fehlen. Wenn positiv berichtet wird, dass 

in Brandenburg inzwischen ungefähr die Hälfte der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf auf allgemeine Schulen geht, dann steht dahinter auch eine enorme Leistung nicht nur der Schulen und 

der Lehrerinnen und Lehrer, sondern auch der Schulträger. Dass dabei an vielen Orten Schwierigkeiten entste-

hen, weil für die Mehrheit der Schulen und Kommunen weder die gesetzlichen Vorgaben geklärt sind, noch die 

Finanzen transparent zur Verfügung stehen. 

 

2.2 Schulischer Inklusionsprozess 

Nach Professorin Andrea Platte (Integrationspädagogik)16 meint Inklusive Bildung Prozesse der Unterstützung 

einer und eines jeden einzelnen Lernenden – ohne Ausschluss und Ausnahme. Daraus erwächst die Lernmotiva-

tion der Schülerinnen und Schüler. Dieser inklusive Veränderungsprozess, der das selbstgesteuerte und eigen-

ständige Lernen der Kinder fördert, beginnt bereits in frühkindlichen Erziehung, Bildung und Förderung. Je besser 

hier aufeinander aufgebaut wird, je effektiver wird das gemeinsame, von der Unterschiedlichkeit der einzelnen 

                                                                 
14 Ebenda S. 15f 
15 Ebenda, S. 122 
16 Platte, Andrea (2012): Inklusive Bildung als internationale Leitidee und pädagogische Herausforderung. Un-

veröffentlichtes Manuskript. 
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Schülerinnen und Schüler profitierende Lernen entwickelt. Da in Brandenburg sowohl die Arbeit der frühkindli-

chen als auch der schulischen Erziehung und Bildung in einem Ministerium zusammen verantwortet werden, ist 

hier die Chance einer gemeinsamen Entwicklung groß. Im Bereich der Kitas war und ist die inklusive Ausrichtung 

in den meisten Einrichtungen beispielhaft gut. Auch die Ausgangslage für inklusive Bildung in der Schule war in 

Brandenburg sehr gut.  

Bereits seit 1996 ist im Schulgesetz festgeschrieben, dass der gemeinsame Unterricht von Schülerinnen und Schü-

lern mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf Vorrang hat. Deshalb lag bei Inkrafttreten der UN-BRK in 

Deutschland der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit Förderbedarf in den allgemeinen Schulen (Schuljahr 

2008/2009) bei 34,4 Prozent, das heißt mehr als ein Drittel aller Schülerinnen und Schüler mit einem diagnosti-

zierten Förderbedarf nahmen am gemeinsamen Unterricht teil (Durchschnitt in Deutschland: 18,4 Prozent). Al-

lerdings liegt in Brandenburg die Anzahl der Förderschüler mit 8,5 Prozent deutlich über dem Bundesdurchschnitt 

(sechs Prozent). Über 40 Prozent mehr Schülerinnen und Schülern als im Bundesdurchschnitt wurden (und wer-

den) in Brandenburg attestiert, dass sie einen sonderpädagogischen Förderbedarf haben.17 

Auch pädagogisch liegen in Brandenburg viele und gute Erfahrungen im Unterricht mit heterogenen Lerngruppen 

vor, auĐh ŵit deƌ Aƌďeit iŶ alteƌsgeŵisĐhteŶ LeƌŶgƌuppeŶ ;u.a. siehe das Pƌojekt „KleiŶe GƌuŶdsĐhuleͿ“.  EďeŶso 
wurden in den Flex-Klassen umfangreiche Erfahrungen gesammelt. Zumindest im Grundschulbereich waren die 

Startvoraussetzungen für die Einführung inklusiver schulischer Bildung sehr gut. 

Auf diesem Hintergrund schätzte Bildungsminister Holger Rupprecht (SPD) bereits im Oktober 2010 die Bedeu-

tung der UN-BRK für die Schule richtig ein: „EiŶ Megatheŵa ǁird iŶ deŶ ŶäĐhsteŶ JahreŶ auĐh die BilduŶgspolitik 
stark beeinflussen: Inklusion. Inklusion ist die Aufforderung an die Gesellschaft, Ausgrenzung zu verhindern und 

soziale Integration zu ermöglichen – und dies von Geburt an. Niemand darf wegen einer Behinderung von Bildung 

ferngehalten, jedem muss ein gleichberechtigter Zugang zu Bildung ermöglicht werden. Die UN-Behinderten-

rechtskonvention – inzwischen geltendes Völkerrecht und Bundesgesetz – fordert letztlich das wohnortnahe ge-

meinsame Lernen von Kindern mit und ohne Behinderung. 

Auch hier sind wir bereits auf einem guten Weg. Der Anteil der integrativen Beschulung liegt mit 36 Prozent dop-

pelt so hoch wie der Bundesschnitt. Und doch ist der Weg zur inklusiven Schule ein weiter und schwieriger Weg. 

Wir brauchen behindertengerechte Schulgebäude, ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer und ein verändertes Be-

ǁusstseiŶ iŶ der GesellsĐhaft. IŶ deŶ koŵŵeŶdeŶ MoŶateŶ ǁerde iĐh zu „RuŶdeŶ TisĐheŶ͞ eiŶladeŶ, um die Fol-

gerungen aus der UN-BehiŶderteŶreĐhtskoŶǀeŶtioŶ für die BilduŶg iŶ uŶsereŵ LaŶd zu ďerateŶ.͞18 

Aus deŶ aŶgeküŶdigteŶ „RuŶdeŶ TisĐheŶ“ ǁuƌdeŶ sechs Regionalkonferenzen, auf denen die Vorstellungen zur 

inklusiven Bildung des zuständigen Ministeriums kontrovers diskutiert wurden. In einem der Input-Referate er-

klärte die Nachfolgerin von Minister Holger Rupprecht, Ministerin Martina Münch (SPD): „Bei der UŵsetzuŶg ǀoŶ 
Inklusion geht es nicht nur um die Veränderung von Rahmenbedingungen – es geht vielmehr um einen tiefgrei-

feŶdeŶ BeǁusstseiŶsǁaŶdel …Das ǁeseŶtliĐhe PriŶzip ǀoŶ IŶklusioŶ ist die WertsĐhätzuŶg ǀoŶ Vielfalt – hetero-

gene Gruppen werden der Normalfall, in der Gesellschaft wie in der Schule. Das bedeutet automatisch eine stei-

gende Chancengerechtigkeit, denn gerade die Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förder-

ďedarf ‘LerŶeŶ‘ siŶd iŶ der Regel KiŶder uŶd JugeŶdliĐhe aus sozial sĐhǁaĐheŶ ElterŶhäuserŶ. MeiŶ )iel ist: Iŵ 
Jahr 2019 soll kein Kind wegen eines besonderen Förderbedarfs im Lernen, in der sprachlichen Entwicklung oder 

iŵ VerhalteŶ seiŶe “Đhule iŵ WohŶuŵfeld ǀerlasseŶ ŵüsseŶ.͞19 

                                                                 
17 Bisher hat es unseres Wissens noch keine Untersuchung gegeben, die die Ursachen erforscht hat. 
18Holger Rupprecht: In Perspektive 21, Oktober 2010 
19Bildungsministerin Martina Münch am 20.04.2011 auf der Pressekonferenz zu den fünf Regionalkonferenzen, 

iŶ: DokuŵeŶtatioŶ zu deŶ RegioŶalkoŶfeƌeŶzeŶ „SĐhule füƌ alle“ deƌ staatliĐheŶ SĐhuläŵteƌ des LaŶdes BƌaŶ-
denburg 
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Mit gƌoßeŵ AufǁaŶd ǁuƌde die EŶtǁiĐkluŶg iŶklusiǀeƌ BilduŶg uŶteƌ deŵ Aƌďeitstitel „EiŶe SĐhule füƌ alle“ ge-
staƌtet. IŶ eiŶeŵ Beitƌag iŶ deŵ BaŶd „IŶklusioŶ uŶd IŶtegƌatioŶ“20 hat Bildungsministerin Martina Münch (SPD) 

die Dimensionen dieses Vorhabens dargelegt. Sie zeigt auf, dass für inklusive Schulstrukturen auch in Branden-

burg „starke Unterstützungssysteme erforderlich sind sowie eine enge Kooperation zwischen Schule, Jugendhilfe 

und Sozialhilfe. Deshalb gibt es spezielle Fortbildungsangebote für Fachkräfte in der interdisziplinären Zusam-

menarbeit in Leitungs- bzw. Koordinationsfunktionen aus den Systemen 'Schule', 'Jugendhilfe', sowie 'Soziales' 

und 'Gesundheit'. Ziel ist es, Kommunikationsprozesse zwischen den Akteuren der unterschiedlichen Systeme zu 

initiieren, Handlungswissen zu vermitteln und praxisorientierte Instrumente für ein kooperatives Zusammenwir-

ken zu entwickeln."21 

Um Strukturen in Brandenburg zu entwickeln, wurden die schon benannten sechs Regionalkonferenzen (2011) 

durchgeführt. Es folgte die Einrichtung des RuŶdeŶ TisĐhes „IŶklusiǀe BilduŶg“ als Beratungsgremium für das 

brandenburgische Bildungsministerium bei der Weichenstellung für die „SĐhule füƌ alle“. Dazu ǁuƌdeŶ ŵehƌ als 
40 Verbände und Initiativen, darunter die Landesräte der Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrerinnen und 

Lehrer, verschiedene Betroffenen-, Lehrer- und Sportverbände, kommunale Spitzenverbände, die Arbeitsge-

meinschaft freier Schulen, Kirchen, Gewerkschaften und Kammern sowie die bildungspolitischen Sprecher aller 

brandenburgischen Landtagsfraktionen eingeladen. Die Leitung und Verantwortung lag (und liegt) beim Bil-

dungsministerium. 

Ebenfalls 2011 wurde der wisseŶsĐhaftliĐhe Beirat „IŶklusiǀe BilduŶg“ einberufen; zehn Experten und Wissen-

schaftler aus dem Bereich der inklusiven Bildung aus unterschiedlichen Bundesländern haben das Bildungsminis-

terium von Oktober 2011 bis März 2014 bei der Entwicklung von MaßnahŵeŶ füƌ die „SĐhule füƌ alle“ ďegleitet. 
Darüber hinaus erarbeitete der Beirat 55 Empfehlungen für die weitere inklusive Entwicklung in Brandenburg. 

Diese Empfehlungen wurden am 31.03.2014 der Ministerin überreicht und am 12.06.2014 im Bildungsausschuss 

des Landtages vorgestellt. Einmütig haben alle bildungspolitischen Sprecher der Parteien in der Beratung festge-

stellt, dass man mit diesen Empfehlungen „eiŶe Messlatte gesetzt hätte, aŶ der siĐh jede zuküŶftige LaŶdesregie-
ruŶg ŵesseŶ lasseŶ ŵüsse͞. (Thomas Günther (SPD))22 

 So hat sich die Abgeordnete Marie Luise von Halem (BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN) folgendermaßen geäußert: „Die 
breite Fülle an Empfehlungen sei bemerkenswert. Sie wolle nicht auf die Empfehlungen im Einzelnen eingehen. 

Jedoch gebe es mehrere Punkte, die schon länger in der Diskussion seien. Besonders positiv sei es, dass hervorge-

hoben werde, dass die verschiedenen Ebenen der schulischen Inklusion und der Inklusion überhaupt beteiligt wer-

deŶ ŵüssteŶ…. IŶklusioŶ sei eiŶ derart üďergreifeŶdes Theŵa, bei dem es tatsächlich darum gehe, eine ganze 

Gesellschaft zu verändern. Hier müssten die unterschiedlichsten Ebenen mit den dazugehörigen Personen mit 

eingebunden werden. Sie betont, dass es hier um die Landesebene gehe und darum, was auf dieser Ebene pas-

siere. Speziell dafür seien bereits eine ganze Menge Empfehlungen formuliert worden, wie zum Beispiel die Auf-

nahme von Inklusion in das Schulgesetz und die Ausweitung der Grundausstattung der Pilotschulen auf alle 

GruŶdsĐhuleŶ aď Herďst ϮϬϭϱ…͞23 

Der Abgeordnete Thomas Günther (SPD) betonte: Aus deŶ EŵpfehluŶgeŶ sei „auĐh herǀorgegaŶgeŶ, ǁie ǁeŶig 
vorbereitet die gesamte Gesellschaft auf das Thema Inklusion sei. Sie sei vom Kopf her überhaupt noch nicht 

darauf eingestellt. Daher sei es wichtig, für das gemeinsaŵe LeďeŶ uŶd LerŶeŶ zu ǁerďeŶ.͞24 

                                                                 
20In: Gerhard Banse / Bernd Meier (Hrsg.), Inklusion und Integration, Theoretische Grundfragen und Fragen der 

praktischen Umsetzung im Bildungsbereich Reihe: Gesellschaft und Erziehung, historische und systematische 

Perspektiven, Herausgegeben von Dieter Kirchhöfer uŶd Chƌista Uhlig, MitďegƌüŶdet ǀoŶ Bodo FƌiedƌiĐh †, BaŶd 
13, Internationaler Verlag der Wissenschaften, Frankfurt am Main 2013 
21 Ebenda, S. 21f 
22 Sitzungsprotokoll der 56. Sitzung des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport am 12.06.2014 
23 Ebenda 
24 Ebenda 



 

 14 

Für die CDU bedankte sich der Abgeordnete Ingo Senftleben „für die sorgfältig ausgearďeiteteŶ EŵpfehluŶgeŶ 
des Beirat.͞ und stellte fest, „dass siĐh DeutsĐhlaŶd sehr ǁohl iŶ deŶ letzteŶ JahreŶ hiŶ zur IŶklusioŶ eŶtǁiĐkelt 

haďe uŶd es ŶiĐht ŵehr daruŵ gehe, DiŶge zu ǀerhiŶderŶ oder dafür BegrüŶduŶgeŶ zu suĐheŶ… Die Politik haďe 
die Aufgabe, solch sensible Punkte zu beachten. Es sei dem Beirat auch dahingehend zuzustimmen, dass die Politik 

nunmehr gefordert sei, die GrundlageŶ zu sĐhaffeŶ… Daďei seieŶ alle ParteieŶ gleiĐherŵaßeŶ gefordert. Der Be-
riĐht des Beirats ŵüsse daďei ǁeiterhiŶ eiŶe Rolle spieleŶ.͞25 

Der Abgeordnete Andreas Büttner (FDP) äußert sich dahingehend, „dass die EŵpfehluŶg geŶau das sei, ǁas das 
Land zu dem Thema Inklusion brauche... Bezüglich der Kommunen führt er an, dass diese selbst Verpflichtete der 

UN-Behindertenrechtskonvention seien und sich daher nicht unbegrenzt auf das Konnexitätsprinzip berufen könn-

ten. Er habe den Eindruck, dass das Thema der Inklusion insgesamt auf städtischer und gemeindlicher Ebene nicht 

zu deŶ prioritäreŶ TheŵeŶ gehöreŶ ǁürde.͞26 

Die Abgeordnete Frau Gerrit Große (DIE LINKE) „ďedaŶkt siĐh eďeŶfalls für die Arďeit des ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ Bei-
rats und das einstimmige Votum, was an sich bereits von großem Wert sei. Sie betont, dass die seit drei Jahren 

geführte DiskussioŶ auĐh iŵ politisĐheŶ Rauŵ ďereits ǀiele Wege siĐhtďar geŵaĐht haďe.͞27 

2.2.1 Pilotprojekt „IŶklusiǀe GruŶdsĐhule“ 

Im Schuljahr 2012/13 wurde mit bundesweiter Beachtung das Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ gestaƌtet. ϴϰ 
Grundschulen beteiligten sich. Die Pilotschulen sollten nach ihren eigenen pädagogischen Konzepten inklusive 

Bildung für alle praktizieren können. Mit Beginn des Schuljahres wurden alle Kinder aus dem Einzugsbereich der 

Schule in die 1. Klasse aufgenommen, auch die mit Unterstützungsbedarf beim Lernen oder bei Sprachschwierig-

keiten sowie Auffälligkeiten im sozialen Verhalten. Inklusive Angebote für Kinder und Jugendliche mit anderen 

Förderschwerpunkten sollten später folgen. Von den unterschiedlichen Erfahrungen der Pilotschulen mit ihren 

ǀeƌsĐhiedeŶeŶ KoŶzepteŶ auf deŵ Weg zuƌ „SĐhule füƌ alle“ solleŶ aŶsĐhließeŶd die aŶdeƌeŶ SĐhuleŶ pƌofitieƌeŶ. 

Rahmenbedingungen für das Pilotprojekt: 

Für fünf Prozent der Gesamtschülerzahl einer Pilotschule stehen zusätzlich 3,5 Lehrerwochenstunden je Schüle-

rin oder Schüler als Basisausstattung bereit. Einfacher ausgedrückt: An der Pilotschule XYZ lernen in den Klassen 

1 bis 6 beispielsweise 280 Schülerinnen und Schüler. Fünf Prozent davon sind 14 Schülerinnen und Schüler, mul-

tipliziert mit 3,5 Lehrerwochenstunden ergibt 49 Lehrerwochenstunden. Die Beispiels-Pilotschule XYZ verfügt 

also ab dem Schuljahr 2012/13 über zusätzliche 49 Unterrichtsstunden. 

Für besondere Problemlagen stehen den staatlichen Schulämtern zusätzliche Lehrerwochenstunden als Pool zur 

Verfügung. Sie können – nach Bedarf – konkreten Schulen zugewiesen werden. 

Für die Schülerinnen und Schüler mit anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkten werden individuell 

zusätzliche Stunden für den gemeinsamen Unterricht zur Verfügung gestellt. Grundlage sind gesonderte Fest-

stellungsverfahren. 

Klassengröße: In der 1. Klasse einer Pilotschule lernen in der Regel 23, höchstens aber 25 Schülerinnen und Schü-

ler. Einige wenige, schulspezifische Ausnahmefälle weichen von dieser Vorgabe ab. Die Erstklässler werden nach 

einem ganzheitlichen, schulinternen Unterrichtskonzept auf der Grundlage der geltenden Rahmenlehrpläne un-

terrichtet und für jedes Kind wird ein individueller Lernplan geführt. 

  

                                                                 
25 Ebenda 
26 Ebenda 
27 Ebenda 
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2.2.2 Lehrkräfte-Fortbildung 

Seit BegiŶŶ des Pilotpƌojekts „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ iŵ SĐhuljahƌ ϮϬϭϮ/ϭϯ ďekoŵŵeŶ alle Lehƌkƌäfte deƌ Pilot-
schulen gezielte Fortbildungen. Die Beratung kommt in die Schule oder findet gemeinsam mit anderen Pilotschu-

len statt, um einen regen Austausch untereinander zu fördern. Die Voraussetzungen und Fortbildungsbedürf-

nisse langjähriger, erfahrener Lehrkräfte sind individuell höchst unterschiedlich, deshalb bieten speziell ausge-

bildete Beratungsteams verschiedene, individuell veränderbare Fortbildungsmodule an. Das Qualifizierungsan-

gebot ist insgesamt auf 18 Monate angelegt und umfasst 60 Stunden. Grundlage dafür bildet ein Curriculum, das 

vom Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM) entwickelt wurde. Darin enthalten sind 

zum Beispiel Beobachten und Begleiten individueller Lernprozesse speziell in den Bereichen Lesen, (Recht-) 

Schreiben und Mathematik oder auch Formen der inklusiven Unterrichtsorganisation. 

2.2.3 FaĐhtage „IŶklusiǀe BilduŶg“ 

Parallel zum Start faŶdeŶ ϮϬϭϯ FaĐhtage „IŶklusiǀe BilduŶg“ statt. „Chancen ergreifen – Barrieren abbauen – 

HeƌausfoƌdeƌuŶgeŶ ŵeisteƌŶ“ hieß das Motto ǀoŶ ǀieƌ FaĐhtageŶ zuƌ iŶklusiǀeŶ BilduŶg iŵ Noǀeŵďeƌ uŶd De-
zember 2013. Schulleitungen und Lehrkräfte, Eltern- und Schülervertretungen sowie Schulträger haben dabei 

intensiv über praktische Erfahrungen, Konzepte und Rahmenbedingungen der inklusiven Bildung im Land Bran-

denburg diskutiert. Insgesamt haben rund 600 Besucher die Fachtage in Frankfurt (Oder), Cottbus, Neuruppin 

und Werder (Havel) miterlebt. Veranstaltet wurden die Fachtage von den ehemaligen staatlichen Schulämtern, 

geŵeiŶsaŵ ŵit deŵ BilduŶgsŵiŶisteƌiuŵ uŶd uŶteƌstützt ǀoŶ MitgliedeƌŶ des ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ Beiƌats „IŶklu-
siǀe BilduŶg“. 

Die damalige Bildungsministerin Martina Münch begrüßte den fachlichen Austausch und freute sich über Anre-

guŶgeŶ uŶd EƌkeŶŶtŶisse, die die iŶklusiǀe BilduŶg iŵ LaŶd ǁeiteƌ ǀoƌaŶďƌiŶgeŶ. „UŶseƌ )iel ist die ‘SĐhule füƌ 
alle‘ – die individuelle Förderung jedes einzelnen Kindes und Jugendlichen nach seinen konkreten Bedürfnissen 

uŶd FähigkeiteŶ. Auf deŵ Weg zu eiŶeŵ iŶklusiǀeŶ SĐhulsǇsteŵ ǁolleŶ ǁiƌ die SĐhuleŶ zu ‘SĐhuleŶ füƌ alle‘ eŶt-
wickeln. Dabei denken wir auch darüber nach, wie wir die Schulen in die Lage versetzen können, allen Kindern 

uŶd JugeŶdliĐheŶ offeŶzusteheŶ uŶd sie optiŵal zu föƌdeƌŶ.“28 

2.2.4 Abschlussbericht zur Begleitforschung des Pilotprojekts 'Inklusive Grundschule' - Inklusives Lernen und 

Lehren im Land Brandenburg 

Ende 2015 nach einer Phase der wissenschaftlichen Begleitung in den Schuljahren 2012/13 und 2013/14 wurde 

deƌ „AďsĐhlussďeƌiĐht zuƌ BegleitfoƌsĐhuŶg des Pilotpƌojekts 'IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule' - Inklusives Lernen und Leh-

ƌeŶ iŵ LaŶd BƌaŶdeŶďuƌg“ ǀoƌgelegt. Die Forschung gliederte sich in zwei Teilstudien: 

„Die eƌste Teilstudie fokussieƌte das GesĐheheŶ iŶ ausgeǁählteŶ KlasseŶ uŶd uŶteƌsuĐhte üďeƌ eiŶeŶ LäŶgs-
schnitt von zwei Schuljahren, wie sich Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen Ausgangslagen hinsichtlich 

fachlicher, personaler und sozialer Merkmale entwickeln. 

Die zweite Teilstudie nahm die Lehrerinnen und Lehrer aus allen 84 inklusiven Pilotschulen in den Blick und be-

trachtete, wie sich Merkmale der professionellen Kompetenz im Untersuchungszeitraum veränderten. Zudem 

wurden im Rahmen dieser Teilstudie die Fortbildungs- und Beratungsangebote evaluiert, die die Lehrkräfte der 

Pilotschulen besuchten. Im ersten Untersuchungsjahr wurden diejenigen Lehrerinnen und Lehrer aller Pilotschu-

len befragt, die iŶ eiŶeƌ Klasse des zǁeiteŶ uŶd/odeƌ dƌitteŶ JahƌgaŶgs uŶteƌƌiĐhteŶ.“29 

                                                                 
28 Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (Hrsg.): Dokumentation der Fachtage zur inklusiven Bildung, Chan-

cen ergreifen – Barrieren abbauen – Herausforderungen meistern, 2013, S. 3 
29 Inklusives Lernen und Lehren im Land Brandenburg, Abschlussbericht zur Begleitforschung des Pilotprojekts 

„IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“, )usaŵŵeŶfassuŶg, AutoƌiŶŶeŶ uŶd AutoƌeŶ NadiŶe Spöƌeƌ, Agi SĐhƌüŶdeƌ-Lenzen, 

Miriam Vock & Kai Maaz, Potsdam 2015, S. 262f 
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Die vier Ziele dieser Studien waren: 

1. „Die EŶtǁiĐkluŶg deƌ SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüleƌ iŶ deŶ PilotsĐhuleŶ zu ďesĐhƌeiďeŶ. Daďei ǁuƌdeŶ faĐh-
liche Leistungen (Wie gut können die Schülerinnen und Schüler lesen, schreiben und rechnen?), Merk-

male der Lernmotivation (Welches Interesse zeigen Kinder an einem Fach und welches Vertrauen in die 

eigene Kompetenz besitzen sie?) und das soziale Miteinander (Wie gut fühlen sich die Schülerinnen und 

Schüleƌ iŶ ihƌe Klasse iŶtegƌieƌt?Ϳ uŶteƌsuĐht.“30 

2. „VeƌäŶdeƌuŶgeŶ ǀoŶ ďeƌufsďezogeŶeŶ MeƌkŵaleŶ deƌ LehƌeƌiŶŶeŶ uŶd Lehƌeƌ zu dokuŵeŶtieƌeŶ uŶd 
diese in Zusammenhang mit den in PING (Pilotpƌojekt „Inklusive GƌuŶdsĐhule“Ϳ angebotenen Fortbil-

dungen zu setzen. Als berufsbezogene Merkmale wurden Fachwissen, berufliche Vorerfahrungen, Ein-

stellungen und Erwartungen zum inklusiven Unterrichten sowie Empfindungen (Wie stark fühlt sich eine 

Lehrkraft durch inklusives Unterrichten belastet?) erfasst. Zudem wurde erhoben, welche Fortbildungen 

eine Lehrkraft besucht hatte und wie sie deren Umsetzung und die Nützlichkeit für den Unterrichtsalltag 

ďeǁeƌtete.“31 

3. „BesĐhƌeiďuŶg deƌ SĐhul- und Unterrichtsgestaltung. Im Fokus dieses Schwerpunkts stand zum einen, 

wie Schülerinnen und Schüler den inklusiven Unterricht in den Fächern Deutsch und Mathematik wahr-

nehmen. Zum anderen wurde untersucht, inwiefern sich die Pilotschulen hinsichtlich der Ausgestaltung 

ihƌeƌ SĐhulpƌogƌaŵŵe uŶteƌsĐheideŶ.“32 

4. „JeŶe Meƌkŵale zu ideŶtifizieƌeŶ, die die Entwicklung der Schülerinnen und Schüler beeinflusst haben. 

Zu diesem Zweck wurden zusammenfassend die beruflichen Merkmale der Lehrkräfte, die Zusammen-

setzung der Klassen und individuelle Merkmale des jeweiligen Kindes in Beziehung zu den fachlichen 

LeistuŶgeŶ uŶd deŵ Ausŵaß deƌ sozialeŶ IŶtegƌatioŶ eiŶes KiŶdes gesetzt.“33 

Inzwischen hat im Schuljahr 2017/18 erneut eine zǁeijährige Projektphase „GeŵeiŶsaŵes LerŶeŶ iŶ der 
SĐhule“ begonnen, an der sich bis zu 162 Schulen beteiligen können. Konkret können sich in den Schuljahren 

2017/18 und 2018/19 jeweils bis zu 55 öffentliche Grund-, 20 Ober- und sechs Gesamtschulen um eine Teilnahme 

an dem Projekt bewerben. 

Auf dem Hintergrund dieser Maßnahmen und Projekte hat sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit diag-

nostiziertem Förderbedarf an den allgemeinen Schulen in Brandenburg deutlich erhöht. 

 

3. Statistik – Entwicklung inklusiver Bildung in Brandenburg 

Brandenburg ist eines der Bundesländer, die im gemeinsamen Unterricht für alle Schülerinnen und Schüler deut-

lich über dem Bundesdurchschnitt liegen. Im Schuljahr 2015/16 besuchte fast jedes zweite Kind mit diagnosti-

ziertem Förderbedarf eine allgemeine Schule. Damit setzt sich die positive Entwicklung aus den Erfahrungen des 

gemeinsamen Unterrichts fort. 

 
2009 / 10 2015/16 

D Bbg D Bbg 

SuS an allgemeinen Schulen 11.484.960 272.189 10.831.676 275.136 

SuS mit Förderbedarf gesamt 476.418 15.760 517.384 16.364 

SuS mit Förderbedarf im GU 97.626 5.751 194.866 7.770 

Anteil der SuS die gemeinsam beschult werden 20,5% 36,5% 37,7% 47,5% 

Anteil an der Gesamtschülerschaft 0,85% 2,11% 1,80% 2,82% 

                                                                 
30 Ebenda S. 5 
31 Ebenda S. 5 
32 Ebenda S. 5 
33 Ebenda S. 5 
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SuS an Grundschulen 4.430.402 117.272 4.240.073 120.931 

SuS mit Förderbedarf im GU 59.036 4.149 104.219 4.740 

Anteil an der Gesamtschülerschaft Grundschule 1,33% 3,54% 2,46% 3,92% 

 

 

Zusammenfassung: Sowohl im gesellschaftlichen Bereich als auch im schulischen Bereich hat Brandenburg mit 

einer hohen Dynamik den Umsetzungsprozess der UN-BRK begonnen. Dabei war zu beobachten, dass der schu-

lische Prozess in der öffentlichen Wahrnehmung so stark in den Vordergrund gerückt wurde, dass der gesamtge-

sellschaftliche Prozess für viele kaum erkennbar war. Dabei sind von der Verwirklichung der UN-BRK im außer-

schulischen Alltag weit mehr Menschen mit (schweren) Behinderungen34 betroffen als in Kindergarten und 

Schule. 

 

 

 

  

                                                                 
34Statistisches Jahrbuch Brandenburg 2017; Anmerkung: Die Statistik erfasst nur die Menschen mit schweren 
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Exkurs: Statistische Zahlen zu Behinderungen in Brandenburg 

 2009 2013 2015 

Einwohner in Brandenburg 2.511.525 2.449.565 2.484.826 

Landesamtes für Soziales und Versorgung -Statistik: 35  

Menschen mit Behinderungen GdB* 30 – 60 

Anteil an der Gesamtbevölkerung 

  435.224 

 

17,77 % 

456.376 

 

18,34 % 

- davon mit einem GdB* 30- 40  119.530 125.103 

- davon mit einem GdB* > 50  315.694 331.269 

Landesamt für Statistik36 

Menschen mit schweren Behinderungen, GdB > 50 ** 

221.629 252.946 261.300 

Prozentualer Anteil 8,82 % 10,32 % 10,51 % 

Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren (gesamt)   375.964 

Prozentualer Anteil an der Bevölkerung   15,13 % 

Kinder und Jugendliche mit schweren Behinderungen bis 18 Jah-

ren 

4.402 4.899 4.530 

Prozentualer Anteil der jungen Menschen mit schweren Behinde-

rungen bis unter 18 Jahren 

1,99 % 1,94 % 1,73 % 

* GdB = Grad der Behinderung; wird in 10er Schritten gemessen 
** Alle folgenden Zahlen entsprechend den Angaben des Landesamtes für Statistik 

 

Bei den statistischen Zahlen über Menschen mit Behinderungen werden mit Blick auf die UN-BRK und die Folge-

rungen in Brandenburg mehrere Probleme deutlich: 

1. Das Landesamt für Statistik weist nur die Menschen mit schweren Behinderungen ab einem Grad der 

Behinderung von 50 aus. 

2. Die Zahlen vom Landesamt für Soziales und Versorgung umfassen alle Behinderten, weisen aber auch 

die Menschen mit Behinderungen ab einem Grad der Behinderung von 50 aus. Diese Zahlen weichen 

erheblich von denen des Landesamtes für Statistik ab. 

3. Die UN-BRK unterscheidet aber nicht zwischen behindert und schwerbehindert. Sie gilt für alle Men-

schen mit Behinderung oder Einschränkung unabhängig von einer amtlich anerkannten Behinderung. 

4. Für die Diagnostik eines individuellen Förderbedarfs in der Schule werden weitere Merkmale hinzuge-

zogen, u. a. Lernen, sozial-emotionale Entwicklung. 

Da diese Zahlen Grundlagen für finanzielle, sächliche und personelle Planungen sind, besteht hier dringender 

Handlungsbedarf. Eine transparente, nachvollziehbare Darstellung der Zahlen ist dringend erforderlich. 

Unabhängig davon, dass die UN-BRK keine Einteilung nach Graden der Behinderung kennt, kann man anhand der 

statistischen Zahlen davon ausgehen, dass in Brandenburg über die Hälfte der Menschen davon betroffen sind, 

denn jeder Mensch mit Behinderungen hat (rechnerisch) mindestens zwei Bezugspersonen. Legt man außerdem 

noch den erweiterten Begriff von Inklusion zugrunde, kann man davon ausgehen, dass weit mehr als die Hälfte 

der Gesellschaft von den Veränderungen profitieren oder (positiv) betroffen sind. 

                                                                 
35 Landesamt für Soziales und Versorgung, www.lasv.brandenburg.de   

Auf Antragstellung entscheiden die Versorgungsämter über den Grad der Behinderung und die Vergabe von 

Merkzeichen, die im Schwerbehindertenausweis eingetragen werden. Die Schwere einer Behinderung wird 

nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches IX. in Zehnergraden (von 20 bis 100) angegeben. Eine Schwer-

behinderung liegt erst ab einem Grad der Behinderung (GdB) von 50 vor. 
36 Statistisches Jahrbuch Brandenburg 2017; Anmerkung: Die Statistik erfasst nur die Menschen mit schweren 

Behinderungen. 
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4. Analyse der aktuellen Situation 2017 

4.1 Inklusion im gesellschaftlichen und kommunalen Bereich 

Sowohl vom Sozial- und Arbeitsministerium als auch vom Bildungsministerium gab es intensive inklusive Entwick-

lungsprogramme mit vielen Aktivitäten. Dies ist iŶ deƌ ÖffeŶtliĐhkeit auĐh aŶgekoŵŵeŶ. Deƌ Begƌiff „IŶklusioŶ“ 
ist bekannt geworden. Und bei der deutlichen Mehrheit der Befragten einer Online-Umfrage37 ist die überwie-

geŶde Mehƌheit deƌ BefƌagteŶ üďeƌzeugt, dass sie ǁisseŶ, ǁoƌuŵ es ďei „IŶklusioŶ“ geht.  

„Mir ist klar, ǁas ŵit IŶklusioŶ geŵeiŶt ist.“ 

Stimmen voll zu:   93 (von 168) 

Stimmen überwiegend zu: 61   zusammen 154 (91,7 %) 

Stimmen überhaupt nicht zu: 03 

Stimmen überwiegend nicht zu: 11   zusammen 14 (8,3 %) 

Der Aussage, dass „IŶklusioŶ ist eiŶ Modeǁort“ stimmt fast die Hälfte der Befragten zu: 

Stimmen voll zu:   14(von171) 

Stimmen überwiegend zu: 70   zusammen 84 (49,1 %)  

Stimmen überhaupt nicht zu: 30 

Stimmen überwiegend nicht zu: 57   zusammen 87 (50,9 %) 

Mit deutlicher Mehrheit stimmen die Befragten dem Statement zu:  

„IŶklusioŶ ist eiŶ MeŶsĐheŶreĐht, das auĐh iŶ BraŶdeŶďurg ǀerǁirkliĐht ǁerdeŶ ŵuss“ 

Stimmen voll zu:   84(von195)  

Stimmen überwiegend zu:  56  zusammen 140  (71,8 %) 

Stimmen überhaupt nicht zu 29 

Stimmen überwiegend nicht zu:  26  zusammen 55 (28,2 %) 

Nicht ganz so viele Befragte, die die Notwendigkeit einer gesellschaftlichen Inklusions-Verwirklichung sehen, 

trotzdem aber noch eine 2/3-Mehrheit, stimmen der Aussage zu,  

„IŶklusioŶ ŵuss iŶ der SĐhule ǀerǁirkliĐht ǁerdeŶ“ 

Stimmen voll zu:    37(von168)  

Stimmen überwiegend zu:   78  zusammen 115  (68,5 %) 

Stimmen überhaupt nicht zu  06    

Stimmen überwiegend nicht zu:                  47    zusammen 53 (31,5 %) 

 

Woran liegt es aber, dass für viele der Prozess ins Stocken geraten zu sein scheint? Von 195 Antwortenden haben 

39 Teilnehmer die Umfrage mit persönlichen Äußerungen ergänzt. Ein Drittel davon haben sich grundsätzlich 

positiv geäußert, waren trotzdem weitgehend mit der Umsetzung – zum Teil sehr - unzufrieden. 

                                                                 
37 Zum Teilnehmerkreis und Ansatz der Umfrage siehe die Ausführungen in Anlage 1 
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4.1.1 Wo klemmt es im gesellschaftlichen Bereich? 

Eine deutliche Mehrheit der oben genannten Umfrage (über 70 Prozent) ist der Auffassung, dass Inklusion als 

Menschenrecht auch in Brandenburg umgesetzt werden muss. Die beiden Maßnahmenpakete von 2011 und 

2016 enthalten ein breites Spektrum an möglichen Maßnahmen, die in den Landkreisen, kreisfreien Städten und 

Kommunen verwirklicht werden könnten. 

Dazu braucht es das entsprechende Engagement vor Ort. Es braucht Menschen, Vereine und Gruppen einschließ-

lich der politischen Parteien, die sich des Themas annehmen und dafür einsetzen, dass... 

o … ein Bewusstsein für eine inklusive Gesellschaft geschaffen wird 

o … Strukturen für einen Veränderungsprozess geschafft werden 

o … Barrieren wahrgenommen und abgebaut werden 

o … der Wert einer inklusiven, von Diskriminierung freien Gesellschaft für alle deutlich wird. 

 

Für die einzelnen Kommunen kann Inklusion nicht einfach verordnet werden, sondern wird sich entweder aus 

der Bürgerschaft, aus der Verwaltung oder aus der Politik entwickeln. Indizien dafür, dass ein solcher Prozess 

begonnen hat, sind im Wesentlichen 

o die Existenz von Arbeits- oder Steuerungsgruppen 

o das Vorhandensein eines Ansprechpartners oder einer Ansprechpartnerin 

o sowie für den Prozess vorhandene Finanzmittel (Haushaltsmittel). 

 

In einer Umfrage im Zusammenhang mit dem vorliegenden Gutachten an alle Brandenburger Landkreise, kreis-

freien Städte und Gemeinden (214) wurde gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Gibt es in Ihrem Bereich eine Arbeits- oder Steuerungsgruppe, um einen Prozess hin zu einer inklusiven 

Gesellschaft zu gestalten? 

2. Welche Bereiche sind daran beteiligt (z.B. Kitas, Schulen, Behindertenverbände, Sportvereine, Sozial-

aŵt…Ϳ? 

3. Gibt es einen Ansprechpartner für Inklusion? Wenn ja, Wer? Können Sie mir die Kontaktdaten zur Ver-

fügung stellen? 

4. Sind Haushaltsmittel für Inklusion eingestellt? 

 

Eine Rückmeldung gab es von 

o 3 Landkreisen / kreisfreien Städten (Anteil 16,7 %) 

o 29 Städten und Ämtern (14,8 %) aus 13 (von 14) Landkreisen. 

 

Auch wenn sich aufgrund der relativ geringen Antworten keine allgemein gültigen Rückschlüsse auf das Land 

ziehen lassen, wird doch folgendes erkennbar: 

Entsprechend den Antworten von 23 (von 29) Städten und Ämtern gibt es keine spezielle Steuerungs- oder Ar-

beitsgruppe zur inklusiven gesellschaftlichen Entwicklung. Trotzdem gibt es auch in diesen Kommunen entspre-

chende Aktivitäten, zum Beispiel einen Plan zur Barriere-Freiheit (1), der Verweis, dass in Schulen (6) oder Kitas 

(2) inklusive Aktivitäten unterstützt werden. Neun dieser Kommunen haben Haushaltsmittel für Inklusion einge-

stellt, insbesondere für die entsprechende Ausstattung der Schulen und die Schaffung von Barrierefreiheit. Eine 

Kommune sieht keine Notwendigkeit für eigene Aktivitäten, da diese im Landkreis organisiert sind. 

IŶ ϭϮ ;ǀoŶ ϮϵͿ StädteŶ uŶd ÄŵteƌŶ siŶd die oďeŶ geŶaŶŶteŶ FƌageŶ duƌĐhgeheŶd ŵit „NeiŶ“ ďeaŶtǁoƌtet ǁoƌ-
den, d. h. dort gibt es keinerlei entsprechende Aktivitäten, immerhin sind das auf die Antworten der Umfrage 

bezogen 41,4 Prozent. 
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Die drei Landkreise/kreisfreien Städte, die geantwortet haben, haben allesamt eine Steuerungs- oder Arbeits-

gruppe, um Teilhabe und inklusive gesellschaftliche Entwicklung zu ermöglichen. In diesen Steuerungs- oder Ar-

beitsgruppen sind maßgebliche gesellschaftliche Gruppen (Wirtschaft, Träger der Sozialhilfe, Verbände etc.) ver-

treten. Ebenso sind entsprechende Haushaltsmittel eingestellt oder in der Planung für den nächsten Haushalt. 

Im Folgenden eine Übersicht über die Landkreise, in denen auf der Homepage erkennbar ist, dass es Aktivitäten 

zur gesellschaftlichen Inklusion auf Ebene des Landkreises gibt (Internet-Recherche): 

Kreisfreie Stadt Brandenburg an der Havel: Teilhabeplan wurde in einem breiten Prozess erarbeitet und am 

29.11.2017 verabschiedet. 

Kreisfreie Stadt Cottbus und Landkreis Spree-Neiße: Pƌojekt „EiŶe RegioŶ füƌ alle – Aufbau eines Netzwerkes 

zur Sicherung der Teilhabe von Menschen mit und ohne Behinderungen in allen Bereichen des gesellschaftlichen 

LeďeŶs“. 

Kreisfreie Stadt Potsdam: Mit einem Teilhabeplan hat die Landeshauptstadt Potsdam ein umfassendes Maßnah-

menpaket entwickelt, um ihre Vision von einer Gesellschaft für alle verwirklichen zu können. Zur nachhaltigen 

Umsetzung des Teilhabeplanes wurde dafür das Inklusionsgremium von der Landeshauptstadt Potsdam ins Le-

ben gerufen, das den Prozess in den nächsten Jahren steuern und begleiten wird. 

Landkreis Barnim: Forum zum Aufstellen eines Teilhabeplans (2016) 

Landkreis Märkisch-Oderland: „Alle köŶŶeŶ ŵitŵaĐheŶ" - ein Projekt, das zur Bewusstseinsbildung, Unterstüt-

zung von Netzwerken und Wissensvermittlung entsprechend Artikel 8 der UN-Behindertenrechtskonvention bei-

tragen soll. 

Landkreis Oberspreewald-Lausitz: Steuerungsgruppe Inklusive Bildung, Inklusionspreis ausgelobt 

Landkreis Oder-Spree: Steuerungsgruppe Inklusion 

In sieben der 18 (knapp 40 Prozent) Landkreise/kreisfreien Städte im Land Brandenburg gibt es also – erkennbar 

ŵit deƌ SuĐhe uŶteƌ deŶ BegƌiffeŶ „IŶklusioŶ“ uŶd „TeilhaďeplaŶ“ - erkennbare Aktivitäten auf der Ebene des 

Landkreises, um die Anliegen der UN-BRK im Sinne eines gesamtgesellschaftlichen Prozesses konkret umzuset-

zen. Informationen über schulische Inklusion sind dem gegenüber in öffentlichen Medien aller Landkreise und 

kreisfreien Städte zu finden. 

Es kann also keinesfalls davon gesprochen werden, dass Inklusion umfassend in der kommunalen Arbeit in Bran-

denburg angekommen ist. Ein weiteres Merkmal dafür ist auch, dass auf keiner Homepage eines Landkreises / 

eiŶeƌ kƌeisfƌeieŶ Stadt das ϮϬϭϲ ǀeƌaďsĐhiedete „MaßŶahŵeŶpaket Ϯ.Ϭ“ zu fiŶdeŶ, gesĐhǁeige deŶŶ eiŶe eŶt-
sprechender Link oder Download zu finden ist. 

Bestätigt wird diese Vermutung durch die Antworten auf die Online-Umfrage. Selbst bei den engagierten Bürge-

rinnen und Bürgern wissen fast Dreiviertel nicht, ob es in Ihrem Landkreis eine entsprechende Initiative gibt. 

Statement:  In meinem Landkreis gibt es eine Initiative, um Inklusion in der Gesellschaft um-

zusetzen. 

Anzahl Teilnehmer: 176 

Ja:                     40  (22.7%)  

Nein:                  12  (6.8%) 

Weiß ich nicht: 124  (70.5%) 
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4.1.2 Wofür setzt sich die Kommune ein? 

Hier die Antworten, wofür der Landkreis / die Stadt / die Kommune sich nach der Wahrnehmung der Befrag-

ten unter dem Begriff Inklusion einsetzt (nach dem Grad der Zustimmung),  

ϭ. … dass Schulen grundsätzlich inklusive Bildung für alle Schülerinnen und Schüler anbieten und Kinder oder 

Jugendliche mit Behinderungen nicht auf Förderschulen gehen müssen (55 Prozent Zustimmung) 

Ϯ. … dass Kitas von allen Kindern besucht werden können und Kinder mit Behinderungen nicht Sondereinrichtun-

gen besuchen müssen (51,3 Prozent Zustimmung) 

ϯ. … dass alle MeŶsĐheŶ aŵ gesellsĐhaftliĐheŶ LeďeŶ teilhaďeŶ köŶŶeŶ ;ϱϬ,ϲ PƌozeŶt )ustiŵŵuŶgͿ 

ϰ. … dass BaƌƌieƌeŶ aďgeďaut ǁeƌdeŶ, z. B. BoƌdsteiŶe aďgeseŶkt ǁeƌdeŶ, BliŶdeŶleitsǇsteŵe gesĐhaffeŶ ǁeƌ-
den, alle öffentlichen Einrichtungen, Ärzte usw. barrierefrei besucht werden können (47,5 Prozent Zustimmung) 

ϱ. … dass MeŶsĐheŶ ŵit BehiŶdeƌuŶgeŶ auĐh aŶ deŶ AŶgeďoteŶ deƌ SpoƌtǀeƌeiŶe teilŶehŵeŶ köŶŶeŶ ;ϯϮ,ϱ Pƌo-
zent Zustimmung)   

Die Kommune setzt siĐh eiŶ für… 
1 = schulische Inklusion; 2 = Inklusion in Kitas; 3 = Teilhabe aller; 4 = Abbau von Barrieren; 5 = Inklusiver Sport 

  

 

 

 

 

 

 

 

Die Bedeutung der Inklusion in Schule und Kita wird sehr deutlich. Viele wissen auch, dass sich die Kommune für 

die Teilhabe aller am gesellschaftlichen Leben einsetzt; ebenso sind die Anstrengungen zum Abbau der Barrieren 

bekannt. Geringer ist die Zahl derer, die wissen, ob sich ihre Kommune für Inklusion im Sport einsetzt. 

Erstaunlich hoch ist der Anteil derer, die über die Aktivitäten in ihrer Kommune nichts wissen. Über den Bereich 

Inklusion im Sport, als Beispiel für individuelle Freizeitaktivitäten, wissen mehr als die Hälfte der Antwortenden 

(NN=159) nichts: 52,5 % sind unwissend. Selbst im schulischen Bereich haben knapp ein Fünftel der Befragten 

(19,4 %) ǀeƌŵeƌkt: „Weiß iĐh ŶiĐht“.    

Darin spiegelt sich die Gesamtsituation wider: Inklusion wird weitgehend fast ausschließlich unter schulischen 

Aspekten wahrgenommen – und sehr kritisch gesehen. 

Gut 14% der Befragten beurteilt die bisherige Umsetzung von Inklusion an der eigenen Schule mit „gut“ ďis „sehƌ 
gut“. Knapp 35% finden den Prozess „ďefƌiedigeŶd“ ďis „ausƌeiĐheŶd“, fast geŶauso ǀiele ;ϯϰ%Ϳ giďt deƌ Uŵset-
zung die Note „ŵaŶgelhaft“ ďis „uŶgeŶügeŶd“; ca. 17% antworteten, dass sie dies nicht beurteilen können. 
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Diese Schulnote würde ich der bisherigen Umsetzung von Inklusion an meiner SĐhule geďeŶ… 

 

4.2 Verordnungen – Verwaltungsvorschriften – Rundschreiben 

Das Brandenburger Schulgesetz regelt die rechtlichen Grundlagen für Erziehung und Bildung in der Schule. 

Die organisatorische und pädagogische Entwicklung von Schulen wird durch Verordnungen geregelt. Im Blick auf 

eine inklusive Schulentwicklung betrifft dies insbesondere folgende Bereiche: 

o Verordnung über den Bildungsgang der Grundschule (Grundschulverordnung) 

o Verordnung über die Bildungsgänge in der Sekundarstufe I (Sekundarstufe I-Verordnung) 

o Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För-

derbedarf (Sonderpädagogik-Verordnung) 

 

Dazu kommen die Verwaltungsvorschriften über 

o Klassengrößen (Richtwerte und Bandbreiten für die Klassenbildung) 

o Lehrkräfte (Stunden je Schülerin/Schüler) 

o Lehrkräfte (Stunden je Klasse) 

 

Diese Regelungen sind zusammengefasst der Verwaltungsvorschrift über die Unterrichtsorganisation (VV-Unter-

richtsorganisation). 

Außerdem gibt es in Brandenburg eiŶ RuŶdsĐhƌeiďeŶ, das die ďesoŶdeƌeŶ BediŶguŶgeŶ füƌ das Pilotpƌojekt „IŶ-
klusiǀe GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ ƌegelt. 

4.2.1 Schulgesetz und Inklusion 

Das im August 2002 verabschiedete Schulgesetz wurde zwar mehrfach überarbeitet, zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 10. Juli 2017. Trotz mehrfacher Ankündigung durch das Ministerium bzw. die jeweiligen Minister/innen 

hat es bisher keine Änderung gegeben, die das Schulgesetz den Bestimmungen der UN-BRK anpasst. Im Bran-

denburgischen Schulgesetz ist der Vorrang der gemeinsamen Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit und 

ohne sonderpädagogischen Förderbedarf erklärt38, alleƌdiŶgs uŶteƌ eiŶeŶ RessouƌĐeŶǀoƌďehalt gestellt: „§Ϯϵ ;ϮͿ 
                                                                 
38 § 3 (4) Gesetz über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz - BbgSchulG). In der 

Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl.I/02, [Nr. 08], S.78) zuletzt geändert durch Gesetz vom 

10. Juli 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 16], S. ber. GVBl.I/17 [Nr. 22]) 
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Sonderpädagogische Förderung sollen Grundschulen, weiterführende allgemein bildende Schulen und Oberstu-

fenzentren durch gemeinsamen Unterricht mit Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen Förder-

bedarf erfüllen, wenn eine angemessene personelle, räumliche und sächliche Ausstattung vorhanden ist oder 

nach Maßgabe gegebener FinanzierungsmögliĐhkeiteŶ gesĐhaffeŶ ǁeƌdeŶ kaŶŶ.“39 Bereits 2014 wurde dieser 

Vorbehalt in einer Studie des Deutschen Instituts für Menschenrechte als nicht vereinbar mit der UN-BRK gerügt: 

„Soǁohl eiŶ allgeŵeiŶeƌ FiŶaŶzieƌuŶgsǀoƌďehalt als auĐh deƌ iŵ SĐhulƌeĐht deƌ ŵeisten Länder angeordnete 

Organisations- und Ressourcenvorbehalt und der Kapazitätsvorbehalt sind gemessen am völkerrechtlichen Maß-

stab der UN-BRK (Artikel 24 Absätze 1 und 2 UN-BRKͿ uŶzulässig.“40 

Ebenso sind bisher die schulgesetzlichen Regelungen im Blick auf die Kosten der Schulträger (Sachkosten, Bau-

kosten, unterstützendes Personal)41 noch nicht der UN-BRK angepasst. 

Den weiteren sachlichen Schulaufwand (insbesondere Unterhalt und Bewirtschaftung der Gebäude, Verwaltung, 

Lernmittel etc.) haben die Schulträger aus ihren eigenen Haushalten zu finanzieren. Es besteht folglich – je nach 

Rechtslage – die Notwendigkeit, die Kosten für die Verwirklichung eines inklusiven Bildungssystems in der öf-

fentlichen Haushaltsplanung sowohl der Länder als auch der Schulträger (Landkreise und Kommunen) verstärkt 

und differenziert zu berücksichtigen. 

Bezüglich der Übernahme von Kosten für das an allgemeinen Schulen gegebenenfalls verstärkt benötigte Betreu-

ungspersonal sowie medizinisch-therapeutisches oder pflegerisches Personal fehlt ebenfalls eine den UN-BRK 

entsprechende Regelung im Schulgesetz. Die Trägerschaft für diese Kosten bestimmt sich zwar in erster Linie 

nach sozialrechtlichen Vorgaben des neuen Bundesteilhabegesetzes, ist aber auch auf der Landesebene im Blick 

auf die Schule zu klären. Insbesondere für die Kostenübernahme für schulische Assistenzkräfte.42 In anderen Län-

dern stellt sich die Rechtslage dazu sehr unterschiedlich dar: In einigen Ländern (Bayern, Berlin, Niedersachsen 

und Sachsen-Anhalt) besteht grundsätzlich eine Kostentragungspflicht des Landes43. In den anderen Ländern tra-

gen diese Kosten die Schulträger, in Brandenburg die Landkreise und kreisfreien Städte. 

Auch sind in Brandenburg die für die sonderpädagogische Förderung relevanten Bestimmungen im Schulgesetz 

seit der Verkündung des Gesetzes im Jahre 2002 kaum verändert worden. 2009 fand zunächst eine Änderung auf 

untergesetzlicher Ebene statt: Durch die Verordnung zur Änderung der Sonderpädagogik-Verordnung (SopV) 

wurde insbesondere der Wechsel von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf auf 

allgemeine Schulen der Sekundarstufe rechtlich neu geregelt.44 

Zusammenfassung: Schulgesetzliche Regelungen zur Sicherstellung der menschenrechtlichen Ansprüche aus 

der UN-BRK für Brandenburger Schülerinnen und Schüler stehen noch aus. 

4.2.2 Verordnung über den Bildungsgang der Grundschule (Grundschulverordnung) 

Die GƌuŶdsĐhulǀeƌoƌdŶuŶg ǀoŶ ϮϬϬϳ ďesĐhƌeiďt iŶ § ϱ die GƌuŶdsätze deƌ FöƌdeƌuŶg: „;ϭͿ Jede SĐhüleƌiŶ uŶd 
jeder Schüler ist durch differenzierende und individualisierende Maßnahmen im Unterricht entsprechend den 

individuellen Leistungen, Begabungen und Neigungen zu fördern und zu fordern. 

(2) Differenzierte Lernangebote können durch binnendifferenzierten Unterricht, die Bildung zeitlich begrenzter 

Lerngruppen und durch zusätzlichen Förderunterricht gestaltet werden und sollen dem jeweiligen Lerntempo, 

                                                                 
39 Ebenda § 29 (2) 
40 Studie S. 42 
41 BbgSchulG § 108 (Kostenarten, Kostenträger), § 110 Sachkosten (u. a. Bau- und Gebäudekosten, Lehr- und 

Lernmittel, Schülerbeförderung, Schulspeisung), § 112 Schülerfahrtkosten, § 113 Schulspeisung 
42 BezeiĐhŶuŶg eŶtspƌeĐheŶd deŶ EŵpfehluŶgeŶ des DeutsĐheŶ VeƌeiŶs ǀoŵ ϭϰ.ϭϮ.ϮϬϭϲ „VoŶ deƌ SĐhulďeglei-
tuŶg zuƌ SĐhulassisteŶz iŶ eiŶeŵ iŶklusiǀeŶ SĐhulsǇsteŵ“  
43 Studie S. 33 
44 Art. 1 Erste Verordnung zur Änderung der Sonderpädagogik-Verordnung vom 10. Juli 2009, in Kraft 

getreten mit Wirkung vom 1. August 2009 (Bbg. GVBl. II Nr. 22/2009, S. 433) 



 

 26 

dem Leistungsniveau, der Belastbarkeit sowie den Begabungen und Neigungen der Schülerinnen und Schüler 

eŶtspƌeĐheŶ.“45 

Damit sind die Grundsätze der Förderung für einen gemeinsamen Unterricht sehr gut beschrieben. Eine Fort-

schreibung parallel zur Entwicklung des gemeinsamen Unterrichts hat es in den jeweilgen Änderungen der 

Grundschulverordnung (2013/2015/2017) nicht gegeben. Auch die mit der Grundschulverordnung geregelte 

Kontingentstundentafel, die für den ersten und zweiten Jahrgang zusammen 42 Stunden, 3./4. Jahrgang 51 Stun-

den und 5./6. Jahrgang 62 Stunden vorsieht, ist nicht den besonderen Herausforderungen der zunehmenden 

Zahl von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht angepasst worden. 

Gleiches gilt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I. 

4.2.3 Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För-

derbedarf (Sonderpädagogik-Verordnung) 

In den für die Arbeit mit Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf besonders wichti-

gen Verordnung gab es von 200746 bis 201747“ keiŶe ǁeseŶtliĐheŶ VeƌäŶdeƌuŶgeŶ. 

§ 7 (2) stellt klar, dass auch bei Schulen, in deŶeŶ deƌ Föƌdeƌďedaƌf iŶ deŶ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkteŶ „LeƌŶeŶ“, „eŵo-
tioŶale uŶd soziale EŶtǁiĐkluŶg“ uŶd „SpƌaĐhe“ aus pädagogisĐh-konzeptionellen Gründen nicht mehr erforder-

lich ist, ebenso die Regelungen für den gemeinsamen Unterricht gelten. 

§ 9 (3) regelt den Übergang von der Förderschule auf die Regelschule in den Leistungsanforderungen neu, um 

den Lernanschluss zu sichern. 

AlleƌdiŶgs ǁiƌd auĐh iŶ deƌ FassuŶg ǀoŶ ϮϬϭϳ § ϱ ;ϭͿ )iffeƌ ϱ iŵŵeƌ ŶoĐh deƌ Begƌiff „NaĐhteilsausgleiĐh“ geǁählt, 
obwohl hier entsprechend der UN-BRK ǀoŶ „aŶgeŵesseŶeŶ VoƌkehƌuŶgeŶ“, die das EŶtsteheŶ eiŶes NaĐhteils 
verhindern, gesprochen werden müsste. Siehe dazu auch die Empfehlungen des Beirats „IŶklusiǀe BilduŶg“, Emp-

fehluŶg ϲ.ϰ: „Deƌ TeƌŵiŶus „NaĐhteilsausgleiĐh“ ǁiƌd duƌĐh „aŶgeŵesseŶe VoƌkehƌuŶgeŶ“ eƌsetzt soǁie foƌŵal 
uŶd pädagogisĐh eŶtspƌeĐheŶd ausgestaltet.“48 

GestƌiĐheŶ ǁuƌde gegeŶüďeƌ deƌ FassuŶg ǀoŶ ϮϬϬϳ iŶ deƌ NeufassuŶg ϮϬϭϳ deƌ § ϴ ;ϮͿ: „;ϮͿ IŶ KlasseŶ ŵit ge-
meinsamem Unterricht sollen nicht mehr als 23 Schülerinnen und Schüler unterrichtet werden, wovon nicht 

mehr als vier Schülerinnen und Schüler einen sonderpädagogischen Förderbedarf haben sollen. Über Abweichun-

gen entscheidet das zuständige staatliche Schulamt im Benehmen mit der Schulkonferenz und dem Schulträ-

geƌ.“49 

AuĐh iŶ „§ ϭϭ LeistuŶgsďeǁeƌtuŶg, Eƌǁeƌď ǀoŶ AďsĐhlüsseŶ, BeƌeĐhtiguŶgeŶ, )eugŶisse“ siŶd keiŶe wesentlichen 

Anpassungen an inklusive Bildung vorgenommen worden. 

Zusammenfassung: Weder die Sonderpädagogik-Verordnung noch die Bildungsgang-Verordnungen sind an die 

Erfordernisse der UN-BRK angepasst.  

                                                                 
45 Verordnung über den Bildungsgang der Grundschule (Grundschulverordnung - GV) vom 2. August 2007 

(GVBl.II/07, [Nr. 16], S.190) 
46 Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf (Sonderpädagogik-Verordnung - SopV) vom 2. August 2007 
47 Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf (Sonderpädagogik-Verordnung - SopV) vom 20. Juli 2017 
48 EŵpfehluŶgeŶ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ ďeiŵ MiŶisteƌiuŵ füƌ BilduŶg, JugeŶd uŶd Spoƌt des LaŶdes 
Brandenburg, April 2014, S. 27 
49 Verordnung über Unterricht und Erziehung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf (Sonderpädagogik-Verordnung - SopV) vom 20. Juli 2017 
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4.2.4 Verwaltungsvorschrift über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) 

Gemeinsamer Unterricht ist seit langem im Brandenburgischen Schulgesetz verankert. Wie sehen dazu die orga-

nisatorischen Rahmenbedingungen aus? 

Vorgaben für Klassengrößen (Richtwerte und Bandbreiten für die Klassenbildung)50 

 Bandbreite 

unterer 

Wert 

Frequenz-

Richtwert 

oberer 

Wert 

Grundschulen 15 23 28 

Sekundarstufe I an Oberschulen 20 25 28 

Sekundarstufe I an Gesamtschulen und Gymnasien 20 27 28 

 

Förderschulen 

SoŶdeƌpädagogisĐheƌ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkt „LeƌŶeŶ“  

8 

 

11 

 

15  

SoŶdeƌpädagogisĐhe FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkte „Spƌa-
Đhe“, „eŵotioŶale uŶd soziale EŶtǁiĐkluŶg“, „Hö-
ƌeŶ“, „SeheŶ“, köƌpeƌliĐhe uŶd ŵotoƌisĐhe EŶtǁiĐk-
lung 

 

 

 

6 

 

 

 

9 

 

 

 

12 

SoŶdeƌpädagogisĐheƌ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkt „geistige 

Entwicklung“ 

 

4 

 

6 

 

8 

 

Für Grundschulen betrug vorher der Frequenzrichtwert 25, ist also auf 23 gesenkt worden; der obere Richtwert 

füƌ die daŵals so geŶaŶŶteŶ „AllgeŵeiŶeŶ FöƌdeƌsĐhuleŶ“ ǁaƌ ŵit ϭϰ festgelegt.51 

In den vergangenen Jahren hat es keine Veränderung in den Richtwerten gegeben. Auch in der VV-Unterrichts-

organisation von 201752 sind die Zahlen aus der obigen Tabelle maßgebend. Nach wie vor heißt es unter 11 (1) 

deƌ VeƌoƌdŶuŶg „Für neu einzurichtende Klassen mit gemeinsamem Unterricht soll eine Klassenfrequenz von 25 

nicht überschritten werden.“53 

Lehrerwochenstunden-Bedarf für sonderpädagogische Förderung 

Stand 2012 wurden die Lehrerwochenstunden für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf sowohl in den Förderschulen als auch im gemeinsamen Unterricht nach der folgenden Tabelle berechnet. 

 LWS 54  

je Schüler  

LWS  

je Klasse 

Klassen der flexiblen Eingangsphase: zusätzliche LWS für die sonderpädagogische 

Begleitung 

 5 

Förderschule, Förderklasse, gemeinsamer Unterricht  

 „LeƌŶeŶ“, Jahrgangstufe 1 – 6 2,6  

                                                                 
50 Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) vom 27. März 2012, 

Anlage 1 

 

51 Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation in den Schuljahren 2005/2006 und 2006/2007 (VV-

Unterrichtsorganisation 2005/2006 und 2006/2007) vom 1. Februar 2005 (Abl. MBJS/05, [Nr. 3], S.148) 
52 Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) vom 26. Juli 2017, An-

lage 1 
53 ebenda 
54 LWS = Lehrerwochenstunden 
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Unterricht für Schüle-

rinnen und Schüler mit 

dem sonderpädagogi-

schen Förderschwer-

punkt 

„SpƌaĐhe“ Jahrgangstufe 7 - 10 3,0 

„KöƌpeƌliĐhe uŶd ŵotoƌisĐhe EŶtǁiĐkluŶg“ 4,0 

„EŵotioŶale uŶd soziale EŶtǁiĐkluŶg“, 

„SeheŶ“ ;sehsĐhǁaĐhͿ, 

„HöƌeŶ“ ;sĐhǁeƌhöƌig“), 

 

 

3,0 

„SeheŶ“ ;ďliŶdͿ, 

„HöƌeŶ“ ;gehöƌlosͿ 

7,0 

„Geistige EŶtǁiĐkluŶg“ ;gilt auĐh füƌ Föƌdeƌďedaƌf iŵ 
autistischen Verhalten), 

schwer Mehrfachbehinderte 

 

 

7,0 

 

Klassen, die nach dem Modell der flexiblen Eingangsphase arbeiteten, erhielten entsprechend der vorangehen-

den VV-Unterrichtsorganisation für Teilungsunterricht mindestens 5, aber höchstens 8 LWS je Klasse. Für die 

sonderpädagogische Begleitung standen je Flex-Klasse pauschal zusätzlich 5 LWS zur Verfügung.55 

Neu ist in der VV-UŶteƌƌiĐhtsoƌgaŶisatioŶ ǀoŶ ϮϬϭϳ folgeŶde AusfühƌuŶg. „Füƌ die SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüleƌ iŵ 
gemeinsamen Unterricht ist der Grundbedarf aus den Richtwerten unter Berücksichtigung der bereits für den 

Unterricht in der allgemeinen Schule eingesetzten LWS festzulegen. Bei der Festlegung des LWS-Bedarfs ist der 

jeǁeilige iŶdiǀiduelle Föƌdeƌďedaƌf deƌ SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüleƌ zu ďeƌüĐksiĐhtigeŶ. AďǁeiĐheŶd … kaŶŶ deƌ 
LWS-Bedarf für die sonderpädagogische Förderung im gemeinsamen Unterricht auch pauschal bestimmt wer-

deŶ.“56 

Die in der Tabelle aufgeführten Regelungen von 2012 sind auch in der VV-Unterrichtsorganisation 2017 für die 

folgenden Schuljahre fortgeschrieben. 

Füƌ „soŶstiges pädagogisĐhes PeƌsoŶal“ steheŶ folgeŶde StelleŶ;aŶteileͿ zuƌ VeƌfüguŶg; dies gilt aďeƌ ŶiĐht füƌ 
den gemeinsamen Unterricht:57 

Förderschule und Förderklasse für den sonder-

pädagogischen Förderschwerpunkt 

Stellen des sonstigen pädagogischen Personals 

„geistige EŶtǁiĐkluŶg“, 
„köƌpeƌliĐhe uŶd ŵotoƌisĐhe EŶtǁiĐkluŶg“ 

 

für je 20 Schüler 

 

0,8 

„HöƌeŶ“, 
„SeheŶ“ 

 

für je 40 Schüler 

 

0,8 

 

Füƌ deŶ geŵeiŶsaŵeŶ UŶteƌƌiĐht „kaŶŶ ŶeďeŶ deŶ LehƌkƌäfteŶ iŵ RahŵeŶ deƌ zugeǁieseŶeŶ StelleŶ soŶstiges 
pädagogisches Personal in bis zu 10 Unterrichtsstunden und den damit verbundenen Betreuungszeiten einge-

setzt ǁeƌdeŶ.“ 58 

                                                                 
55 VV-Unterrichtsorganisation von 2005 
56 11.3 in Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) vom 26. Juli 

2017 
57 Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) vom 27. März 2012, 

Anlage 1 
58 11.4 in Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation (VV-Unterrichtsorganisation) vom 27. März 

2012 
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4.2.5 Rundschreiben zum Pilotprojekt „IŶklusiǀe GruŶdsĐhule“ ;PINGͿ 

Auch wenn Rundschreiben in der rechtlichen Bedeutung hinter Verordnungen und Verwaltungsvorschriften zu-

rückbleiben, werden hier die entscheidenden Aussagen für das Pilotprojekt gemacht. Das Rundschreiben vom 

19. Juli 201259 regelt die Rahmenbedingungen für das Pilotprojekt. Damit betrifft es den in der Öffentlichkeit am 

stäƌksteŶ diskutieƌteŶ BeƌeiĐh iŶklusiǀeƌ BilduŶg iŶ BƌaŶdeŶďuƌg. Auf deŵ Weg zuƌ „IŶklusiǀeŶ GƌuŶdsĐhule“ soll 
dieses Pilotprojekt eine Brückenfunktion darstellen (1.1). Ausdrücklich wird betont „das Pilotpƌojekt “IŶklusiǀe 
GƌuŶdsĐhule“ ǁiƌd gƌuŶdsätzliĐh iŵ RahŵeŶ deƌ gelteŶdeŶ BestiŵŵuŶgeŶ, iŶsďesoŶdeƌe des BƌaŶdeŶďuƌgi-
schen Schulgesetzes (BbgSchulG), der Grundschulverordnung (GV) und der Sonderpädagogik-Verordnung (SopV) 

duƌĐhgefühƌt.“ ;ϭ.ϮͿ 

Dennoch werden unter Punkt 3 deutlich abweichende Bestimmungen aufgeführt: 

• „EŶtspƌeĐheŶd des SĐhƌeiďeŶs deƌ füƌ SĐhule zustäŶdigeŶ MiŶisteƌiŶ ǀoŵ ϭϬ. Noǀeŵďeƌ ϮϬϭϭ ǁiƌd jede 
Schule mit 3,5 Lehrerwochenstunden (LWS) je Schülerin und Schüler bezogen auf fünf Prozent der Ge-

saŵtsĐhüleƌsĐhaft iŶ deŶ JahƌgaŶgsstufeŶ ϭ ďis ϲ zusätzliĐh ausgestattet.“ ;ϯ.ϭ.ϮͿ 

• „EŶtspƌeĐheŶd des SĐhƌeiďeŶs deƌ füƌ SĐhule zustäŶdigeŶ MiŶisteƌiŶ ǀoŵ ϭϬ. Noǀeŵďeƌ ϮϬϭϭ ǁiƌd füƌ 
die Neubildung von Klassen ein oberer Wert der Bandbreite von 25 Schülerinnen und Schülern festge-

legt.“ ;ϯ.Ϯ.ϮͿ 
• „Füƌ die FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkte “LeƌŶeŶ“, “eŵotioŶale uŶd soziale EŶtǁiĐkluŶg“ uŶd “SpƌaĐhe“ solleŶ 

keine Feststellungsverfahren nach § 3 SopV durchgeführt werden. Der Elternwunsch auf Durchführung 

eines Feststellungsverfahrens und Aufnahme in eine Förderschule gemäß § 30 Absatz 2 BbgSchulG und 

§ ϯ SopV ďleiďt uŶďeƌühƌt.“ ;ϯ.ϯͿ 

Außerdem werden angeboten:  

• BegleiteŶde BeƌatuŶg „Jede SĐhule ǁiƌd duƌĐh eiŶ füƌ deŶ AƌďeitssĐhwerpunkt Inklusion speziell ausge-

bildetes Team von Beraterinnen und Beratern begleitet. Die Schulleitung arbeitet eng mit den Berate-

ƌiŶŶeŶ uŶd BeƌateƌŶ zusaŵŵeŶ.“ ;ϰ.ϭ.ϭͿ 
• 3 Fortbildungsmodule für Lehrkräfte (4.1.2) 

• Schulleitungsfortbildung (4.1.4) 

Außerdem wird das Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ von der Universität Potsdam wissenschaftlich begleitet 

um daraus Erkenntnisse für die weitere Arbeit zu gewinnen. (4.2) 

Vom Schuljahr 2012/13 bis zum Schuljahr 2014/15 nahmen 84 Grundschulen (von 465 / 18,1 %) in Brandenburg 

daran teil. 

2015 wurde in einem weiteren Rundschreiben60 festgelegt, dass die Arbeit in den am Pilotprojekt teilnehmenden 

Schulen unter den gleichen Bedingungen bis 2017 fortgeführt werden kann. Neu wird aufgenommen, dass jede 

SĐhule „eiŶe Lehƌkƌaft als IŶklusioŶskooƌdiŶatoƌiŶ odeƌ IŶklusioŶskooƌdiŶatoƌ ďeŶeŶŶeŶ kaŶŶ“. ;ϯ.ϰͿ61 

                                                                 
59 RundsĐhƌeiďeŶ ϭϬ/ϭϮ ǀoŵ ϭϵ. Juli ϮϬϭϮ, ;Aďl. MBJS/ϭϮ, [Nƌ. ϳ], S.ϮϵϯͿ „UŵsetzuŶg des Pilotpƌojektes “IŶklusiǀe 
GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ“ 

 

 60RuŶdsĐhƌeiďeŶ ϰ/ϭϱ ǀoŵ ϭϭ. JuŶi ϮϬϭϱ, ;Aďl. MBJS/ϭϱ, [Nƌ. ϭϭ], S.ϭϯϴͿ „FoƌtsetzuŶg deƌ Aƌďeit uŶteƌ deŶ Be-
dingungen des Pilotpƌojektes “IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ“; die folgeŶdeŶ )itate staŵŵeŶ aus dieseŵ RuŶd-
schreiben 
61 Ebenda 
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Zusammenfassung: Durch die besonderen Rahmenbedingungen und die zusätzliche Ausstattung sind in den 

Schulen des Pilotprojekts gute Voraussetzungen geschaffen, eine gute Bildung für alle Schülerinnen und Schü-

ler im gemeinsamen Unterricht organisieren und gestalten zu können. Die anderen Grundschulen, die den 

überwiegenden Anteil inklusiver Bildung leisten, profitieren bisher nicht von diesen deutlich besseren Rah-

menbedingungen. 

 

 

5.  Überprüfung der Zielsetzungen, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften an 

der Realität: Statistiken – Daten - Fakten62 

Schülerinnen und Schüler (SuS) mit sonderpädagogischem Förderbedarf in Förderschulen und im gemeinsamen 

Unterricht in Brandenburg: 

Die Schülerzahl hat sich vom Schuljahr 2009/2010 bis zum Schuljahr 2016/16 von 231.587 Schülerinnen und 

Schülern auf 248.253 erhöht, das ist eine Erhöhung um 6,7 Prozent. Die Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit 

diagnostiziertem Förderbedarf hat sich in dieser Zeit von 15.760 auf 16.364 erhöht, also um 3,7 Prozent. Interes-

sant sind hier die Veränderungen in den einzelnen Förderschwerpunkten. Besonders augenfällig ist die Abnahme 

iŶ deŶ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkteŶ „LeƌŶeŶ“ ;-6,41 %) sowie Sprache (-32,03 %). Sehr stark ist die Zunahme in den 

BeƌeiĐheŶ „SeheŶ“, „HöƌeŶ“, „KöƌpeƌliĐhe uŶd ŵotoƌisĐhe EŶtǁiĐkluŶg“ uŶd „Geistige EŶtǁiĐkluŶg“. Iŵ RahŵeŶ 
dieser Arbeit konnte für diese Beobachtung keine Ursache gefunden werden. Eine demgegenüber nur leichte 

EƌhöhuŶg gaď es ďei deƌ AŶzahl deƌ SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüleƌ ŵit deŵ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkt „EŵotioŶale uŶd 
soziale EŶtǁiĐkluŶg“. 

 

                                                                 
62 Grundlage für die folgenden Berechnungen sind die Statistiken des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 

des Landes Brandenburg, des Statischen Landesamtes Brandenburg sowie der Kultusministerkonferenz 
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Obwohl sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler von 2009 bis 2015 erhöht hat, ist der prozentuale Anteil der 

Schülerinnen und Schüler mit diagnostiziertem Förderbedarf anteilig von 6,81 auf 6,58 Prozent gesunken. Der 

Anteil der Schülerinnen und Schüler im gemeinsamen Unterricht hat in diesem Zeitraum zugenommen: Bezogen 

auf die Gesamtschülerzahl an allgemeinen Schulen haben davon 3,13 % einen sonderpädagogischen Förderbe-

darf, in den Grundschulen sind es mit 3,92% deutlich mehr.  

 



 

 32 

Auffällig ist, dass der prozentuale Anstieg der Schülerinnen und Schüler mit Förderschwerpunkten im gemeinsa-

men Unterricht aller Grundschulen nur um 0,38 Prozent zugenommen hat - tƌotz des Pilotpƌojektes „IŶklusiǀe 
GƌuŶdsĐhule“. Üďeƌ alle Bildungsgänge gerechnet betrug der Anstieg 0,65 Prozent. 

 

Diese deutlichen Veränderungen hin zum gemeinsamen Unterricht müssen auch in einer entsprechenden Erhö-

hung der Lehrerstunden an den allgemeinen Schulen sichtbar werden. 

Für die Brandenburger Schule ist erkennbar, dass die Zahl der Lehrerstellen in den letzten Jahren zugenommen 

hat, zum Teil bedingt durch steigende Schülerzahlen. Dennoch zeigt sich positiv, dass die Zahl der Schülerinnen 

und Schüler, für die eine Lehrkraft zur Verfügung steht, sowohl in den allgemeinen Schulen als auch in den För-

derschulen geringer geworden ist. Das bedeutet: Eine Lehrerin oder ein Lehrer hat mehr Zeit für den einzelnen 

Schüler. 

Lehrkräfte an allgemeinen und Förderschulen 

 
gesamt SuS je LK Förderschulen SuS je LK 

2009/10 18762 14,51 1769 5,66 

2015/16 20030 13,74 1706 5,04 

 

Im Folgenden wird die Grundschule mit der Sekundarstufe I verglichen. Diese Entwicklung ist für die Fortführung 

des Pilotprojekts in die Sekundarstufe I uŶteƌ deŵ Titel „GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ deƌ SĐhule“ von Bedeutung. 
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Diese Verbesserung, dass eine Lehrkraft sich besser um die Schülerinnen und Schüler kümmern kann, ist positiv. 

Ob es eine wirkliche Verbesserung ist oder ob sie durch die Erhöhung der Schülerinnen und Schüler mit sonder-

pädagogischen Förderbedarf relativiert wird, soll im Folgenden untersucht werden. Dazu wird für die Schuljahre 

2009/2010 und 2015/2016 berechnet, wie hoch der Stundenanteil an Lehrerwochenstunden (LWS) ist, den die 

Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den gemeinsamen Unterricht einbringen. 

Grundlage für den Vergleich ist die VV-Unterrichtsorganisation – die dort benannten Ausstattungsressourcen 

sind für beide Zeitpunkte identisch.63 

 

Für alle Bildungsgänge müssten nach diesen Berechnungen im Schuljahr 2009/10 rechnerisch 745,9 Lehrkräfte 

für den gemeinsamen Unterricht zusätzlich zur Verfügung stehen. Dieser Anteil hat sich bis zum Schuljahr 

2015/16 um 355,4 Stellen auf 1.101,3 Stellen erhöht.  

Uŵ aďsĐhätzeŶ zu köŶŶeŶ, oď es duƌĐh das Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ Effekte füƌ die GƌuŶdschule 

gegeben hat, wurden die Zahlen für die zusätzlichen Lehrerwochenstunden in der Grundschule gesondert be-

rechnet und ausgewertet: 

 

Die Berechnung zeigt, dass für die Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den 

Grundschulen im Schuljahr 2009/10 510,6 zusätzliche Lehrerwochenstunden für den gemeinsamen Unterricht 

zur Verfügung stehen müssten. Für das Schuljahr 2015/16 hat sich diese Zahl auf 640,3 Stellen erhöht.  

                                                                 
63 In der Realität ist der Anteil geringer, da die normale Stellenzuweisung pro Schüler der allgemeinen Schule 

abzuziehen ist (siehe VV-UŶteƌƌiĐhtsoƌgaŶisatioŶ ϭϭ ;ϯͿ „...Füƌ die SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüler im gemeinsamen 

Unterricht ist der Grundbedarf aus den Richtwerten unter Berücksichtigung der bereits für den Unterricht in der 

allgeŵeiŶeŶ SĐhule eiŶgesetzteŶ LWS festzulegeŶ…“ 
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Aus der Berechnung wird deutlich, dass die ermittelten zusätzlichen Lehrerstellen für die Schülerinnen und Schü-

ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf an den allgemeinen Schulen deutlich höher ausfällt als in den Grund-

schulen. Dies entspricht der Erhöhung des Anteils an Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem För-

derbedarf, der in den letzten Jahren im Grundschulbereich nicht so stark ausgefallen ist wie in allen anderen 

Schulstufen. 

Diese Ergebnisse spiegeln sich auch in der Entwicklung der Lehrerstellen, die insgesamt von 2009/10 bis zum 

Schuljahr 2015/16 um 1.268 Stellen gestiegen sind. 

 

 

Vergleicht man die Entwicklung der Lehrerstellen mit der Entwicklung der Schülerzahlen, lässt sich festhalten, 

dass der Anstieg der Lehrerstellen erheblich über der Zunahme der Schülerzahlen liegt. Dies ist im Bereich der 

Grundschule noch deutlicher. Hier ergibt sich für den Zeitraum, dass die Zahl der Schülerinnen und Schüler um 

3,12 Prozent gestiegen ist, die Zahl der Lehrkräfte dagegen um 5,86 Prozent. Es wäre zu erwarten, dass sich dies 

in den Schulen deutlich bemerkbar gemacht hat. 
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Werden die Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf und die entsprechenden Lehrer-

stellen jeweils herausgerechnet, ist der Anstieg in beiden Fällen etwas geringer (Schülerinnen und Schüler um 

0,41 Prozent; Lehrkräfte um 1,44 Prozent). Die Zahlen zeigen im Durchschnitt eine stabile Entwicklung der Bran-

denburger Schulen. 

 

5.1 Brandenburg im Vergleich zu den Durchschnittswerten in Deutschland 

Abschließend noch ein Vergleich der Kennziffern für Unterricht und Klassengröße in Vergleich zu den Durch-

schnittwerten in Deutschland, Stand Schuljahr 2015/16 (markiert ist in den Feldern, wenn Brandenburg schul-

stufenbezogen im Vergleich positiv abschneidet): 

Brandenburg im Vergleich zu Deutschlands Durchschnitt 2015/16 

 
Deutschland Brandenburg 

Schüler je Klasse (gesamt)* 9,5 9,1 

Grundschule 1 - 4 20,8 21,9 

Grundschule 5 und 6 21,2 21,1 

Sek I 24,0 23,1 

   

Schüler je Lehrkraft (gesamt) 13,4 12,9 

Grundschule 1 - 4 16,2 17,0 

Grundschule 5 und 6 12,8 12,8 

Sek I 13,8 12,5 

   

Erteilte Unterrichtsstunden je Klasse 40,0 39,0 

Grundschule 1 - 4 30,6 29,9 

Grundschule 5 und 6 38,0 36,9 

Sek I 38,6 39,9 

   

Schüler ohne SuS im 

GU der Grundschule; 

2,71%

Schüler Grundschule; 

3,12%

Lehrkräfte ohne LWS 

für GU in der 

Grundschule; 4,42%

Lehrkräfte 

Grundschule; 5,86%
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Erteilte Unterrichtsstunden je Schüler 1,68 1,69 

Grundschule 1 - 4 1,47 1,37 

Grundschule 5 und 6 1,79 1,75 

Sek I 1,61 1,73 

* = Durchschnitt alle Schulformen, inklusive Förderschule 

Anhand dieser Statistik wird deutlich, dass Brandenburg im Bereich der Sekundarstufe in allen Bereichen bessere 

Ergebnisse als der Bundesdurchschnitt vorweist; im Grundschulbereich allerdings fast ausschließlich schlechter 

abschneidet. Darin bestätigt sich die erhöhte Investition von Lehrerstellen, die vorrangig in die Sekundarstufen 

gekommen sind. Im Grundschulbereich liegen demgegenüber deutliche Herausforderungen: 

Im Vergleich Schüler pro Klasse hat Brandenburg nach NRW (23,3) und Berlin (22,7) die größten Klassen im 

Grundschulbereich (bezogen auf die Jahrgänge 1 – 4 sind dies 5,3 Prozent über dem Durchschnitt). Diese über-

durchschnittlich großen Klassen haben 2,3 Prozent weniger Unterricht (29,9 statt 30,6) erteilte Unterrichtsstun-

den je Klasse).  Bezogen auf den Bundesdurchschnitt haben die Brandenburger Schülerinnen und Schüler allein 

in den ersten vier Schuljahren fast drei Wochen weniger Unterricht. Durch den hohen Anteil an Schülerinnen und 

Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Grundschulen wäre zu erwarten gewesen, dass diese 

Ergebnisse deutlich über dem Bundesdurchschnitt liegen, da durch Teilungs- und individuellem Förderunterricht 

zusätzliche Stunden erteilt werden (müssten). Gleiches gilt für die Feststellung, dass eine Lehrkraft in der Bran-

denburger Grundschule für 4,9 Prozent mehr Schüler (17,0 statt 16,2) zuständig ist als im Bundesdurchschnitt.  

5.2 Das Pilotprojekt „IŶklusiǀe GruŶdsĐhule“ iŵ KoŶteǆt der )ahleŶ 

Auf der Basis der oben dargestellten Zahlen ist noch einmal ein Blick auf das Pilotprojekt nötig. 84 der 465 Grund-

schulen im Land waren beteiligt (18,1 Prozent). Im Durchschnitt nahmen im Schuljahr 2015/16 an jeder Grund-

schule in Brandenburg 16,7 Schülerinnen und Schüler am gemeinsamen Unterricht teil.  In der Begleitstudie ist 

dargestellt, wie viele Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Schuljahr 2013/14 an 

den Stichprobenschulen der Studie beteiligt waren: 18,2 pro Schule64. Die weiteren Ausführungen in dem Bericht 

zeigen, dass der Anteil nicht viel höheƌ als aŶ deŶ aŶdeƌeŶ SĐhuleŶ ist. Iŵ AďsĐhlussďeƌiĐht ist ausgefühƌt: „Es ist 
zu erkennen, dass in den meisten Klassen (36 von 61) bis zu zwei Schülerinnen und Schüler mit einem festgestell-

ten sonderpädagogischen Förderbedarf lernten. In den anderen Klassen waren es bis zu fünf Schülerinnen und 

Schüler mit einem festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf und in einer Klasse sogar elf. In sechs Klas-

seŶ ǁies keiŶes deƌ GƌuŶdsĐhulkiŶdeƌ eiŶeŶ festgestellteŶ soŶdeƌpädagogisĐheŶ Föƌdeƌďedaƌf auf.“65 

Andererseits sind für diese Schulen zusätzliche Ressourcen eingesetzt worden: 

• 3,5 Lehrerwochenstunden (LWS) je Schülerin und Schüler bezogen auf fünf Prozent der Gesamtschüler-

schaft als systemische Zuweisung 

• Klassenfrequenz-Richtwert von 23 mit oberer Bandbreite von 25 Schülerinnen und Schülern 

• Begleitende Beratung 

• Fortbildungsmodule für Lehrkräfte sowie Schulleitungsfortbildungen. 

 

Die negativen Rückwirkungen durch eine Hervorhebung und Bevorzugung der Pilotschulen im Unterschied zu 

den anderen Schulen, die ebenfalls engagiert Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

in den schulischen Alltag und Unterricht im gemeinsamen Lernen und Leben einbeziehen, ist m.E. viel zu wenig 

beachtet worden. 

                                                                 
64 Inklusives Lernen und Lehren im Land Brandenburg, Abschlussbericht zur Begleitforschung des Pilotprojekts 

„IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“, Potsdaŵ ϮϬϭϱ, S. ϰϰ 
65 Ebenda S. 78; siehe dazu auch die Grafik auf Seite 79 
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In der Studie wird die Bedeutung des Lehrerhandelns – auch in neuen Formen der Zusammenarbeit – wichtig. 

Leider wurde keine Vergleichsgruppe untersucht, so dass sich die Ergebnisse nicht verallgemeinern lassen. Es ist 

aber zu vermuten, dass die folgenden Untersuchungsergebnisse der Studie auf viele Lehrkräfte in Brandenburger 

SĐhuleŶ zutƌeffeŶ: „BesoŶdeƌs heƌǀoƌ staĐh die Skala Selďstǁiƌksaŵkeit ďezogeŶ auf die )usaŵŵeŶaƌďeit ŵit 
Kolleginnen und Kollegen, die darauf abzielt, die Kooperation mit anderen Lehrerkolleginnen und -kollegeŶ ;u. a. 
Sonderpädagoginnen und -pädagogen), aber auch mit weiterem Fachpersonal wie Einzelfallhelferinnen und Ein-

zelfallhelfern und Therapeutinnen und Therapeuten zu realisieren… Die Lehrerinnen und Lehrer schätzten sich 

hinsichtlich der ausgewählten Aspekte des pädagogischen Wissens äußerst positiv ein. Insbesondere die Skala 

Individuelle Bezugsnormorientierung, die darauf abzielt, Kinder in Bezug auf ihre individuellen Entwicklungsfort-

sĐhƌitte zu loďeŶ uŶd aŶzueƌkeŶŶeŶ.“66 „EiŶ spezifisĐheƌ BestaŶdteil pƌofessioŶelleƌ HaŶdluŶgskoŵpetenz be-

fasst sich zudem mit dem Professionswissen. Die Brandenburger Lehrerinnen und Lehrer verfügten nach eigenen 

Angaben über hohe Ausprägungen des pädagogischen Wissens. Sie hatten dezidierte Kenntnis über die Förde-

rung nach individuellen LernvoraussetzuŶgeŶ uŶd die AŶǁeŶduŶg deƌ iŶdiǀiduelleŶ BezugsŶoƌŵ.“67 

Oďǁohl laut Studie „eƌste HiŶǁeise daƌauf hiŶ;deuteŶͿ, dass die AusgaŶgsǀoƌaussetzuŶgeŶ deƌ Lehƌkƌäfte eiŶe 
gute Basis füƌ deŶ IŶŶoǀatioŶspƌozess ďieteŶ,“ ǁiƌd es, uŵ sie ǁeiteƌhiŶ iŶ ihƌeƌ Pƌofessionalität zu unterstützen, 

„zuküŶftig daƌauf aŶkoŵŵeŶ, auĐh die heteƌogeŶeŶ BediŶguŶgeŶ deƌ LehƌeƌiŶŶeŶ uŶd Lehƌeƌ zu ďeƌüĐksiĐhti-
gen, sie zu begleiten und Mitwirkungs- und Evaluationsprozesse in Gang zu bringen. Wünschenswert wäre es, 

wenn an Teilaspekten der professionellen Handlungskompetenz der Lehrerinnen und Lehrer gearbeitet wird, 

zuŵ Beispiel iŶ Foƌŵ ǀoŶ FoƌtďilduŶgeŶ, SupeƌǀisioŶeŶ uŶd stƌuktuƌieƌteŶ IŶteƌǀeŶtioŶeŶ.“68 

Die Notwendigkeit der Fortbildung gehört zu einer soliden Schulentwicklung dazu. Deshalb wurde auch ein um-

fangreiches Fortbildungsangebot aufgelegt. Die Auswertung der Teilnahme an den Fortbildungen gibt Anlass, 

über andere Formen und auch Verpflichtungen zur Fortbildung nachzudenken. Am Modul 1 nahmen ungefähr 

70 Prozent teil, am Modul Ϯ zǁisĐheŶ ϭϲ uŶd ϯϭ PƌozeŶt. „Mit AusŶahŵe deƌ VeƌaŶstaltuŶgeŶ zuƌ Deŵokƌati-
schen Schule und Demokratieerziehung sowie zur Inklusiven Didaktik, für die jeweils eher geringe Teilnahmequo-

ten zu verzeichnen sind, wurden alle weiteren Veranstaltungen von 14 bis 29 Prozent der Befragten besucht, so 

dass hieƌ eiŶ stetes IŶteƌesse ďeoďaĐhtet ǁeƌdeŶ kaŶŶ.“69 Bei einer Teilnahme von unter 30 Prozent kann wohl 

kaum von einem steten Interesse gesprochen werden. Vor allem wenn festgestellt wird, dass 15 Prozent der 

Befragten überhaupt keine Fortbildung besucht hat. 

NaĐhdeŶkliĐh stiŵŵt auĐh, dass Ŷuƌ ǀieƌ deƌ uŶteƌsuĐhteŶ ϱϱ SĐhuleŶ eiŶ SĐhulpƌogƌaŵŵ aufǁeiseŶ, das „eiŶ-
deutig uŶd uŵfasseŶd iŶklusiǀ“ ist. Geƌade das iŶ jedeŵ SĐhulpƌogƌaŵŵ eŶthalteŶe Leitďild pƌägt die Haltung 

der Lehrkräfte und bestimmt die pädagogische und didaktische Ausrichtung des Lernens und Lebens in einer 

Schule, ganz besonders aber das soziale Klima.70 

Als Fazit stellt die Begleituntersuchung fest: 

„AusgeheŶd ǀoŶ deƌ ReleǀaŶz eiŶes positiǀeŶ MeiŶuŶgsďilds ǀoŶ LehƌeƌiŶŶeŶ uŶd LehƌeƌŶ zuŵ iŶklusiǀeŶ LeƌŶeŶ 
und der erwartbaren erhöhten Variabilität in den Einstellungen und Selbstwirksamkeitserwartungen von Lehr-

kräften außerhalb des Pilotprojekts sollten perspektivisch die Lehrerinnen und Lehrer einer jeden Grundschule 

darin unterstützt werden, die Chancen und Herausforderungen inklusiven Lernens zu besprechen. Die konsensu-

alen Ziele der inklusiven pädagogischen Arbeit sollten sodann im Schulprogramm verankert werden… Aufgrund 

                                                                 
66 Ebenda S. 145 
67 Ebenda S. 150 
68 Ebenda S. 152 
69 Ebenda S. 162 
70 Siehe dazu auch: Lüke, Stephan/ Michels, Inge/ Steinert, Wilfried: Inklusion braucht gute Schulen  - gute Schu-

len brauchen Inklusion. Ein Handbuch für Vielfalt im Lehren und Lernen, Band 1 – Leitbild und pädagogische 

Konzeption, Kronach 2015 
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der zukünftig erwartbaren größeren Unterschiede im inklusionsspezifischen Vorwissen wächst somit die Heraus-

forderung, eine Passung zwischen den Erfahrungen einer Lehrkraft bzw. eines Teams und den Fortbildungsinhal-

teŶ heƌzustelleŶ.“71 

„… ǁiƌd es zuküŶftig daƌauf aŶkoŵŵeŶ, alleŶ iŶklusiǀeŶ SĐhuleŶ eiŶeŶ iŶteŶsiǀeŶ AustausĐh deƌ Mitgliedeƌ eiŶes 
Kollegiums zur individuellen Förderung ihrer Schülerinnen und Schüler zu ermöglichen und den Fokus von Fort-

bildung insbesondere auf den produktiǀeŶ UŵgaŶg ŵit eiŶeƌ sehƌ heteƌogeŶeŶ SĐhüleƌsĐhaft zu legeŶ…“ Zur 

ǁahƌgeŶoŵŵeŶeŶ eƌhöhteŶ BelastuŶg deƌ Lehƌkƌäfte ǁiƌd ausgefühƌt: „Uŵ eiŶeƌ ChƌoŶifizieƌuŶg des Belas-
tungserlebens vorzubeugen, sollten perspektivisch das Ausmaß der wahrgenommenen Belastung sowie konkrete 

Unterstützungsbedarfe kontinuierlich eruiert werden… DeŶ LehƌeƌiŶŶeŶ uŶd LehƌeƌŶ fiel … eiŶe SĐhlüsselƌolle 
bei der Schaffung eines positiven Lernklimas zu. Zukünftig wird es somit darauf ankommen, Lehrerinnen und 

Lehrer stärker als bisher dafür zu sensibilisieren, ihren eigenen Umgang mit einer heterogenen Schülerschaft zu 

ƌeflektieƌeŶ. IŶ deŵ Ausŵaß, iŶ deŵ es LehƌeƌiŶŶeŶ uŶd LehƌeƌŶ z. B. duƌĐh aŶgeŵesseŶes FeedďaĐk geliŶgt, auf 
die Leistungsentwicklung eines jeden Kindes wertschätzend zu reagieren, wird die Wahrscheinlichkeit eines po-

sitiǀeŶ LeƌŶkliŵas steigeŶ.“72 

)usaŵŵeŶfassuŶg: BraŶdeŶďurg hat ŵit hoheŵ AufǁaŶd das Pilotprojekt „IŶklusiǀe GruŶdsĐhule“ gestartet 
und durchgeführt. Durch den relativ kurzen Zeitraum der Begleitstudie, vor allem durch die fehlenden Ver-

gleichsuntersuchungen, sind die Erkenntnisse zur Übertragung der Erfahrungen auf alle Schulen relativ gering. 

Hinzu kommt, dass auch an (fast) allen anderen Schulen in Brandenburg Schülerinnen und Schüler mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf gemeinsam mit allen anderen Schülern unterrichtet werden. Diese Schulen und 

deren Lehrkräfte trugen und tragen den Hauptanteil an der inklusiven Schulentwicklung in Brandenburg, ohne 

dafür die entsprechende vergleichbare Anerkennung zu bekommen. Das kann sich auf die Motivation der Leh-

rerinnen und Lehrer negativ auswirken – vor allem, wenn man die Aussagen der Begleitstudie mit Blick auf die 

Selbstwirksamkeit und das Selbstbewusstsein der Lehrkräfte ernst nimmt.73 

 

 

6. Sicht schulischer Elternvertreter auf die Brandenburger Schule 

6.1 Grundsätzliche Einschätzung der inklusiven Bildung an Brandenburger Schulen 

Unabhängig davon, wieviel in Brandenburg für eine inklusive Schulentwicklung erreicht wurde, wird von Seiten 

der Eltern Unzufriedenheit und Kritik geäußert. Fast ein Drittel der Eltern, nämlich 29,6 Prozent (31,7 %)74 sind 

weitgehend zufrieden und geben der Umsetzung von Inklusion an ihrer Schule eiŶe SĐhulŶote ǀoŶ „sehƌ gut“ ďis 
„ďefƌiedigeŶd“. Dennoch äußern auch diese Eltern deutliche Kritik und sehen ein großes Verbesserungspotential. 

• „Füƌ eiŶe IŶklusioŶ steheŶ ǀiel zu ǁeŶig fiŶaŶzielle Mittel uŶd Lehƌkƌäfte zuƌ VeƌfüguŶg. Es ist sĐhoŶ 
kaum möglich, dass normale Schulprogramm zu schaffen aufgrund von hohem Lehrermangel und Lehr-

mittel. … UŶseƌe KiŶdeƌ kƌiegeŶ ďei ǁeiteŵ ŶiĐht ŵehƌ die BilduŶg die ǁiƌ fƌüheƌ haďeŶ duƌfteŶ, uŶd 
das liegt ŶiĐht aŶ deƌ faĐhliĐheŶ KoŵpeteŶz deƌ Lehƌeƌ…“ 

                                                                 
71 Inklusives Lernen und Lehren im Land Brandenburg, Abschlussbericht zur Begleitforschung des Pilotprojekts 

„IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“, Potsdaŵ ϮϬϭϱ, S. 267 
72 Ebenda S. 268 
73 Ebenda ab S. 45 
74 In den folgenden Auswertungen werden die Antworten der Eltern(N=92) in den Mittelpunkt gestellt, die An-

gaben des Gesamtpools (N=140) werden ggf. dort in Klammern hinzugefügt, wo deutliche Abweichungen er-

kennbar sind. 
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• „IĐh halte es füƌ ǀeƌaŶtǁoƌtuŶgslos, die ohŶehiŶ uŶteƌfiŶaŶzieƌteŶ, peƌsoŶell sĐhleĐht ausgestatteteŶ 
SchuleŶ iŶ BƌaŶdeŶďuƌg ŵit uŶausgeƌeifteŶ… IŶklusioŶskoŶzepteŶ ŶoĐh ŵehƌ zu üďeƌfoƌdeƌŶ. … IĐh 
wundere mich, dass wir unsere knappen Mittel nicht dafür einsetzen, allen Kindern (auch den Kindern 

ohŶe EiŶsĐhƌäŶkuŶgeŶͿ ďestŵögliĐhe BilduŶg zu eƌŵögliĐheŶ…“ 

• „IŶklusion ist eine wichtige Sache, Kinder und Jugendliche sollen lernen mit Behinderten umzugehen, 

sie als gleichwertig zu betrachten, zu helfen. Allerdings ist eine Schule, die zwar Behinderte integriert, 

aber keine Rücksicht auf hochintelligente Kinder nimmt und keine Begabtenförderung anbietet, nicht 

ǁüŶsĐheŶsǁeƌt.“ 

Fast ein Drittel der Befragten, 31,7 Prozent (33,8%), ist ǀöllig uŶzufƌiedeŶ uŶd giďt Ŷuƌ die NoteŶ „ŵaŶgelhaft“ 
uŶd „uŶgeŶügeŶd“ füƌ die UŵsetzuŶg deƌ iŶklusiǀeŶ BilduŶg iŶ BƌaŶdeŶďuƌg. AuĐh hier ein Auszug aus den An-

merkungen der Antwortenden: 

• „IŶklusioŶ ist iŵ AŶsatz eiŶe gute SaĐhe. Die SĐhuleŶ haďeŶ aďeƌ ŶiĐht geŶügeŶd ausgeďildetes PeƌsoŶal, 
Sonderpädagogen und die räumlichen Voraussetzungen. Wieder einmal hat der Staat Dinge durchge-

setzt die grundsätzlich in Ordnung sind, aber für die jegliche Voraussetzungen fehlen. Handeln vor Den-

ken bringt einfach nur Probleme...“ 

• „Die Idee ist gut - die UŵsetzuŶg total sĐhleĐht.“ 

• „IŶklusioŶ ist aŶ siĐh eiŶe sehƌ gute SaĐhe. Aďeƌ ǁie iŵŵeƌ ǁiƌd eiŶe Idee in den Raum geschmissen, 

aber an die Durchführung ist dabei nicht gedacht worden. 1. Inklusion muss als erstes im Kopf aller 

Menschen stattfinden. Also auch im alltäglichen Leben. 2. Muss der derzeitige Fokus darauf gerichtet 

werden, dass an allen Schulen ausreichend ausgebildetes Personal ist. Wenn ein ganz normaler Unter-

ƌiĐht ŶiĐht ŵal stattfiŶdeŶ kaŶŶ, ǁie soll deŶŶ daŶŶ IŶklusioŶ fuŶktioŶieƌeŶ!?“ 

• „...ǁiƌ ďƌauĐheŶ dƌiŶgeŶd IŶtegƌatioŶ uŶd IŶklusioŶ iŶ deŶ SĐhuleŶ...Stehe selďst geƌade ǀoƌ deŵ Pƌoď-
leŵ „SĐhule uŶd ǀeƌhalteŶsauffälliges KiŶd“...keiŶe Hilfe uŶd UŶteƌstützuŶg soǁie FöƌdeƌuŶg füƌs 
KiŶd...“ 

• „Iŵ KITA-Gesetz gibt es konkrete Festlegungen, wie viele Quadratmeter pro Kind benötigt werden. Die 

Kommunen bauen danach, um keine Strafen zu zahlen. Für Schulen gibt es keine konkreten Zahlen, nur 

EŵpfehluŶgeŶ. Es fehleŶ TeiluŶgsƌäuŵe uŶd PeƌsoŶal. … Das JugeŶdaŵt ďeŶötigt füƌ die EŶtseŶduŶg 
eines Einzelfallhelfers abgeschlossene Förderausschussverfahren. Dauer: 1-2 Jahre. Für eine individuelle 

Entlastung sorgen vorhandene Lehrkräfte, meist der Klassenlehrer. Dies kann dieser nur eingeschränkte 

)eit ohŶe MehƌďelastuŶg leisteŶ…“ 

• „Es steheŶ iŵ GƌuŶde geŶoŵŵeŶ so sĐhoŶ ŶiĐht geŶügeŶd Mittel ;peƌsoŶell, fiŶaŶziell, ideell...Ϳ füƌ die 
Schulen zur Verfügung. Insofern kann Inklusion aber auch Integration nicht gut gelingen. Dabei sind 

beide Dinge absolut erstrebenswert. Meiner Meinung nach müsste das gesamte Bildungssystem im gro-

ßeŶ Stil ƌefoƌŵieƌt ǁeƌdeŶ...füƌ uŶseƌe KiŶdeƌ!“ 

In vielen Äußerungen wird erkennbar, dass eine inklusive Bildung, in der alle Schülerinnen und Schüler im ge-

meinsamen Unterricht so gut wie möglich gefördert werden, grundsätzlich befürwortet wird. Die in den persön-

lichen Anmerkungen genannten Probleme bestätigen sich auch in den Aussagen zu den einzelnen Bereichen. 

 

6.2 Räumliche, sächliche und finanzielle Ressourcen für eine inklusive Bildung 

Die meisten Eltern sind zufrieden bis sehr zufrieden mit der einladend und freundlich gestalteten Schule. Für eine 

inklusive Unterrichtsentwicklung braucht es Barrierefreiheit und vor allem zusätzliche Gruppenräume. Daran 

mangelt es nach Einschätzung der Eltern in vielen Schulen; die Ergebnisse in der Einschätzung der Lehrkräfte sind 

ähnlich. 
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1/2 = sehr zufrieden; 2/3 = befriedigend bis ausreichend; 5/6 = sehr unzufrieden 

In diesen Ergebnissen spiegelt sich möglicherweise, dass es in Brandenburg keine verbindlichen Schulbaurichtli-

nien für eine inklusiv arbeitende Schule gibt. Dass die Raumsituation trotzdem in einer Reihe von Schulen durch 

bauliche Maßnahmen erweitert und angemessen gestaltet wurde, zeigt das Verantwortungsbewusstsein der 

kommunalen Schulträger. 

Deutlich größerer Handlungsbedarf wird bei Finanzen und Lernmittel gesehen. Hier sind gemeinsam Bildungsmi-

nisterium, kommunale Verbände und Kommunen gefordert, für die entsprechenden Ressourcen zu sorgen. Ins-

besondere die Individualisierung des Lernens braucht entsprechende Materialien und Medien – und gleichzeitig 

entsprechende Qualifizierungen für die Lehrkräfte, um mit den neuen, teils digitalen Lernmitteln vertraut zu 

werden und angemessen umgehen zu können. 

 

 

6.3 Personelle Ressourcen und Unterrichtsqualität 

Das vorhandene Personal reicht nach Ansicht der Eltern (und der Lehrkräfte) bei weitem nicht aus, einen guten 

gemeinsamen Unterricht zu gestalten, der allen Kindern gerecht wird. Durch das fehlende unterstützende Per-
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sonal, wird die Belastung der Lehrkräfte deutlich erhöht. Dies wird zusätzlich problematisch, wenn durch Über-

lastungssituationen die Ausfälle durch Krankheiten zunehmen. Fehlende Stellenbeschreibungen tragen dazu bei, 

dass einzelne Lehrkräfte sich über ihre Grenzen engagieren, da sie kein Kind zurücklassen wollen. Durch fehlende 

sonderpädagogische Lehrkräfte erleben sich viele Lehrkräfte in der Arbeit mit den Schülerinnen und Schülern mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf alleingelassen. Und dass, obwohl sich inzwischen eine gute Unterrichtskul-

tur in Brandenburg entwickelt hat, zu der auch Teamteaching gehört. 

 

Dazu die Äußerung einer Lehrkraft: „IŶklusioŶ ist ŵit deŵ deƌzeitigen personellen Schlüssel und Voraussetzun-

gen nicht umsetzbar. Inklusion ist nur ein Mittel, um Geld für Förderschulen und Sonderpädagogen zu sparen. 

Die notwendige Ausbildung der Lehrkräfte fehlt. Ein Lehrer für untere Klasse ist kein Sonderpädagoge und es war 

nicht mein Wunsch, Sonderpädagoge zu werden. Wenn dem so gewesen wäre, hätte ich mich während meines 

Studiums dafür entschieden. Die Förderschulen waren der richtige Weg, um Kindern die optimalen Bildungschan-

cen zu geben. Ich vergleiche es gern mit Ärzten. Ich gehe mit Zahnschmerzen auch nicht zum Orthopäden. Es 

sind beides Ärzte, aber jeder auf seinem Gebiet. So ist es auch in der Bildung. Wir sind Lehrer, aber jeder mit 

seiŶeƌ QualifikatioŶ.“ 

Die folgende Grafik zeigt, dass die Teamarbeit in Brandenburger Schulen auch von den Eltern deutlich wahrge-

nommen wird. Dabei werden zwei Probleme deutlich: Einmal wird Teamarbeit erschwert, wenn nicht genügend 

(multiprofessionelle) Kolleginnen und Kollegen zur Verfügung stehen. Zum anderen braucht Teamarbeit Zeit zur 

Beratung; diese kann nicht außerhalb der Arbeitszeiten in der Schule geleistet werden, sondern muss in den 

Unterrichtsverpflichtungen sowie Stellenbeschreibungen verankert werden. 
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In der Aussage zur fachlichen Qualifizierung durch entsprechende Fortbildungen wird ein Problem deutlich, dass 

auch der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung mit Blick auf die Fortbildungen zum Ausdruck 

bringt: Die Motivation der Lehrkräfte zur Teilnahme an Fortbildungen ist relativ gering. Der Abschlussbericht 

benennt u. a. zwei Ursachen: Einmal die zusätzliche Belastung, wenn die Fortbildungen im Anschluss an eigenen 

Unterricht stattfinden. Zum zweiten, wenn Fortbildungen zu wenig Bezug zum eigenen Unterricht haben und die 

Relevanz für die eigene Praxis zu gering ist. Der Bedarf an Fortbildungen bzw. der Wunsch danach wird auch in 

der folgenden Tabelle deutlich. 

 

 

Die fachliche Unterstützung durch Schul- und/oder Jugendamt könnte deutlich besser sein – und damit zu einer 

größeren Handlungssicherheit beitragen. Dabei haben die Lehrkräfte ein gutes Selbstbewusstsein hinsichtlich 

ihrer Arbeit in heterogenen Lerngruppen (siehe die beiden Tabellen unten). Organisatorisch (Unterricht im Klas-

senverband und in individuellen Lerngruppen) nehmen die Eltern dies auch wahr. Anders sieht es in Sachen aus-

gewogene individuelle Förderung aus.  

Allerdings ist darüber nachzudenken, wie die Rahmenbedingungen und pädagogische Qualifizierung so verbes-

sert werden kann, dass die optimale Förderung aller Schülerinnen und Schüler sichergestellt wird. 

 

Ein wichtiger Qualitätsfaktor für eine positive Wahrnehmung der schulischen Bildung ist die Förderung sowohl 

der langsam als auch der schnell lernenden Schülerinnen und Schüler. Die Mehrheit der Eltern meint, dass beide 

Gruppen nicht genügend gefördert werden. Die Lehrkräfte, die sich in der Umfrage zu Wort gemeldet haben, 
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sind mehrheitlich der Meinung, dass zwar die Behinderten gut gefördert werden, aber die Hochbegaben zu kurz 

kommen.   

 

Inklusive Bildung aber kann nur gelingen – und gesellschaftliche Akzeptanz finden, wenn deutlich wird, dass alle 

Kinder und Jugendlichen davon profitieren. 

6.4 Schulklima 

Eines der Probleme, die beim Thema inklusive Bildung am meisten diskutiert werden, ist der Umgang mit her-

ausforderndem Verhalten einzelner Kinder. Durch die Fixierung der Lehrkraft auf eine Schülerin oder einen Schü-

ler geraten leicht die anderen Kinder aus dem Blick. In den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts ging es 

um den Zappelphilipp oder den Klassenclown. Diese Schülerinnen und Schüler gab es eh und je in den Klassen – 

und sie waren zu allen Zeiten eine Belastung für die Lehrerinnen und Lehrer. Jetzt aber wird das Thema mit 

inklusiver Bildung verbunden und überlagert teilweise die positiven Erfahrungen mit den Schülerinnen und Schü-

lern, die sonderpädagogischen Förderbedarf haben.  

 

Trotz der Problematik mit verhaltensherausfordernden Schülerinnen und Schülern wird das soziale Klima in den 

Schulen durchweg positiv bis sehr positiv eingeschätzt. Schülerinnen und Schüler kommen untereinander gut 

klar und helfen sich gegenseitig. Das ist eine gute Voraussetzung für inklusive Bildung.  
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Mobbing kommt im Alltag vor. So auch in der Schule. Auch im inklusiven Miteinander. Das zeigt auch das Umfra-

geergebnis. Auf der Basis der Aussagen zum Schulklima und zum Miteinander der Schülerinnen und Schüler kann 

erwartet werden, dass Lehrkräfte und Eltern gemeinsam mit dieser Herausforderung umgehen können. 
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6.5 Inklusion im Hort 

Die Hortarbeit ist in Brandenburg eng mit dem Schulleben an Grundschulen verbunden, auch wenn Trägerschaft 

und personelle Verantwortung unterschiedlich angebunden sind. Gerade im Bereich inklusiver Bildung ist eine 

enge Verzahnung von Schule und Hort von großer Bedeutung, vor allem in Hinsicht auf ein gemeinsames Konzept 

inklusiver Arbeit, idealerweise in einem gemeinsamen Schul- und Hortprogramm. Vor allem aber mit Blick auf 

die Beförderungsmöglichkeiten. Schülerinnen und Schüler, für die keine Heimfahrtmöglichkeiten nach dem Hort 

bestehen, werden deutlich benachteiligt – egal ob mit oder ohne Behinderungen. Wie die folgende Tabelle zeigt, 

besteht in diesem Bereich, der insbesondere im Zuständigkeitsbereich der Kommunen liegt, noch großer Hand-

lungsbedarf. 

 

6.6 Zusammenfassung 

Noch einmal der Hinweis: Die obigen Ergebnisse sind nicht repräsentativ und können nicht eins zu eins auf das 

Land Brandenburg übertragen werden. Da die befragten Eltern aber im wesentlichen Elternvertreter in Schulen, 

im Kreis und / oder auf Landesebene sind, ist eine besondere Sorgfalt bei den Antworten zu erwarten. Dies zeigt 

sich insbesondere auch darin, dass bei den typischerweise den Lehrkräften zugeschriebenen Bereichen (u. a. 

Unterrichtsqualität, Fortbildung, individuelle Förderung) bis zu einem Drittel der Eltern keine Aussage gemacht 

haben. 

Trotzdem sind die Trends eindeutig.  

Ein komplett inklusives Schulsystem ist eine Verbesserung der 

Bildung für alle Kinder und Jugendlichen  
Zustim-

mung 

 

Lehrkräfte 48,47% N=30 

Eltern 57,74% N=90 

Alle  55,13% N=136 

 

Mindestens die Hälfte der Befragten ist der Meinung, dass ein komplett inklusives Schulsystem eine Verbesse-

rung der Bildung für alle Schülerinnen und Schüler ist. Das ist die Herausforderung. Dazu müssen die Fehler der 

Vergangenheit vermieden bzw. korrigiert und entsprechende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. 
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7. Hauptkritikpunkte an der Entwicklung zu einer inklusiven Gesellschaft 

und Bildung in Brandenburg seit Verabschiedung der UN-BRK im Jahr 

2009 aus der Sicht des Verfassers 

Zunächst ist noch einmal festzuhalten, dass sich in Brandenburg alle zuständigen Stellen bemüht und engagiert 

haben, diesen Prozess in Bewegung zu bringen. Sowohl mit dem umfassenden Maßnahmenpaket aus dem Ar-

beits- und Sozialministerium als auch mit den Bemühungen in Kita und Schule durch das Bildungsministerium ist 

vieles in Bewegung gekommen. 

Aus Sicht des Verfassers aber wurden bei allem Engagement einige grundlegende Bedingungen für gelingende 

gesellschaftliche Prozesse zu wenig beachtet.  

• Es gab keine klare Begriffsdefinition, was mit Inklusion gemeint ist; so wurde u. a. von Teilhabe der Men-

schen mit Behinderungen gesprochen, teilweise wurde ein erweiterter Inklusionsbegriff verwendet. Auch 

für den Bildungsbereich wurden unterschiedlichste Bezeichnungen verwendet, ohne zwischen Inklusion, in-

klusiver Bildung, gemeinsamem Lernen oder Integration bewusst zu unterscheiden. Außerdem war zu wenig 

erkennbar, wie alle Menschen von der Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft oder alle Schülerinnen und 

Schüler von einer inklusiven Bildung profitieren werden. Dies zeigt sich u. a. auch an unterschiedlichen in-

haltlichen Ausrichtungen der Arbeits- und Steuerungsgruppen in Kommunen oder Landkreisen. Die Entwick-

luŶg eiŶeƌ iŶklusiǀeŶ GesellsĐhaft ist ŵehƌ als „Teilhaďe deƌ ďehiŶdeƌteŶ MeŶsĐheŶ“. 
• Es ist nicht gelungen, den schulischen und den gesellschaftlichen Prozess zusammenzukoppeln. Für viele 

Städte und Gemeinden besteht nach eigener Auskunft die kommunale Umsetzung von Inklusion in der in-

klusiven Ausstattung der Schule(n). 

• Es gab keine Leitbild-Entwicklung in den beiden steuernden Ministerien (Arbeit, Soziales und Frauen, Minis-

teƌiuŵ füƌ BilduŶg, JugeŶd uŶd SpoƌtͿ. )u ReĐht ist ǀoŶ deŶ SĐhuleŶ, die siĐh aŵ Pilotpƌojekt „IŶklusiǀe 
GƌuŶdsĐhule“ ďeteiligteŶ, die EŶtǁiĐkluŶg eiŶes solchen Leitbildes gefordert worden. 

• Obwohl das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie den Bildungsbereich in das 

Maßnahmenpaket einbezogen hat, war nach außen keine gemeinsame Prozessentwicklung zu erkennen. 

• Sowohl die Regionalkonferenzen als auch die Regionalforen waren top-down Veranstaltungen und nicht 

dazu geeignet, einen partizipativen Prozess einzuleiten. Ein positives Beispiel für partizipatives Arbeiten wa-

ƌeŶ die FaĐhtage „IŶklusiǀe BilduŶg“ ŵit deŶ doƌt stattfiŶdeŶdeŶ Workshops; allerdings gab es auch hier 

keine Rückkopplung darüber, ob und wie die dort erarbeiteten Ergebnisse in die künftige Entwicklung ein-

geflossen sind. 

• Der RuŶde TisĐh „IŶklusiǀe BilduŶg“ ist als Chance für einen partizipativen Prozess nicht genutzt worden. 

Hier waren regelmäßig alle relevanten Beteiligten aus Gesellschaft, Kommunen, Verbänden, Kirchen und 

Bildung zusammen; also beste Voraussetzungen, um in einen gemeinsamen gesellschaftlichen Diskurs ein-

zusteigen. Folgende Aspekte haben dazu geführt, dass kein Gesamtprozess entstehen konnte: 

 

1. Deƌ RuŶde TisĐh „IŶklusiǀe BilduŶg“ hat aus deŵ gesellsĐhaftliĐheŶ Gesaŵtpƌozess ;uŶd MaßŶahŵen-

paket) nur den Teilbereich Bildung bearbeitet, deshalb auch die Verantwortung beim Bildungsministe-

rium. Damit war – auch in der öffentlichen Wahrnehmung – kein Platz mehr für eine ähnliche Gesprächs-

ďasis „IŶklusiǀe GesellsĐhaft“. DaduƌĐh ǁuƌde iŶ deƌ öffeŶtlichen Diskussion noch stärker das Thema 

Bildung fokussiert. 

2. Die Leitung lag beim Bildungsministerium. Aus den Tagesordnungen und Protokollen ist erkennbar, dass 

es im Wesentlichen um Informationen über geplante oder durchgeführte Projekte ging, im Wesentli-

chen aus dem Bildungsministerium, in Einzelfällen auch durch den Beauftragten für Menschen mit Be-

hinderungen. Die Teilnehmer konnten Rückfragen stellen, darauf reagieren, auch Position beziehen. Ein 
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inhaltlicher Diskurs mit dem Ziel einer gemeinsamen Lösung war in diesem Rahmen weder von der Or-

ganisation noch vom zeitlichen Rahmen her möglich. Um partizipativen Ansätzen gerecht zu werden, 

hätte sich dieser Runde Tisch eine eigene Leitung wählen sowie die Tagesordnung gemeinsam vorberei-

ten müssen. Eine ProzessďegleituŶg hätte dazu ďeitƌageŶ köŶŶeŶ, diese „Fehleƌ iŵ SǇsteŵ“ zu eƌkeŶŶeŶ 
und dem entgegenzusteuern. 

 

• Fehlende Klarheit in den Rahmenbedingungen für die schulische Entwicklung 

Es ist berechtigt, ein Schulgesetz nicht bei jedem Anlass zu ändern. Außerdem erfordert die Einführung inklusiver 

Bildung nicht nur eine Anpassung des Schulgesetzes, sondern eine umfassende Neugestaltung entsprechend der 

inklusiven Grundhaltung – bis in Begrifflichkeiten hinein. Dennoch wäre es eine hilfreiche Orientierung gewesen, 

die Grundsätze inklusiver Schulentwicklung schulrechtlich zu formulieren, insbesondere, da es das Pilotprojekt 

gaď, desseŶ ƌeĐhtliĐheƌ RahŵeŶ „Ŷuƌ“ iŶ eiŶeŵ RuŶdsĐhƌeiďeŶ ǀeƌaŶkeƌt ǁaƌ. DaŶeďeŶ ďlieďeŶ die aŶdeƌeŶ 
Schulen in einer rechtlichen Unsicherheit – obwohl auch dort die Zahl gemeinsam zu beschulender Schülerinnen 

und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf deutlich zunahm. Die damit verbundene Verunsicherung 

und unterschiedliche Behandlung der Schulen im Pilotprojekt – trotz fast identischer Arbeit und Verantwortung 

– in der pädagogischen Arbeit darf nicht unterschätzt werden. Damit werden Qualitäts- und Ressourcenfragen 

vernachlässigt. Die Kommunen bleiben mit den finanziellen Anforderungen alleine. In den Schulen fühlen sich 

Schulleitungen und Lehrkräfte allein gelassen und ausgenutzt. 

• Weder in den Bildungsgang-Verordnungen (Grundschul-Verordnung, Sekundarstufe I-Verordnung) noch in 

der Sonderpädagogik-Verordnung und auch nicht in den Verwaltungsvorschriften zu Unterrichtsorganisa-

tion (VV-Unterrichtsorganisation) wurde auf die veränderten Rahmenbedingungen reagiert. Seit dem In-

krafttreten der UN-BRK und dem damit verbundenen zunehmendem Wunsch der Eltern, Schülerinnen und 

Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder mit Behinderungen gemeinsam an den allgemeinen 

Schulen lernen zu lassen, hat es keine Anpassung der entsprechenden rechtlichen Regelungen gegeben. 

• In der Sekundarstufe I hat die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

überproportional zugenommen. Gleichzeitig sind hier die damit verbundenen Fragen für die pädagogische 

Arbeit noch drängender. Hier werden auch Fragen des Schulabschlusses relevant (Leistungsbewertung, an-

erkannter Schulabschluss). Die damit verbundenen Überlegungen wurden an vielen Stellen geäußert, u. a. 

auĐh auf deŶ FaĐhtageŶ „IŶklusiǀe BilduŶg“ – ohne dass bisher schulrechtlich darauf reagiert wurde. 

• Die zunehmende Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Grund-

schulen und in der Sekundarstufe I erfordert einen deutlich erhöhten Beratungsbedarf sowohl mit Blick auf 

individuelle Förder- und Lernpläne als auch für die pädagogisch-didaktischen Veränderungen im gemeinsa-

men Unterricht. Die damit verbundene Mehrarbeit ist bisher in keiner Form kompensiert worden. 

• Die Leistungs- und Begabungsklassen wurden parallel zur inklusiven Schulentwicklung weitergeführt, ohne 

den darin liegenden Widerspruch zu diskutieren und aufzulösen. 

In besonderem Maße verunsichernd waren die unterschiedlichen Äußerungen aus dem Bildungsministerium zur 

Zukunft der Förderschulen. Eine zunächst klare Position, dass die Förderschulen mit dem sonderpädagogischen 

FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶkt „LeƌŶeŶ“ ďis zuŵ SĐhuljahƌ 2019/2020 aufzulösen seien, wurde schnell zurückgezogen. Da-

mit wurde auch der Prozess, wie die Arbeit der Förderschulen in die Arbeit der allgemeinen Schulen überführt 

werden kann, weitgehend abgebrochen. Einerseits wirkte dies zunächst beruhigend. Andererseits tauchte dabei 

die Frage nach der Glaubwürdigkeit auf, da gleichzeitig ďei deƌ StaateŶpƌüfuŶg iŶ deŶ „AďsĐhließeŶdeŶ Beŵeƌ-
kuŶgeŶ“75 empfohlen wurde: 

                                                                 
75  Abschließende Bemerkungen (engl.: Concluding Observations): Abschließende Bemerkungen fassen Fort-

schritte und Mängel bei der Umsetzung eines UN-Menschenrechtsvertrages in einem Staat zusammen. Sie wer-

den verfasst von dem zuständigen Vertragsorgan der Vereinten Nationen. Am Schluss der Abschließenden Be-

merkungen gibt das Vertragsorgan Empfehlungen zur Verbesserung der Verwirklichung der Menschenrechte. 
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 „ϰϱ. Der AussĐhuss ist ďesorgt darüďer, dass der Großteil der “ĐhüleriŶŶeŶ uŶd “Đhüler ŵit BehiŶderuŶ-
gen in dem Bildungssystem des Vertragsstaats segregierte Förderschulen besucht. 

46. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 

(a) umgehend eine Strategie, einen Aktionsplan, einen Zeitplan und Ziele zu entwickeln, um in allen Bun-

desländern den Zugang zu einem qualitativ hochwertigen, inklusiven Bildungssystem herzustellen, ein-

schließlich der notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen auf allen Ebenen; 

;ďͿ iŵ IŶteresse der IŶklusioŶ das segregierte “ĐhulǁeseŶ zurüĐkzuďaueŶ…͞76 

 

Neben aller Verunsicherung der Betroffenen führt das auch zur Frage, wie ernst das Land Brandenburg die Um-

setzung der menschenrechtlichen Forderungen der UN-BRK nimmt. 77 

 

Diese „AďsĐhließeŶdeŶ BeŵeƌkuŶgeŶ“ aŶlässliĐh des StaateŶďeƌiĐhts, uŶteƌsĐhiedliĐhe PositioŶieƌuŶgeŶ zuƌ )u-
kunft der Förderschulen verbunden mit fehlenden (schul-)rechtlichen Regelungen, mussten zwangsläufig zu 

Spannungen mit Schulträgern, Kommunen und Städten sowie deren Vertretern, insbesondere mit dem Städte- 

und Gemeindebund führen, u. a. in den folgenden Bereichen 

• Schulentwicklungsplanung (Standorte der Förderschulen, künftige Nutzung der Gebäude, veränderte 

SĐhüleƌzahleŶ iŶ deŶ allgeŵeiŶeŶ SĐhuleŶ …Ϳ 
• Organisation des Hortes und dessen inklusive Ausrichtung mit entsprechender personeller, materieller 

und räumlicher Ausstattung) 

• Schülerbeförderung (insbesondere auch durch die Einbeziehung des Hortes bei dessen inklusiver Aus-

richtung) 

 

Viele der genannten Punkte sind bereits in den Empfehlungen des Beirats „IŶklusiǀe BilduŶg“ vom 31.03.2014 

angesprochen und mit Empfehlungen für Lösungen versehen worden, ohne dass diese Anregungen bisher we-

sentlich rezipiert wurden. Durch die breite Zustimmung zu dieseŶ EŵpfehluŶgeŶ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ 
im Bildungsausschuss des Landtages am 12.06.2014 waren gute Chancen vorhanden, diese zügig umzusetzen. 

Im KoŶzept der LaŶdesregieruŶg „GeŵeiŶsaŵes LerŶeŶ iŶ der SĐhule“ vom Dezember 2015 wird zwar ein Über-

ďliĐk üďeƌ die BeƌüĐksiĐhtiguŶg deƌ EŵpfehluŶgeŶ des ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ Beiƌates gegeďeŶ, alleƌdiŶgs „ohŶe auf 
die sehƌ diffeƌeŶzieƌteŶ EŵpfehluŶgeŶ iŵ EiŶzelŶeŶ eiŶgeheŶ zu köŶŶeŶ… Wesentliche Empfehlungen des Bei-

ƌates IB ǁuƌdeŶ ǀoŶ deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg aufgeŶoŵŵeŶ…“78 Ohne eine differenzierte Auseinandersetzung mit 

solchen Empfehlungen, und auch mit anderen Positionen, wie z. B. den unterschiedlichen Stellungnahmen79 zum 

KoŶzept „GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ deƌ SĐhule“ ist ein gelingender Prozess nur schwer möglich. 

In der Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes wird insbesondere auch auf die gesamtgesellschaftliche 

Bedeutung, sowie die besondere Bedeutung der Kommunen für eine gelingende inklusive Bildung hingewiesen: 

„So fehlt deŵ Papieƌ die VisioŶ deƌ gesaŵtgesellsĐhaftliĐheŶ VeƌaŶtǁoƌtuŶg ŶaĐh deƌ UN-Behindertenrechts-

konvention. Mit viel Redundanz ist das Papier sehr einseitig fast ausschließlich auf die schulischen Abläufe in 

Verantwortung der Pädagogen und Hilfskräfte in der Schule ausgerichtet. Die seit 2011 erhobenen Forderungen 

der Kommunen und Verbände, kommunale Schulträger und fachliche Verantwortung von Anfang an in den Pro-

zess der Entwicklung inklusiver Strukturen einzubeziehen, sind auch im vorgelegten Konzept nicht aufgenom-

ŵeŶ.“ Hieƌ liegt eiŶ AŶsatzpuŶkt füƌ die küŶftigeŶ AŶstƌeŶguŶgeŶ, die UŵsetzuŶg deƌ UN-BRK in Brandenburg 

sowohl in Gesellschaft als auch in Schule gelingend zu gestalten. 

 

 

                                                                 
76 CRPD – Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands vom 13. Mai 2015 (Über-

setzung der Monitoring-Stelle zur UN-BRK) zu Artikel 24 Bildung 
77 Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Deutschland wurde am 26./27. März 2015 

erstmalig vom UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen in Genf geprüft. 
78 KoŶzept deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg „GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ deƌ SĐhule“ ǀoŵ Dezeŵďeƌ ϮϬϭϱ 
79 U.a. Stellungnahme des Verbandes Sonderpädagogik e.V. vom 22.10.2016; 

Stellungnahme des Städte- und Gemeindebunds Brandenburg vom 24.10.2016 
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8.  Gute Bildung für alle in Brandenburg - Inklusion als gesamtgesellschaft-
licher Prozess 

 

In Brandenburg gibt es auf allen Ebenen einen gesellschaftlichen Konsens, die menschenrechtlichen Forderungen 

der UN-BRK in Brandenburg umzusetzen. Die Wege, Verfahren und Regelungen sind kontrovers. Das ist in einer 

Gesellschaft der Vielfalt Normalität. Darin liegt die Chance, diese Entwicklung zum Besten aller Beteiligten zu 

gestalten. 

Brandenburg hat auf dem Gebiet der Entwicklung einer inklusiven Gesellschaft sowie einer inklusiv gestalteten 

Bildung ein enormes Entwicklungspotential. Dabei sind Klarheit, Transparenz und Offenheit wichtige Grundlagen 

für einen solchen gemeinsam getragenen Prozess; Verschleierung der Probleme und Ankündigungen, die nicht 

eingehalten werden, blockieren die Entwicklung. 

Unter Berücksichtigung der ausgeführten Untersuchungen und Analysen werden im folgenden Anregungen für 

die künftige Prozessgestaltung gegeben.80 

 

8.1 Gesamtgesellschaftliche Handlungsoptionen 

Von zentraler Bedeutung ist, dass der Prozess einen klaren Auftrag sowohl der politischen Ebene als auch der 

öffentlichen Verwaltung (Ministerien) beinhaltet. Eindeutige, für alle bindende Entscheidungen sind unumgäng-

lich, um allen Akteuren eine zielführende Arbeit zu ermöglichen. 

8.1.1 Auf Landesebene 

1. Die Landesregierung und das Parlament sollten ein gemeinsames Bekenntnis zur grundsätzlichen Um-

setzung der UN-BRK und zur Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft abgeben. Dazu gehört auch die 

Umsetzung der sich aus der Konvention ergebenden Verpflichtung, alle neuen gesetzlichen Regelungen 

vor einer Entscheidung auf die Komptabilität mit der UN-BRK zu überprüfen und sukzessive alle übrigen 

Gesetze anzupassen. 

2. IŶ deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg ǁiƌd eiŶe Staďstelle „IŶklusioŶ“ ďeiŵ MiŶisteƌpƌäsideŶteŶ eiŶgeƌiĐhtet, iŶ deƌ 
die Gesamtverantwortung für Inklusion gebündelt wird sowie die ggf. erforderlichen Interventionen auf 

BuŶdeseďeŶe kooƌdiŶieƌt ǁeƌdeŶ. ;siehe dazu auĐh die EŵpfehluŶgeŶ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ 
unteƌ „Ϯ. IŶklusioŶ als gesellsĐhaftliĐhe Aufgaďe“Ϳ. 
Zu Konkretisierung des Prozesses wird eine Steuerungsgruppe eingerichtet, analog zum bisherigen Run-

deŶ TisĐh „IŶklusiǀe BilduŶg“, aber mit dem gesamtgesellschaftlichen Auftrag, den Prozess im Sinne des 

Maßnahmenpakets 2.0 zu steuern und zu koordinieren. Die Geschäftsführung kann bei der Stabsstelle 

liegen, die Leitung aber liegt in Verantwortung der Mitglieder. Hier wird auch ein Leitbild über die an-

zustrebende inklusive Gesellschaft und den damit verbundenen Verpflichtungen erarbeitet.81 

Das Leitbild einer Kommune oder einer Verwaltung beschreibt knapp aber präzise die Grundprinzipien 

uŶd das SelďstǀeƌstäŶdŶis des VeƌǁaltuŶgshaŶdelŶs. Iŵ SiŶŶe eiŶeƌ „Đoƌpoƌate ideŶtitǇ“ kläƌt es die 
wichtigsten Orientierungen für das Handeln der Kommune oder Verwaltung und gibt Orientierung auf 

die gemeinsam zugrunde liegenden Werte. An dem auf den gemeinsamen Werten basierenden Leitbild 

                                                                 
80 Siehe dazu auch: Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft (Hrsg.): Inklusion ist machbar! Das Erfahrungsbuch 

aus der kommunalen Praxis, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. Berlin, Berlin, Februar 

2018 

81  Beispielhaft hat die Stadt Oldenburg in einer Klausurtagung mit allen leitenden Mitarbeitern ein gemeinsames 

Leitbild zur inklusiven Stadtentwicklung entworfen (Text siehe in der Anlage 2) 
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können sich alle Mitarbeiter orientieren und ihr Handeln ausrichten. Gute Leitbilder orientieren, moti-

vieren, werben indem sie Auftrag, Zielvorstellungen, Herausforderungen und Werte nachweislich über-

zeugend formulieren.    

Innerhalb der Verwaltung sollte ebenfalls ein Prozess hin zu einer inklusiv arbeitenden Verwaltung ini-

tiiert werden. 

3. Es wird eine Ombuds-Stelle geschaffen, um eine Anlaufstelle zu haben, in der Probleme schnell ange-

meldet und bei weiteren Planungen berücksichtigt werden können. (siehe dazu auch die Empfehlungen 

des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ Ϯ.ϲͿ 
4. Sicherstellung einer transparenten und zwischen dem Landesamt für Statistik und dem Landesamt für 

Soziales und Versorgung abgestimmten Datenbasis. 

5. AŶtƌagsǀeƌfahƌeŶ uŶd BesĐheide deƌ VeƌǁaltuŶgeŶ ǁeƌdeŶ duƌĐh die NutzuŶg „EiŶfaĐheƌ SpƌaĐhe“ füƌ 
alle verständlich gemacht. In Zusammenarbeit der zuständigen Ministerien mit dem Städte- und Ge-

meindebund werden entsprechende Formulare, die auch rechtlichen Ansprüchen genügen, erarbeitet 

und zur Verfügung gestellt. 

 

8.1.2 In Landkreisen und Kommunen 

Beim Veränderungsprozess in Landkreisen und Kommunen geht es um die Abstimmung von Verantwortlichkei-

ten und Strategien, um so gemeinsame inklusive Ziele zu erreichen. In solchen Kontexten geht es auch um das 

direkte Miteinander und dem daraus sich ergebenden inklusiven Handeln im öffentlichen Raum. 

Die Interaktion der Akteure beinhaltet die Abstimmung der Verantwortlichkeiten, der Organisationsformen und 

der Projektstruktur inklusive der Steuerungs- und Entscheidungsebenen, der Strategien und den daraus abzulei-

tenden Handlungsebenen mit ihren Aktionen und Maßnahmen. Letztere können in kommunalen Maßnahme- 

und Aktionsplänen gebündelt und veranschaulicht werden. Zeitliche ineinandergreifende oder aufeinander fol-

gende Abläufe müssen ebenso beachtet werden wie die zur Verfügung stehenden Ressourcen. Wichtig ist dabei 

eine hohe Transparenz und Offenheit und regelmäßige Information über den aktuellen Stand. 

In allen Landkreisen und/oder Kommunen werden Arbeits- und Steuerungsgruppen82 eingerichtet, um den in-

klusiven Prozess zu koordinieren und zu fördern und dabei ein hohes Maß an Partizipation zu ermöglichen. Die 

Grundidee besteht darin, den kommunalen Veränderungsprozess zu einer inklusiven Gesellschaft unter breiter 

Beteiligung der zentralen Akteurinnen und Akteure zu gestalten. 

Dazu gehört auch die Entwicklung eines Leitbildes. 

 

Exkurs: Inklusion in Stadtstrategie, Führungsleitlinien und Leitbild 

Inklusion beginnt im Kopf. Das gilt auch für eine Gemeinde-, Stadt- oder Kreisverwaltung. Deshalb muss klar sein, 

wovon die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich leiten lassen. Die Haltung ist entscheidend sowohl für das Klima 

innerhalb der Verwaltung als auch für den Umgang mit Klienten. So unterschiedlich die Menschen sind, die in 

einer Verwaltung arbeiten, so unterschiedlich sind die Menschen, die dort mit ihren Anliegen vorstellig werden. 

                                                                 
82 Siehe „IŶklusioŶ ǀoƌ Oƌt - Der kommunale Index für Inklusion - eiŶ PƌaǆishaŶdďuĐh“ ;ϮϬϭϭͿ soǁie „IŶklusioŶ ist 
ŵaĐhďaƌ! Das EƌfahƌuŶgsďuĐh aus deƌ koŵŵuŶaleŶ Pƌaǆis“ ;Feďƌuaƌ ϮϬϭϴͿ, Beide MoŶtag StiftuŶg / DeutsĐheƌ 
Verein. (detaillierte Angaben im Literaturverzeichnis)  
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Eine Kommune, die die Vielfalt der in ihr lebenden Menschen zu schätzen weiß, muss klären, wie sich diese Hal-

tung in der Mitarbeiterschaft der Verwaltung verankern lässt, wie ein gemeinsamer Fokus dafür gefunden wer-

den kann. 

Inklusion und kommunale Strategien 

IŶ deƌ Stƌategie eiŶeƌ KoŵŵuŶe ǁeƌdeŶ „Die DiŶge, ŵit deŶeŶ ǁiƌ uŶseƌe Stadt ŶaĐh ǀoƌŶe ďƌiŶgeŶ ǁolleŶ“ 
festgelegt und beschrieben. Einzelne Handlungsfelder wie z. B. Tourismus, Wirtschaft, Wohnen und Verkehr wer-

den unter einem Leitmotto in ihren Entwicklungsperspektiven beschrieben. Dabei wird sinnvollerweise auch auf-

gezeigt, wie sich die Bürger in diesen Entwicklungsprozess einbringen können. Inklusion als gesellschaftliche 

Grundausrichtung gehört in jedes dieser Handlungsfelder hinein; würde also am besten im Leit-motto, das dann 

auch in die Handlungsfelder heruntergebrochen wird, verortet werden. 

Inklusion in den Führungsleitlinien 

Führungsleitlinien beschreiben die Grundlagen der Zusammenarbeit und sind Richtlinien für das Zusammen-le-

ben und -arbeiten von Menschen in einer Verwaltung. So kann auch der Umgang mit und die Wertschätzung von 

Vielfalt in den Führungsrichtlinien einer Verwaltung verankert werden und so zu einer gemeinsamen Grundlage 

des Führungsverhaltens werden. Die Verankerung inklusiver Werte in den Führungsleitlinien kann sehr effektiv 

sein, weil hier mehrere Funktionen zusammenkommen: u. a. Orientierung, Steuerung, Standardisierung und Le-

gitimation. 

Da sich Leitungshandeln auch auf den Umgang der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auswirkt, wird davon das 

Klima innerhalb einer Verwaltung, Kommunikation und Kooperation, Partizipation und Motivation, Umgang mit 

Stärken und Schwächen, Entwicklung einer wertschätzenden Feedback- und Beurteilungskultur bestimmt. Eine 

inklusiv ausgerichtete Leitungs- und Führungsstruktur wird auch darauf achten, dass die inklusiven Werte die 

Haltung der in der Verwaltung arbeitenden Menschen prägt und ein Konsens über die entsprechenden inklusiven 

Werte erarbeitet wird. Das wiederum wird sich auch auf den Umgang mit Klienten oder Besuchern auswirken. 

Inklusion und Leitbild 

Das Leitbild einer Kommune oder einer Verwaltung beschreibt knapp aber präzise die Grundprinzipien und das 

Selbstverständnis des Verwaltungshandelns. Iŵ SiŶŶe eiŶeƌ „Coƌpoƌate IdeŶtitǇ“ kläƌt es die ǁiĐhtigsteŶ OƌieŶ-
tierungen für das Handeln der Verwaltung und gibt eine Orientierung auf die gemeinsam zugrundeliegenden 

Werte. An dem auf den gemeinsamen Werten basierenden Leitbild können sich alle Mitarbeiter orientieren und 

ihr Handeln ausrichten. 

 

GƌuŶdlage füƌ dieseŶ Aƌďeitspƌozess ist das „MaßŶahŵeŶpaket Ϯ.Ϭ“. Füƌ die Mitaƌďeit gilt deƌ GƌuŶdsatz „NiĐhts 
üďeƌ uŶs ohŶe uŶs“ füƌ alle Beteiligten und Ebenen. Um sicherzustellen, dass alle gesellschaftlichen Gruppen (u. 

a. Alter, Lebensformen, Menschen mit und ohne Behinderungen, unterschiedliche kulturelle und religiöse Hin-

tergründe) sowie Verbände und Träger (u. a. Wohlfahrtsverbände, Städte- und Gemeindebund, Gewerkschaften, 

Berufsverbände) als auch Verwaltungen und politische Parteien eingebunden sind, kann eine Matrix der Vielfalt 

erstellt werden. Damit kann sichergestellt werden, dass aus allen Bereichen die Interessen eingebracht werden 

können.83 

 

  

                                                                 
83 Beispiele für eine Matrix der Vielfalt finden sich in: „IŶklusioŶ ist ŵaĐhďaƌ! Das EƌfahƌuŶgsďuĐh aus deƌ koŵ-
ŵuŶaleŶ Pƌaǆis“, Montag Stiftung / Deutscher Verein, Februar 2018 
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8.1.3 Handlungsfelder auf kommunaler Ebene 

Diese Arbeits- und Steuerungsgruppen achten darauf, dass alle gesellschaftlichen Bereiche miteinander ver-

knüpft werden. Die folgende Grafik84 stellt die die entsprechenden Handlungsfelder dar: 

 

Um die Arbeitsfähigkeit für diesen Entwicklungsprozess sicherzustellen werden entsprechende Finanzmittel zur 

Verfügung gestellt, insbesondere auch, um die Möglichkeit zu schaffen, durch eine externe Prozessbegleitung85 

die Arbeit unterstützen, reflektieren und evaluieren zu lassen. Je nach Größe der Kommune bzw. des Landkreises 

oder der kreisfreien Stadt bietet es sich an, für die einzelnen oder mehrere zusammengefasste Handlungsfelder 

jeweils eigene Arbeitsgruppen einzusetzen, deren Arbeit in der Steuerungsgruppe koordiniert wird. 86 

 

8.2 HerausforderuŶgeŶ iŵ HaŶdluŶgsfeld „IŶklusiǀe SĐhule“87 

8.2.1 Auf Landesebene 

1. Dringend erforderlich ist es, dass die schulgesetzlichen Eckdaten geregelt werden, möglicherweise in 

einem vorläufigen Zusatz zum Schulgesetz, der die Richtung inklusiver Schule rechtlich verbindlich re-

gelt. 

                                                                 
84 KoŶzept deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg „GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ deƌ SĐhule“ S. Ϯϲ 
85  Siehe: „Inklusion auf dem Weg, Das Trainingshandbuch zur Prozessbegleitung“, Deutscher Verein für öffentli-

che und private Fürsorge e. V. Berlin, Berlin 2015 
86 )uŵ HaŶdluŶgsfeld „IŶklusioŶ“ siehe die AuffühƌuŶgeŶ ǁeiteƌ uŶteŶ 
87 Siehe zu diesem Themenfeld auch: Reich, Kersten (Hrsg.): Inklusion und Bildungsgerechtigkeit - Standards und 

Regeln zur Umsetzung einer inklusiven Schule, Beltz Verlag 2012 
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2. Umgehend ist ein partizipativer Prozess für ein umfassend neues Schulgesetz88 einzuleiten, sinnvoller-

weise mit (Unter-)Arbeitsgruppen zu Themenkreisen wie 

▪ Leistungsbewertung 

▪ Schulabschlüsse 

▪ Pädagogisches und unterstützendes Personal an Schulen 

▪ Rolle des Hortes 

▪ Schulbaurichtlinien 

▪ Schulprogramme und schulinterne inklusive Curricula 

 

3. Ausgehend von den Erfahrungen der Pilotschulen und unter Berücksichtigung der folgenden Punkte ist 

das KoŶzept „SĐhuleŶ für geŵeiŶsaŵes LerŶeŶ“ zu reflektieren; dabei sind die kritischen Anmerkungen 

sowie die Erfahrungen im laufenden Prozess aufzunehmen. Vor allem ist dabei sicherzustellen, dass 

Schulen, die zurzeit nicht an dem Konzept partizipieren (können), nicht benachteiligt werden. Dies wäre 

ein Widerspruch in der inklusiven Schulentwicklung in sich selbst. 

4. Ebenso sind Arbeitsgruppen einzurichten, die die Bildungsgang-Verordnungen neu erarbeiten und da-

rin die bisherigen Regelungen der Sonderpädagogik-Verordnung im Sinne einer inklusiven Schule integ-

rieren. 

5. Die Leistungs- und Begabungsklassen in Brandenburg stehen auf den ersten Blick im Widerspruch zu 

einem inklusiven Schulentwicklungsprozess. Das muss mit allen Beteiligten und Verantwortlichen, ein-

schließlich der Eltern- und Schülervertretungen reflektiert werden. Dabei sollte geprüft werden, wie die 

Zielsetzungen für die Leistungs- und Begabungsklassen im inklusiven Schulsystem für alle Schülerinnen 

und Schüler zum Tragen kommen können. 

6. Gleiches gilt für die Gymnasien und deren Rolle und Aufgaben in einem inklusiven Schulsystem und in 

Bezug auf die Einbindung der freien Schulen, die in Brandenburg zum Teil wegweisende Konzepte ent-

wickelt haben.89 

7. Über die Zukunft der Förderschulen wird eine Schulform übergreifende Arbeitsgruppe unter Einbezie-

hung der freien und kommunalen Träger eingerichtet. Aufgaben sind u. a.: 

o Ist-Analyse: Was ist bereits an Kompetenzen für inklusive Bildung an die allgemeinen Schulen über-

tragen worden und steht für alle zur Verfügung? 

o Was (personell, räumlich, sächlich, finanziell) kann und muss in den nächsten zehn Jahren im Rah-

men einer inklusiven Schulentwicklung sukzessive von den Förderschulen an die allgemeinen Schu-

len übertragen und dort an Kompetenzen erworben werden? 

o Was ist so speziell, dass es nicht an jede Schule übertragen werden kann, was muss zentral angebo-

ten werden? 

o Was lässt sich nicht (an jede) Schule übertragen? 

o Was braucht es an zentraler Unterstützung? 

o  KöŶŶte eiŶ „PädagogisĐhes UŶteƌstützuŶgs- und BeratungszeŶtƌuŵ“ diese UŶteƌstützuŶg leisteŶ 
und wie müsste dies aussehen? 

 

 

 

  

                                                                 
88 Siehe dazu auch: Deutsche UNESCO-Kommission e.V. (DUK): Inklusion: Leitlinien für die Bildungspolitik, Bonn 

2014 
89 U. a. „SĐhule füƌ alle“ iŶ Neuzelle odeƌ „WaldhofsĐhule – eiŶe SĐhule füƌ alle“ iŶ TeŵpliŶ 
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Exkurs: Beispiel für ein Pädagogisches Unterstützungs- und Beratungszentrum 

Im Sinne inklusiver Bildung wird ein solches Zentrum nicht nur für die sonderpädagogischen Fragestellungen 

zuständig sein, sondern umfassend für Unterstützung und Beratung zur Verfügung stehen. Insbesondere könn-

ten dort folgende Bereiche verankert werden: 

➢ Zentraler Ort zur Sicherung der Fachkompetenz 

o in den sonderpädagogischen Handlungsfeldern 

o in der Hochbegabten-Pädagogik 

o für Deutsch als Zweitsprache (DaZ) 

➢ Zentrale Ausleihe von Hilfsmitteln (Rollstühle, Höranlagen für die Arbeit mit schwerhörigen Schü-

lerinnen und Schüler usw.) 

➢ Medien und Material für individuelle Förderung (Regionale Medienstelle) 

➢ Ort für temporäre externe Lern- und Sozialtrainings 

➢ Schulpsychologischer Dienst 

➢ DiagŶostik ;)uƌ DiagŶostik hat siĐh deƌ Beiƌat „IŶklusiǀe BilduŶg“ iŶ AďsĐhŶitt „ϱ. DiagŶostik aŶ 
iŶklusiǀeŶ SĐhuleŶ uŶd KoŶseƋueŶzeŶ füƌ deŶ RessouƌĐeŶeiŶsatz“ ausfühƌliĐh geäußeƌt; eiŶ päda-

gogisches Unterstützungs- und Beratungszentrum kann der Ort sein, wo die diagnostische Unter-

stützung verankert wird.) 

Pädagogisches Unterstützungs- und Beratungszentrum 

 
 

 

8. Sicherstellung der unterstützenden Leistungen füƌ z. B. „SĐhulďegleituŶg“ uŶd EƌaƌďeituŶg eŶtspƌe-
chender Regelungen zwischen Land und Kommunen. Der Deutsche Verein spricht in diesem Zusammen-
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haŶg ǀoŶ „SĐhulassisteŶz“. SeiŶeƌ AŶsiĐht ŶaĐh muss „die SĐhulďegleituŶg zu eiŶeƌ ƋualifizieƌteŶ SĐhul-
assistenz in den Formen systemische Assistenz und persönliche Assistenz zur schulischen Teilhabe wei-

teƌeŶtǁiĐkelt ǁeƌdeŶ.“ 90 

Diese Empfehlungen des Deutschen Vereins bieten eine gute Basis, im Gespräch zwischen Bildungsmi-

nisterium und Vertretern der Städte, Landkreise und Kommunen auch für Brandenburg Regelungen zu 

schaffen, die es ermöglichen, strukturelle, systemische Ressourcen zu haben und individuell erforderli-

che zusätzliche Ressourcen zeitnah zur Verfügung zu stellen. 

 

9. NeďeŶ deŵ KoŶzept des „GeŵeiŶsaŵeŶ LeƌŶeŶs iŶ deƌ SĐhule“ ŵuss dƌiŶgeŶd eiŶe KläƌuŶg uŶd Rege-

lung der Unterstützung für alle Schulen, die bereits inklusiv arbeiten, geschaffen werden. Dies gebietet 

insbesondere auch der Respekt vor der Arbeit und Leistung der nicht im Projekt vertretenen Schulen. 

EiŶ AusǁahlǀeƌfahƌeŶ, iŶ deŵ Ŷuƌ „die BesteŶ“ zuŵ )uge koŵŵeŶ solleŶ, ist eiŶe AďǁeƌtuŶg der Arbeit 

in allen anderen Schulen. Auch kann es nicht darum gehen, dass das Land für diese Schulen 24 Millionen 

Euƌo füƌ deŶ Ausďau deƌ SĐhulzeŶtƌeŶ „speŶdieƌt“. ϱ6 Millionen Euro für den Bau inklusiver Schulge-

bäude bereitzustellen, ohne entsprechende Empfehlungen für erforderliche Räumlichkeiten einer inklu-

siven Schule zu geben, ist fragwürdig. Hervorragendes Material für die Umgestaltung bestehender Schu-

len für inklusive Bildung findet sich auf der Homepage der Montag Stiftung Urbane Räume91 und steht 

dort zum Download zur Verfügung. Ebenso sei hier hingewiesen auf den Band "Schulen planen und 

bauen 2.0 - Grundlagen, Prozesse, Projekte.“ 92 

 

10. Aufgrund der auf sehr breiter Ebene stattfindenden Entwicklung inklusiver Bildung in den Schulen und 

den damit entstehenden multiprofessionellen Teams sind Stellenbeschreibungen93 für alle in der Schule 

tätigen überfällig, da das Wissen um Zuständigkeiten eine der Voraussetzungen für Teamarbeit ist. Da-

mit verbunden ist eine Anrechnung von Beratungszeiten auf die Arbeitszeit erforderlich, um zu vermei-

den, dass zunehmend die Belastungsgrenzen überschritten werden. Diese Erkenntnis ist auch schon im 

Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung des Pilotprojektes aufgezeigt worden. 

 

11. Fortbildungen sollen entlasten und die Arbeit der Lehrkräfte unterstützen und weiter qualifizieren. Der 

Beiƌat „IŶklusiǀe BilduŶg“ hat dazu iŶ deƌ EŵpfehluŶg ϯ.Ϯ foƌŵulieƌt: „Regelŵäßige ƌegioŶale Fortbil-

dungen zur inklusiven Unterrichtsentwicklung werden angeboten, die im Sekundarstufen-I-Bereich 

schulformübergreifend sind. In die Gestaltung dieser Fortbildungen werden Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter der Jugendhilfe, der Förder- und Beratungszentren einschließlich des Schulpsychologischen 

DieŶstes eiŶďezogeŶ.“ Iŵ AďsĐhlussďeƌiĐht deƌ ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ BegleituŶg des Pilotpƌojekts94 wurde 

darauf hingewiesen, dass es deutlich belastend war, dass die Fortbildungen im Anschluss an den Unter-

richt stattfanden. Hier sind dringend Rahmenbedingungen zu schaffen, die dazu beitragen, dass Fortbil-

dungen nicht zu zusätzlichen Belastungen führen und andererseits so konzipiert sind, dass zusätzliche 

Kompetenzen vermittelt werden, die die Selbstwirksamkeit der Lehrkräfte fördern. Freistellungen für 

die Fortbildungen, also innerhalb der Arbeitszeit, und / oder unterrichtsbegleitendes Coaching können 

hier deutliche Entlastung schaffen. 

                                                                 
90 Empfehlungen des Deutschen Vereins: Von der Schulbegleitung zur Schulassistenz in einem inklusiven Schul-

system, S. 3; die Empfehlungen (DV 20/16) wurden am 14. Dezember 2016 vom Präsidium des Deutschen Vereins 

verabschiedet. 
91 Montag Stiftung Urbane Räume / Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft(Hrsg.): Schulumbau - Strategien 

zur Anpassung von Bestandsgebäuden, Bonn 2012, Link zum Download siehe im Literaturverzeichnis 
92 Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft (Hrsg.): "Schulen planen und bauen 2.0", Grundlagen, Prozesse, Pro-

jekte; Autorenteam: Ernst Hubeli, Barbara Pampe, Ulrich Paslick, Kersten Reich, Jochem Schneider, Otto Seydel, 

© 2017 jovis Verlag Berlin, Friedrich Verlag Seelze 
93 Siehe auĐh EŵpfehluŶg ϳ.ϳ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ 
94 Siehe Kapitel 9, Fortbildung und Beratung zum inklusiven Unterricht 
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8.2.2 Inklusive Bildung vor Ort gestalten 

Die sinnvolle Interaktion Kommune – Schule in den Landkreisen oder Gemeinden braucht neben den Vorgaben 

von der Landesebene (siehe oben) die Offenheit und die Bereitschaft aller Akteure, sich auf einen solchen ge-

meinsamen Weg einzulassen. Die Teilnahme im Sinne von Teilhabe (Teilhabe und Teilnahme) an einem inklusiven 

Veränderungsprozess verändert nicht nur nach Außen, sondern auch nach Innen. Die Haltung der Akteure wird 

sich in diesem Prozess verändern. Das Erleben von Partizipation und Transparenz, der eigenen Wirksamkeit, die 

mit einer Stärkung des Selbstwertgefühls korrespondiert, und ein wertschätzendes Miteinander erzeugen eine 

Nachhaltigkeit in der Beteiligung der Akteure, auch in der Verantwortungsübernahme. 

So liegt die Gestaltung des inklusiven Veränderungsprozesses in den Bildungseinrichtungen von Kita über Schule 

bis hin zur beruflichen Bildung und dem lebenslangen Lernen in der Verantwortung aller, egal auf welcher Ebene. 

Der Jurist und ehemalige Kinderbeauftragte der Landesregierung NRW und Mitglied in der National Coalition für 

die Umsetzung der UN- Kinderrechtskonvention in Deutschland, Dr. Reinald Eichholz, meinte zu der Fragestellung 

unter anderem an: 

„...es geht ŶiĐht daƌuŵ, dass eiŶzelŶe SĐhuleŶ ‚iŶklusiǀ ǁeƌdeŶ ǁolleŶ‘ uŶd aŶdeƌe ǁie ďisher bleiben, sondern 

die Menschenrechtskonventionen verlangen Inklusion auf Dauer von allen Schulen, auch, wo es gar nicht um 

Menschen mit Behinderung, sondern um Abtrennung und Ausgrenzung auch anderer Art geht. Nötig ist eine 

grundlegend andere Einstellung zur Verschiedenartigkeit und Vielfalt – mit Auswirkungen, die tatsächlich das 

ganze System betreffen bis hin zu Bildungsstandards und Fragen des Bewertungs- uŶd BeƌeĐhtiguŶgsǁeseŶs.“95  

Dazu ist es sinnvoll, eine Arďeitsgruppe „IŶklusiǀe BilduŶg ǀor Ort“ einzurichten. Während der gesamte kom-

munale Prozess das Ziel hat, eine breite Teilhabe aller am gesellschaftlichen Leben ohne Diskriminierung zu er-

möglichen, geht es hier darum, auf kommunaler Ebene einen Veränderungsprozess zu einem inklusiven Schul-

system unter breiter Beteiligung der regionalen Akteurinnen und Akteure zu gestalten. Durch eine breite Betei-

ligung lassen sich mehr und unterschiedlichere Perspektiven einbeziehen. Dabei geht es nicht darum, dass in 

dieser AG Entscheidungen getroffen werden, sondern dass die Entscheidungsträger in Kommune und Schulen 

beraten werden. Je besser eine gute Zusammenarbeit der beteiligten Gruppen und Personen, einschließlich Ver-

waltung und Politik, gelingt, je effektiver wird es sein, die Anregungen in die Praxis umzusetzen. 

Je mehr dieser Gruppen und Organisationen in der AG vertreten sind, desto besser kann es gelingen, das gemein-

same Vorgehen zu planen, aktuelle Entwicklungen zu diskutieren und Initiativen zur Unterstützung der Verände-

rungsprozesse zu ergreifen:  Schulleitungen und Lehrkräfte der unterschiedlichen Schulformen und Bildungs-

gänge; regionale Vertreter der Eltern sowie Schülerinnen und Schüler, aber auch interessierte Menschen; Ver-

treter aus den Verwaltungen für Jugend, Soziales und Gesundheit sowie Gebäudewirtschaft (Schulgebäude); Be-

hindertenbeirat sowie Interessen- und Selbsthilfegruppen; Stadtverordnete oder Mitglieder aus dem Kreistag, 

mindestens bei Fragen der beruflichen Bildung auch Vertreter von Wirtschaft und Handwerk. Auf dieser Basis 

können die kommunalen Aufgaben der Inklusion in Kita und Schule durch breite Partizipation unterstützt und 

weiterentwickelt werden, Empfehlungen ausgesprochen und erforderliche Standards beschrieben werden. Auf-

gabe von kommunaler Verwaltung und Politik ist es, die empfohlenen Maßnahmen oder Standards umzusetzen 

oder auch an die entsprechenden Zuständigkeiten im Land weiterzuleiten.96 

 

                                                                 
95  Eichholz, Dr. Reinald in: Schumann, B. (2012): Mehr als Regelschule plus Behindertenpädagogik. Interview mit 

Dr. Reinald Eichholz vom 21.02.12. In: http://bildungsklick.de/a/82558/mehr-als-regelschule-plus-ehindertenpa-

edagogik/ 
96  Siehe dazu auĐh Beiƌat „IŶklusiǀe BilduŶg“ Ϯ.IŶklusioŶ als gesellsĐhaftliĐhe Aufgaďe 



 

 57 

9. Schlusswort 

Schulische Inklusion ist für viele Lehrkräfte und Eltern zu einem Reizthema geworden, manchen erscheint sie 

angesichts vorhandener Umsetzungsprobleme schon gescheitert. Doch inklusive Bildung ist ein Menschen-

recht, zu dessen Umsetzung sich Deutschland völkerrechtlich verpflichtet hat. Das wird weder alleine durch ge-

setzliche Vorgaben noch durch eine einzelne Gruppe, Organisation, Gemeinde oder Schule diesen Prozess allein 

bewältigt.  

Besonders die Umsetzung des Rechts auf inklusive Bildung ist nur im Rahmen einer systemischen Reform zu 

begreifen, die gesellschaftlich getragen einen erheblichen Wandel der Bildungssysteme nach sich zieht. Dafür 

muss auf einer breiten – möglichst parteiübergreifenden -Ebene ein gesellschaftlicher Prozess eingeleitet wer-

den, um die entsprechenden Gesetze und Bildungskonzepte einschließlich der Finanzierung, Verwaltung, Aus-

gestaltung (Inhalt, Lehrmethoden, Ansätze, Strukturen und Strategien) anzupassen. 

 

Wenn man diesen Prozess beginnen oder weiterführen will, kann man auf eine Vielzahl von Instrumenten und 

Beispielen (z.B. Index für Inklusion) zurückgreifen. Oft ist es sinnvoll, dass man sich Hilfe und Begleitung von 

außen holt, von Menschen die nicht im (eigenen) System verankert sind. Eine Person, eine Gruppe, ein Verband 

oder eine Fraktion kann vor Ort, in der Kommune oder im Landtag die Initiative ergreifen und einen gemeinsa-

men Prozess mit allen anderen starten. Denn die Umsetzung der Inklusion kommt allen zugute. 

Die Probleme und die praktischen Schwierigkeiten bei der Etablierung einer inklusiven Gesellschaft oder inklu-

siver Schulen dürften nicht den Blick auf die erreichten Fortschritte in den letzten Jahren verstellen. Inklusion 

ist nicht gescheitert. Sie ist auf dem Weg und wird die Gesellschaft verändern. Dieser Weg ist ein langer und 

wird Jahrzehnte dauern. 

 

Das Gutachten hat gezeigt, wie sowohl der Prozess selbst als auch das Ergebnis in Einklang mit den in Artikel 3 

UN-BRK niedergelegten allgemeinen Prinzipien gestaltet werden kann. In einem partizipativen Prozess, der ge-

prägt ist von der Achtung der Menschenwürde und Autonomie, der Wertschätzung der Unterschiedlichkeit von 

Menschen mit und ohne Behinderungen und für den die Gleichberechtigung der Geschlechter selbstverständ-

lich ist. Inklusion ist ein Grundhaltung, die sämtliche gesellschaftliche Bereiche berührt. 

 

In diesem Gutachten ist bewusst nicht auf die Finanzen eingegangen worden. Dazu liegen viele Berechnungen 

und Gutachten vor.97 Klar ist, dass es für diese Aufgabe, Inklusion in Gesellschaft und Schule umzusetzen, Gel-

der braucht, damit der Prozess (Steuerungs- und Arbeitsgruppen) aber auch die Umsetzung (Abbau von Barrie-

ren, personelle und sächliche Ressourcen, bauliche Veränderungen zum Beispiel in den Schulen), überhaupt 

stattfinden kann. Verantwortliche Politiker und Haushaltsplaner werden für die entsprechenden Finanzen Vor-

sorge treffen. Entscheidend ist auch, dass die Verwendung der Mittel in einem transparenten und partizipati-

ven Prozess stattfindet. Gerade auch durch gemeinsame Planungen wird erkennbar, an welchen Stellen Syner-

gieeffekte auftreten, Gelder durch entsprechende gemeinsame Planung sinnvoller eingesetzt und Einsparungen 

möglich sind. Dennoch: Klar ist, dass der Weg zur inklusiven Schule und zur inklusiven Gesellschaft Geld kostet. 

Unverantwortlich wäre es, wenn eine langfristige Kosten- und Haushaltsplanung, z. B. für die Schulentwicklung, 

versäumt wird. Das würde dazu führen, dass alle, die sich bisher für gemeinsames Lernen oder für Veränderun-

gen in der Gesellschaft eingesetzt haben, die Last alleine tragen müssen. Es wird Vorsorge und Verschiebungen 

in den Haushalten geben. Dazu muss der gesellschaftliche Konsens erreicht werden.  

Grundsätzlich herrscht zu dem Thema Inklusion Offenheit und Bereitschaft, sich auf Neues einzulassen. Die 

Menschen wollen aber Klarheit und Perspektiven – und die Sicherheit, dass die Veränderungen wirklich allen 

zugutekommen. Dazu gehört auch die Rechtsklarheit.  So wie Deutschland hat sich rechtlich dazu verpflichtet, 

die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen, so muss nun auch auf Bundes- und Länderebene Rechtssi-

cherheit und Verbindlichkeit hergestellt werden. Nicht zuletzt im Schulgesetz. 

 

                                                                 
97 Siehe: Klemm, Klaus: Finanzierung und Ausstattung der deutschen Grundschulen. Gutachten im Auftrag des 

Grundschulverbandes e.V., Frankfurt/Main 2016 

und: Preuss-Lausitz, Ulf: Inklusion braucht Ressourcen. Ein notwendiger Diskurs, in:  Engagement - Zeitschrift 

für Erziehung und Schule, 2011  
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Schulversuche und Modellprojekte sind wichtig. Auch zur inklusiven Schulentwicklung. Gerade aber der Wech-

sel von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf findet ja nicht nur an ausgewählten 

Schulen statt. Die Eltern und Schülerinnen und Schüler wählen die Schule in ihrem Umfeld. Das bedeutet, dass 

die überwiegende Zahl der Schulen die Aufgabe der Inklusion meistern muss. Deshalb darf das Land Branden-

burg nicht nur ausgewählte Schulen personell und finanziell unterstützen, sondern muss alle Schulen im Blick 

behalten.   

Die folgenden Punkte können den gemeinsamen Prozess zur inklusiven Bildung im Kontext einer gesellschaftli-

chen Entwicklung fördern: 

• Das Bildungsministerium muss Leitlinien zur künftigen pädagogischen Arbeit formulieren, die die Her-

ausforderungen inklusiver Bildung berücksichtigen. Die Schulen können diese adaptieren und in ihr 

Schulprogramm aufnehmen.  

• Eine belastbare Studie, in der der Inklusionsprozess in den allgemeinen Schulen und den Förderschu-

len miteinander verglichen wird, ist sinnvoll. So kann parallel zur laufenden Entwicklung aufzeigt wer-

den, wo zusätzliche Ressourcen, Entlastungen oder Unterstützungen erforderlich sind.  

• Stellenbeschreibungen für alle in der Schule tätigen müssen erfolgen, um Handlungssicherheit in den 

multiprofessionellen Teams zu gewährleisten. 

• Stärkung der Lehrkräfte in ihrer Handlungskompetenz durch Fortbildungen, Supervisionen und struk-

turierten Interventionen. 

• Eine Schulform übergreifende Arbeitsgruppe soll ausloten, wie die Zukunft der Förderschulen ausse-

hen soll und wie die künftige Unterstützung und Beratung im inklusiven Schulsystem aussehen kann 

oder wie die sonderpädagogischen Kompetenzen gesichert werden können, zum Beispiel in der Ein-

richtung eines pädagogischen Unterstützungs- und Beratungszentrums.  

 

 

Deƌ RuŶde TisĐh „IŶklusiǀe BilduŶg“ ŵuss ďesseƌ als ChaŶĐe füƌ eiŶeŶ ďƌeiteŶ paƌtizipatiǀeŶ gesellsĐhaftliĐheŶ 
Prozess genutzt werden. Dabei sind alle Beteiligten im Land und vor Ort einzubeziehen, um miteinander nach 

Wegen zu suchen, Inklusion vor Ort zu gestalten.  
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• Die Einrichtung einer Stabsstelle Inklusion samt Steuerungsgruppen koordinieren den Prozess, erarbei-

ten Führungsleitlinien, reflektieren, welche Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften ver-

ändert werden müssen. 

• Ein Stopp-Tag schafft die Möglichkeit, den bisherigen Prozess zu reflektieren, Bilanz zu ziehen, Fort-

schritte und Entwicklungen wahrzunehmen, Stolpersteine oder Irrwege zu erkennen, die weiteren Pla-

nungen neu zu justieren.  

• Erforderlich ist auch eine Angleichung statistischer Erhebungen, was den Grad von Behinderungen bei 

Menschen betrifft bzw. eine transparente und nachvollziehbare Darstellung der Zahlen. 

• Eine Ombudsstelle schafft die Möglichkeit, sehr schnell auf Probleme im Prozess, neue oder auch alte 

Benachteiligungen einzugehen und den individuellen Menschen im Blick zu behalten.  

 

Zurzeit bezeichnen manche den Weg der Inklusion als unmöglich. Es bestehen Ängste vor ausufernder Hetero-

genität. Es wird Fehlentscheidungen und Fehlversuche auf dem Weg geben. Diese dürfen nicht auf dem Rücken 

der Kinder oder Lehrkräfte ausgetragen werden. Der pädagogisch sinnvolle Satz „Aus Fehlern lernen!“ gilt auĐh 
für alle Beteiligten am schulischen und gesellschaftlichen Inklusionsprozess in Brandenburg.  

„EiŶ Ŷeueƌ Weg ist iŵŵeƌ eiŶ WagŶis. Aďeƌ ǁeŶŶ ǁiƌ deŶ Mut haben loszugehen, dann ist jedes Stolpern und 

jedeƌ Fehltƌitt eiŶ Sieg üďeƌ uŶseƌe ÄŶgste, uŶseƌe )ǁeifel uŶd BedeŶkeŶ.“98  

 

  

                                                                 
98 Demokrit, griechischer Philosoph (459 – 371 v. Chr.) 
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Nƌ. ϰ des UN-AussĐhusses füƌ die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit BehiŶdeƌuŶgeŶ, ϮϬϭϳ  
http://ǁǁǁ.iŶstitut-fueƌ-ŵeŶsĐheŶƌeĐhte.de 

 
DeutsĐhes IŶstitut für MeŶsĐheŶreĐhte e.V.: IŶklusiǀe BilduŶg ist eiŶ MeŶsĐheŶƌeĐht. Waƌuŵ es die 
iŶklusiǀe SĐhule füƌ alle geďeŶ ŵuss, ϮϬϭϳ  
http://ǁǁǁ.iŶstitut-fueƌ-ŵeŶsĐheŶƌeĐhte.de 

 

DeutsĐhes IŶstitut für MeŶsĐheŶreĐhte e. V.: KoŶǀeŶtioŶ üďeƌ die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit 
BehiŶdeƌuŶgeŶ ;iŶ LeiĐhteƌ SpƌaĐheͿ, ϮϬϭϴ, 
http://ǁǁǁ.iŶklusioŶ-als-ŵeŶsĐheŶƌeĐht.de 

 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/meldung/article/pressemitteilung-inklusive-bildung-ist-ein-menschenrecht-und-muss-umgesetzt-werden/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/meldung/article/pressemitteilung-inklusive-bildung-ist-ein-menschenrecht-und-muss-umgesetzt-werden/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/meldung/article/pressemitteilung-inklusive-bildung-ist-ein-menschenrecht-und-muss-umgesetzt-werden/
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/produkte/Jahrbuch/jb2017/JB_2017_BB.pdf
https://www.behindertenbeauftragte.de/SharedDocs/Publikationen/UN_Konvention_deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.behindertenbeauftragte.de/SharedDocs/Publikationen/UN_Konvention_deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/
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DeutsĐher VereiŶ für öffeŶtliĐhe uŶd priǀate Fürsorge e.V. ;Hrsg.Ϳ: EŵpfehluŶgeŶ des DeutsĐheŶ 
VeƌeiŶs: VoŶ deƌ SĐhulďegleituŶg zuƌ SĐhulassisteŶz iŶ eiŶeŵ iŶklusiǀeŶ SĐhulsǇsteŵ, BeƌliŶ ϮϬϭϲ 
URL: https://ǁǁǁ.deutsĐheƌ-ǀeƌeiŶ.de/de/uploads/eŵpfehluŶgeŶ-stelluŶgŶahŵeŶ/ϮϬϭϲ/dǀ-ϮϬ-ϭϲ-
sĐhulassisteŶz.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
DeutsĐhe UNESCO-KoŵŵissioŶ e.V. ;DUKͿ: IŶklusioŶ: LeitliŶieŶ füƌ die BilduŶgspolitik, BoŶŶ ϮϬϭϰ 

 
Die-JourŶalisteŶ.de GŵďH ;Hrsg.Ϳ:  Mehƌ als RegelsĐhule plus BehiŶdeƌteŶpädagogik, IŶteƌǀieǁ ŵit 
Dƌ. ReiŶald EiĐhholz, ǀeƌöffeŶtliĐht aŵ Ϯϭ.ϬϮ.ϮϬϭϮ 
URL: https://ďilduŶgskliĐk.de/sĐhule/ŵelduŶg/ŵehƌ-als-ƌegelsĐhule-plus-ďehiŶdeƌteŶpaedagogik/ 
;StaŶd Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
Kleŵŵ, Klaus: FiŶaŶzieƌuŶg uŶd AusstattuŶg deƌ deutsĐheŶ GƌuŶdsĐhuleŶ. GutaĐhteŶ iŵ Auftƌag des 
GƌuŶdsĐhulǀeƌďaŶdes e.V., FƌaŶkfuƌt/MaiŶ ϮϬϭϲ 

 
Klaus Kleŵŵ, Ulf Preuss-Lausitz, SǇďille Volkholz: IŶklusioŶ iŶ pƌogƌess, HeiŶƌiĐh-Böll-StiftuŶg ϮϬϭϳ 

 
KultusŵiŶisterkoŶfereŶz: SĐhulstatistik  
https://ǁǁǁ.kŵk.oƌg/dokuŵeŶtatioŶ-statistik/statistik/sĐhulstatistik.htŵl 
 

KultusŵiŶisterkoŶfereŶz: SoŶdeƌpädagogisĐhe FöƌdeƌuŶg aŶ SĐhuleŶ 

https://ǁǁǁ.kŵk.oƌg/dokuŵeŶtatioŶ-statistik/statistik/sĐhulstatistik/soŶdeƌpaedagogisĐhe-
foeƌdeƌuŶg-aŶ-sĐhuleŶ.htŵl 
 
LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: DokuŵeŶtatioŶ zu deŶ RegioŶalkoŶfeƌeŶzeŶ „SĐhule füƌ alle“ deƌ 
staatliĐheŶ SĐhuläŵteƌ des LaŶdes BƌaŶdeŶďuƌg, Teil ϭ, ϮϬϭϭ 
URL: http://ǁǁǁ.iŶklusioŶ-
ďƌaŶdeŶďuƌg.de/fileadŵiŶ/dateŶ/iŶklusioŶ_iŵ_laŶd_ďƌaŶdeŶďuƌg/deƌ_ǁeg/ƌegioŶalkoŶfeƌeŶzeŶ/Re
gioŶalkoŶfeƌeŶteŶ-DokuŵeŶtatioŶ_ϮϬϭϭ.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: Gesetz üďer die SĐhuleŶ iŵ LaŶd BraŶdeŶďurg ;BraŶdeŶďurgisĐhes 
SĐhulgesetz – BďgSĐhulGͿ, iŶ deƌ FassuŶg deƌ BekaŶŶtŵaĐhuŶg ǀoŵ Ϯ. August ϮϬϬϮ ;GVBl.I/ϬϮ, [Nƌ. 
Ϭϴ], S.ϳϴͿ, zuletzt geäŶdeƌt duƌĐh Gesetz ǀoŵ ϭϬ. Juli ϮϬϭϳ, ;GVBl.I/ϭϳ, [Nƌ. ϭϲ], S. ďeƌ. GVBl.I/ϭϳ [Nƌ. 
ϮϮ]Ϳ 
URL: https://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/gesetze/ďďgsĐhulg ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: RuŶdsĐhreiďeŶ ϭϬ/ϭϮ ;RS ϭϬ/ϭϮͿ ǀoŵ ϭϵ. Juli ϮϬϭϮ ;Aďl. MBJS/ϭϮ, [Nƌ. ϳ], 
S.ϮϵϯͿ, außeƌ Kƌaft getƌeteŶ aŵ ϯϭ. Juli ϮϬϭϱ duƌĐh )eitaďlauf ǀoŵ ϭϵ. Juli ϮϬϭϮ ;Aďl. MBJS/ϭϮ, [Nƌ. 
ϳ], S.ϮϵϯͿ, UŵsetzuŶg des Pilotpƌojektes “IŶklusiǀe GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ 
URL: http://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ǀeƌǁaltuŶgsǀoƌsĐhƌifteŶ/ƌs_ϭϬ_ϭϮ ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: RuŶdsĐhreiďeŶ ϰ/ϭϱ ;RS ϰ/ϭϱͿ ǀoŵ ϭϭ. JuŶi ϮϬϭϱ ;Aďl. MBJS/ϭϱ, [Nƌ. ϭϭ], 
S.ϭϯϴͿ, außeƌ Kƌaft getƌeteŶ aŵ ϯϭ. Juli ϮϬϭϳ duƌĐh )eitaďlauf ǀoŵ ϭϭ. JuŶi ϮϬϭϱ ;Aďl. MBJS/ϭϱ, [Nƌ. 
ϭϭ], S.ϭϯϴͿ, FoƌtsetzuŶg deƌ Aƌďeit deƌ SĐhuleŶ uŶteƌ deŶ BediŶguŶgeŶ des Pilotpƌojektes „IŶklusiǀe 
GƌuŶdsĐhule“ ;PINGͿ 
URL: http://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ǀeƌǁaltuŶgsǀoƌsĐhƌifteŶ/ƌs_ϰ_ϭϱ ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 

LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: VerordŶuŶg üďer UŶterriĐht uŶd ErziehuŶg für SĐhüleriŶŶeŶ uŶd SĐhüler 
ŵit soŶderpädagogisĐheŵ Förderďedarf ;SoŶderpädagogik-VerordŶuŶg – SopVͿ ǀoŵ Ϯ. August ϮϬϬϳ 
;GVBl.II/Ϭϳ, [Nƌ. ϭϲ], S.ϮϮϯͿ, geäŶdeƌt duƌĐh VeƌoƌdŶuŶg ǀoŵ ϭϬ. Juli ϮϬϬϵ ;GVBl.II/Ϭϵ, [Nƌ. ϮϮ], 
S.ϰϯϯͿ, aŵ ϭ. August ϮϬϭϳ außeƌ Kƌaft getƌeteŶ duƌĐh VeƌoƌdŶuŶg ǀoŵ ϮϬ. Juli ϮϬϭϳ ;GVBl.II/ϭϳ, [Nƌ. 
ϰϭ]Ϳ 
URL: http://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ǀeƌoƌdŶuŶgeŶ/sopǀ_ϮϬϬϳ ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 

https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-20-16-schulassistenz.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-20-16-schulassistenz.pdf
https://bildungsklick.de/schule/meldung/mehr-als-regelschule-plus-behindertenpaedagogik/
https://www.kmk.org/dokumentation-statistik/statistik/schulstatistik.html
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/regionalkonferenzen/Regionalkonferenten-Dokumentation_2011.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/regionalkonferenzen/Regionalkonferenten-Dokumentation_2011.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/regionalkonferenzen/Regionalkonferenten-Dokumentation_2011.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_08_2002.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_08_2002.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_16_2017.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_22_2017.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_22_2017.pdf
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgschulg
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_07_2012.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_07_2012.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_07_2012.pdf
http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/rs_10_12
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_11_2015.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_11_2015.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_11_2015.pdf
http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/rs_4_15
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_16_2007.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_22_2009.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_41_2017.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_41_2017.pdf
http://bravors.brandenburg.de/verordnungen/sopv_2007
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LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: VerordŶuŶg üďer deŶ BilduŶgsgaŶg der GruŶdsĐhule 
;GruŶdsĐhulǀerordŶuŶg – GVͿ ǀoŵ Ϯ. August ϮϬϬϳ ;GVBl.II/Ϭϳ, [Nƌ. ϭϲ], S.ϭϵϬͿ 
URL: http://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ǀeƌoƌdŶuŶgeŶ/gǀ/Ϯ ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
LaŶd BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: VerǁaltuŶgsǀorsĐhrifteŶ üďer die UŶterriĐhtsorgaŶisatioŶ ;VV-
UŶterriĐhtsorgaŶisatioŶͿ ǀoŵ Ϯϲ. Juli ϮϬϭϳ ;Aďl. MBJS/ϭϳ, [Nƌ. Ϯϯ], S.ϯϬϮͿ 
URL: http://ďƌaǀoƌs.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ǀeƌǁaltuŶgsǀoƌsĐhƌifteŶ/ǀǀ_uŶteƌƌiĐhtsoƌgaŶisatioŶ ;StaŶd: 
Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
LaŶdtag BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: GeŵeiŶsaŵes LeƌŶeŶ iŶ SĐhule. KoŶzept deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg, geŵäß 
BesĐhluss des  LaŶdtages ǀoŵ ϭϳ. Dezeŵďeƌ ϮϬϭϱ „IŶklusioŶ iŵ BilduŶgssǇsteŵ BƌaŶdeŶďuƌg ǁeiteƌ 
koŶtiŶuieƌliĐh ǀoƌaŶtƌeiďeŶ“ ;DƌuĐksaĐhe ϲ/ϯϭϱϳ-BͿ, Dezeŵďeƌ ϮϬϭϱ 

URL: http://ǁǁǁ.iŶklusioŶ-
ďƌaŶdeŶďuƌg.de/fileadŵiŶ/dateŶ/seƌǀiĐe/puďlikatioŶeŶ/pƌesseŵitteiluŶgeŶ/AŶhaeŶge/KoŶzept_Ge
ŵeiŶsaŵes_LeƌŶeŶ_iŶ_deƌ_SĐhule.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 

LaŶdtag BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: Pƌotokoll deƌ ϱϲ. öffeŶtliĐheŶ SitzuŶg des AussĐhusses füƌ BilduŶg, 
JugeŶd uŶd Spoƌt, P-ABJS ϱ/ϱϲ, ϭϮ.Ϭϲ.ϮϬϭϰ 
URL: https://ǁǁǁ.laŶdtag.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ŵedia_fast/ϱϳϬϭ/ϱϲ.ϭϲϬϳϯϵϳϯ.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
MiŶisteriuŵ für Arďeit, Soziales, FraueŶ uŶd Faŵilie des LaŶdes BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: 
BehiŶdeƌteŶpolitisĐhes MaßŶahŵeŶpaket deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg Ϯ.Ϭ, ǀeƌöffeŶtliĐht aŵ ϭϯ.ϭϮ.ϮϬϭϲ 
URL: http://ǁǁǁ.ŵasgf.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ŵedia_fast/ϰϬϱϱ/ϮϬϬ_ϭϲ_aŶlage_ďŵpϮ-Ϭ_ϭϲϭϮϭϯ.pdf 
;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
MiŶisteriuŵ für Arďeit, Soziales, FraueŶ uŶd Faŵilie des LaŶdes BraŶdeŶďurg ;Hrsg.Ϳ: 
BehiŶdeƌteŶpolitisĐhes MaßŶahŵeŶpaket deƌ LaŶdesƌegieƌuŶg, Dezeŵďeƌ ϮϬϭϭ 
URL: 
http://ǁǁǁ.ŵasgf.ďƌaŶdeŶďuƌg.de/ŵedia_fast/ϰϬϱϱ/BehiŶdeƌteŶpolitisĐhes_Ma%Cϯ%ϵFŶahŵeŶpa
ket_sĐhǁeƌ_ďfPDF_aďAϳ.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
MiŶisteriuŵ für BilduŶg, JugeŶd uŶd Sport ;Hrsg.Ϳ: DokuŵeŶtatioŶ deƌ FaĐhtage zuƌ iŶklusiǀeŶ 
BilduŶg, ChaŶĐeŶ eƌgƌeifeŶ – BaƌƌieƌeŶ aďďaueŶ – HeƌausfoƌdeƌuŶgeŶ ŵeisteƌŶ, ϮϬϭϯ 
URL: http://ǁǁǁ.iŶklusioŶ-
ďƌaŶdeŶďuƌg.de/fileadŵiŶ/dateŶ/iŶklusioŶ_iŵ_laŶd_ďƌaŶdeŶďuƌg/deƌ_ǁeg/FaĐhtage_iŶklusiǀe_Bild
uŶg/Dok_FaĐhtage_iŶkl_BilduŶg.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
 
MiŶisteriuŵ für BilduŶg, JugeŶd uŶd Sport ;Hrsg.Ϳ: )uƌ IŶklusioŶseŶtǁiĐkluŶg iŵ LaŶd BƌaŶdeŶďuƌg 
ďis ϮϬϮϬ. EŵpfehluŶgeŶ des Beiƌats „IŶklusiǀe BilduŶg“ ďeiŵ MiŶisteƌiuŵ füƌ BilduŶg, JugeŶd uŶd 
Spoƌt des LaŶdes BƌaŶdeŶďuƌg, Apƌil ϮϬϭϰ 
URL: 
http://ǁǁǁ.ǁaldhofsĐhule.de/fileadŵiŶ/SoŶstiges_Mateƌial/EŵpfehluŶgeŶ_ǁisseŶsĐh._Beiƌat_ϯϭ.ϯ.
ϭϰ_ϭ_.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
MoŶtag StiftuŶg JugeŶd uŶd GesellsĐhaft ;Hrsg.Ϳ: IŶklusioŶ ǀoƌ Oƌt - Deƌ koŵŵuŶale IŶdeǆ füƌ 
IŶklusioŶ 

- eiŶ PƌaǆishaŶdďuĐh, DeutsĐheƌ VeƌeiŶ füƌ öffeŶtliĐhe uŶd pƌiǀate Füƌsoƌge e. V. BeƌliŶ, BeƌliŶ ϮϬϭϭ 
 

MoŶtag StiftuŶg JugeŶd uŶd GesellsĐhaft ;Hrsg.Ϳ: IŶklusioŶ ist ŵaĐhďaƌ! Das EƌfahƌuŶgsďuĐh aus deƌ 
koŵŵuŶaleŶ Pƌaǆis, DeutsĐheƌ VeƌeiŶ füƌ öffeŶtliĐhe uŶd pƌiǀate Füƌsoƌge e. V. BeƌliŶ, BeƌliŶ, Feďƌuaƌ 
ϮϬϭϴ 

http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_16_2007.pdf
http://bravors.brandenburg.de/verordnungen/gv/2
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_23_2017.pdf
http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/vv_unterrichtsorganisation
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/service/publikationen/pressemitteilungen/Anhaenge/Konzept_Gemeinsames_Lernen_in_der_Schule.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/service/publikationen/pressemitteilungen/Anhaenge/Konzept_Gemeinsames_Lernen_in_der_Schule.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/service/publikationen/pressemitteilungen/Anhaenge/Konzept_Gemeinsames_Lernen_in_der_Schule.pdf
https://www.landtag.brandenburg.de/media_fast/5701/56.16073973.pdf
http://www.masgf.brandenburg.de/media_fast/4055/200_16_anlage_bmp2-0_161213.pdf
http://www.masgf.brandenburg.de/media_fast/4055/Behindertenpolitisches_Maßnahmenpaket_schwer_bfPDF_abA7.pdf
http://www.masgf.brandenburg.de/media_fast/4055/Behindertenpolitisches_Maßnahmenpaket_schwer_bfPDF_abA7.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/Fachtage_inklusive_Bildung/Dok_Fachtage_inkl_Bildung.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/Fachtage_inklusive_Bildung/Dok_Fachtage_inkl_Bildung.pdf
http://www.inklusion-brandenburg.de/fileadmin/daten/inklusion_im_land_brandenburg/der_weg/Fachtage_inklusive_Bildung/Dok_Fachtage_inkl_Bildung.pdf
http://www.waldhofschule.de/fileadmin/Sonstiges_Material/Empfehlungen_wissensch._Beirat_31.3.14_1_.pdf
http://www.waldhofschule.de/fileadmin/Sonstiges_Material/Empfehlungen_wissensch._Beirat_31.3.14_1_.pdf
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MoŶtag StiftuŶg JugeŶd uŶd GesellsĐhaft ;Hrsg.Ϳ: IŶklusioŶ auf deŵ Weg, Das TƌaiŶiŶgshaŶdďuĐh zuƌ 
PƌozessďegleituŶg, DeutsĐheƌ VeƌeiŶ füƌ öffeŶtliĐhe uŶd pƌiǀate Füƌsoƌge e. V. BeƌliŶ, BeƌliŶ ϮϬϭϱ 

 

MoŶtag StiftuŶg JugeŶd uŶd GesellsĐhaft ;Hrsg.Ϳ: "SĐhuleŶ plaŶeŶ uŶd ďaueŶ Ϯ.Ϭ", GƌuŶdlageŶ, 
Pƌozesse, Pƌojekte; AutoƌeŶteaŵ: EƌŶst Huďeli, Baƌďaƌa Paŵpe, UlƌiĐh PasliĐk, KeƌsteŶ ReiĐh, JoĐheŵ 
SĐhŶeideƌ, Otto SeǇdel, © ϮϬϭϳ joǀis Veƌlag BeƌliŶ, FƌiedƌiĐh Veƌlag Seelze 

 
MoŶtag StiftuŶg UrďaŶe Räuŵe / MoŶtag StiftuŶg JugeŶd uŶd GesellsĐhaft;Hrsg.Ϳ: SĐhuluŵďau - 
StƌategieŶ zuƌ AŶpassuŶg ǀoŶ BestaŶdsgeďäudeŶ, BoŶŶ ϮϬϭϮ 

DoǁŶload: http://ǁǁǁ.ŵoŶtag-stiftuŶgeŶ.de/fileadŵiŶ/RedaktioŶ/JugeŶd_uŶd_GesellsĐhaft/Bildeƌ/ 

Pƌojekte/P%Cϯ%AϰdagogisĐhe_AƌĐhitektuƌ_-_IŶteƌŶetseite_RelauŶĐhe/MUR_MJG_SĐhuluŵďau.pdf 
 
Preuss-Lausitz, Ulf: IŶklusioŶ ďƌauĐht RessouƌĐeŶ. EiŶ ŶotǁeŶdigeƌ Diskuƌs, iŶ:  EŶgageŵeŶt - 
)eitsĐhƌift füƌ EƌziehuŶg uŶd SĐhule, ϮϬϭϭ 

 
Preuss-Lausitz, Ulf: BƌaŶdeŶďuƌg auf deŵ Weg zuƌ iŶklusiǀeŶ SĐhuleŶtǁiĐkluŶg ďis ϮϬϮϬ - AŶalǇse 
uŶd EŵpfehluŶgeŶ zuƌ UŵsetzuŶg, HeƌausgeďeƌiŶ: FƌaktioŶ BÜNDNIS ϵϬ/DIE GRÜNEN iŵ 
BƌaŶdeŶďuƌgeƌ LaŶdtag, Noǀeŵďeƌ ϮϬϭϭ 

 
ReiĐh, KersteŶ ;Hrsg.Ϳ: IŶklusioŶ uŶd BilduŶgsgeƌeĐhtigkeit - StaŶdaƌds uŶd RegelŶ zuƌ UŵsetzuŶg 
eiŶeƌ iŶklusiǀeŶ SĐhule, Beltz Veƌlag ϮϬϭϮ 
 
VorďehaltserkläruŶg DeutsĐhlaŶds zur UN-KiŶderreĐhtskoŶǀeŶtioŶ  
https://ǁǁǁ.kiŶdeƌƌeĐhtskoŶǀeŶtioŶ.iŶfo/  
 
UN-MoŶitoriŶgstelle ;Hrsg.Ϳ: CRPD - AďsĐhließeŶde BeŵeƌkuŶgeŶ üďeƌ deŶ eƌsteŶ StaateŶďeƌiĐht 
DeutsĐhlaŶds, AussĐhuss füƌ die ReĐhte ǀoŶ MeŶsĐheŶ ŵit BehiŶdeƌuŶgeŶ, ϭϯ. TaguŶg, ÜďeƌsetzuŶg 
eƌstellt ŶaĐh deƌ ŶiĐht edieƌteŶ VeƌsioŶ ǀoŵ ϭϳ.Ϭϰ.ϮϬϭϱ 

URL: http://ǁǁǁ.iŶstitut-fueƌ-ŵeŶsĐheŶƌeĐhte.de/fileadŵiŶ/useƌ_upload/PDF-DateieŶ/UN-
DokuŵeŶte/CRPD_AďsĐhliesseŶde_BeŵeƌkuŶgeŶ_ueďeƌ_deŶ_eƌsteŶ_StaateŶďeƌiĐht_DeutsĐhlaŶds_
ENTWURF.pdf ;StaŶd: Ϯϱ.Ϭϭ.ϮϬϭϴͿ 
 
 

 

  

https://www.kinderrechtskonvention.info/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENTWURF.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENTWURF.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENTWURF.pdf
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Anlagen 

Anlage 1 

Anlass und Durchführung der Online-Umfrage 

Um ein Stimmungsbild zu erhalten und Anregungen und Hinweise für die weitere Gestaltung von In-

klusion in Schule und Gesellschaft zu bekommen, wurde im Zuge des Gutachtens eine Online-Um-

frage durchgeführt.  

Angeschrieben wurden dabei Lehrerinnen und Lehrer, Schulleiterinnen und Schulleiter, Eltern, 

Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter, Elternbeiräte sowie Integrations- und Behinderten-

beauftragte. Die ermittelten E-Mail-Adressen stammten aus öffentlich zugänglichen Quellen, also in 

erster Linie von den Webseiten von Grundschulen und weiterführenden Schulen in Brandenburg. Die 

Teilnahme erfolgte über ein anonymisiertes Verfahren, insgesamt wurden 418 Adressaten ange-

schrieben, von denen 142 vollständig an der Umfrage teilgenommen haben. Weitere 53 Teilnehmer 

haben zwar an der Umfrage teilgenommen, diese aber nicht vollständig abgeschlossen – das heißt, es 

wurden einzelne Fragen nicht beantwortet.  

Die Umfrage wurde am 29.11.2017 freigegeben, eine Teilnahme war bis 15.12.2017 möglich. Die Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer konnten auf freiwilliger Basis angeben, in welchem Landkreis/in wel-

cher kreisfreien Stadt sie leben. 139 machten davon Gebrauch. Demzufolge liegen Rückmeldungen 

aus sämtlichen Landkreisen/kreisfreien Städten des Landes Brandenburg vor, wobei die meisten Be-

fragten aus dem Kreis Oberhavel stammen. 142 Teilnehmerinnen und Teilnehmer machten Angaben 

zu ihrem Alter. Daraus ergibt sich folgendes Bild: unter 18 Jahren (2), 18 bis 29 Jahre (3), 30 bis 50 

Jahre (103), 50 bis 65 Jahre (31), über 65 Jahre (3). Die Angaben der unter 18jährigen wurden ge-

löscht, da nicht nachvollziehbar war, ob eine Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorlag.  

Die Online-Umfrage ist nicht repräsentativ.  

Die Online-Umfrage sollte ergänzt werden durch Interviews mit Schulleitungen und Inklusionsbeauf-

tragen bzw. Koordinatoren für Inklusion. Für diese Befragung wurde vom Ministerium für Bildung, 

Jugend und Sport keine Genehmigung erteilt. 
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Anlage 2 

Text aus einem Faltblatt der Stadt Oldenburg   

Gemeinsame Erklärung  

zur Umsetzung der Inklusion in der Oldenburger Stadtverwaltung 

Inklusion ist ein Menschenrecht. Sie zu verwirklichen erfordert Werte wie Respekt, Wertschätzung 

von Vielfalt und Orientierung an Stärken. Inklusion bedeutet die gleiche Teilhabemöglichkeit aller 

Menschen an allen Lebensbereichen. 

Gemeinsam wollen wir - der Oberbürgermeister der Stadt Oldenburg, die Dezernentinnen, die Amts-

leiterinnen und Amtsleiter und die Fachdienstleiterinnen und Fachdienstleiter der Stadtverwaltung - 

uns der Herausforderung stellen, diese inklusiven Werte in Oldenburg sowohl in der Arbeit der Stadt-

verwaltung als auch für die Bürgerinnen und Bürger sichtbar und erfahrbar zu machen. 

Ziel unserer gemeinsamen Arbeit ist es: 

Jeder Bürgerin, jedem Bürger, jeder Mitarbeiterin und jedem Mitarbeiter unserer Stadt selbstbe-

wusste Teilhabe und Partizipation am Leben in unserer Gesellschaft zu ermöglichen und zu sichern. 

Dazu wollen wir  

- Barrieren in allen Formen (kommunikativ, sozial, baulich) abbauen oder mindestens verringern, 

- angemessene Vorkehrungen treffen, dass Verwaltungshandeln, Verordnungen und Maßnahmen 

nicht zu neuen Hemmnissen / Einschränkungen / Hindernissen / Behinderungen führen, 

- auf Transparenz und Klarheit im Sinne gegenseitiger Wertschätzung achten. 

 

Zu treffende Maßnahmen in der Stadt Oldenburg wollen wir gemeinsam gestalten. In diesem Prozess 

wollen wir die Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nutzen und niemanden dabei  

ausgrenzen oder zurücklassen, diskriminieren oder beschämen. 

Wir wollen die im zivilgesellschaftlichen Prozess in Oldenburg erarbeiteten inklusiven Werte beach-

ten: Respekt – Vielfalt – Beteiligung – Selbstbestimmung – Gleichberechtigung – Einfühlungsvermö-

gen - Stärken wertschätzen – Barrierefreiheit. 

Diese gemeinsame Erklärung soll 2018 evaluiert werden. 

Oldenburg, den 18. November 2015 

Jürgen Krogmann 

Oberbürgermeister 
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Anlage 3 

 

CRPD – Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands vom 13. Mai 2015 (Über-
setzung der Monitoring-Stelle zur UN-BRK) 
 
 
Der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat am 13. Mai 2015 die finale Fassung 

seiner Abschließenden Bemerkungen zu Deutschland verabschiedet. Dieses Abschlussdokument deckt Probleme 

auf, benennt Kritikpunkte und formuliert Empfehlungen an Deutschland. Obwohl die Abschließenden Bemerkun-

gen rechtlich unverbindlich sind, setzen sie im verbindlichen Rahmen der UN-BRK inhaltliche Akzente für die 

weitere Umsetzung der Konvention. 

 

Zu Bildung (Art. 24) 
„ϰϱ. Deƌ AussĐhuss ist ďesoƌgt daƌüďeƌ, dass der Großteil der Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen in 

dem Bildungssystem des Vertragsstaats segregierte Förderschulen besucht. 

46. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 

(a) umgehend eine Strategie, einen Aktionsplan, einen Zeitplan und Ziele zu entwickeln, um in allen Bundeslän-

dern den Zugang zu einem qualitativ hochwertigen, inklusiven Bildungssystem herzustellen, einschließlich der 

notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen auf allen Ebenen; 

(b) im Interesse der Inklusion das segregierte Schulwesen zurückzubauen, und empfiehlt, dass Regelschulen mit 

sofortiger Wirkung Kinder mit Behinderungen aufnehmen, sofern dies deren 

Willensentscheidung ist; 

(c) sicherzustellen, dass auf allen Bildungsebenen angemessene Vorkehrungen bereitgestellt werden und auf 

dem Rechtsweg durchsetzbar und einklagbar sind. 

(d) die Schulung aller Lehrkräfte auf dem Gebiet der inklusiven Bildung sowie die erhöhte Zugänglichkeit des 

schulischen Umfelds, der Materialien und der Lehrpläne und die Bereitstellung von Gebärdensprache in allge-

ŵeiŶeŶ SĐhuleŶ, eiŶsĐhließliĐh füƌ PostdoktoƌaŶdeŶ, siĐheƌzustelleŶ.“ 
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Anlage 4 

 

Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket für das Land Brandenburg  

Auf dem Weg zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, 2011 

 

Maßnahmen Bildung S. 16 - 18 

Bereitstellung inklusiver Angebote für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf  

1.7 Erhöhung des Anteils der Schülerinnen und Schüler, die einen Abschluss an einer allgemeinbildenden Schule 

ihres Wohnumfeldes anstreben, durch den sukzessiven Ausbau des gemeinsamen Unterrichts in Grundschulen 

und weiterführenden Schulen für SchülerinneŶ uŶd SĐhüleƌ ŵit Föƌdeƌďedaƌf „LeƌŶeŶ“, „soziale-emotionale Ent-

ǁiĐkluŶg“, „SpƌaĐhe“ ;LESͿ; )ugleiĐh StäƌkuŶg sozialeƌ uŶd kogŶitiǀeƌ KoŵpeteŶz alleƌ SĐhüleƌiŶŶeŶ uŶd SĐhüleƌ  

a) Erprobung von Inklusionskonzepten und Entwicklung von Beispielen guter Praxis durch Aufbau von Schulen 

ŵit deŵ Pƌofil „IŶklusiǀe SĐhule“ iŶ alleŶ SĐhulaŵtsďeziƌkeŶ auf deƌ Basis eŶtspƌeĐheŶdeƌ EƌziehuŶgs- und Bil-

dungskonzepte mit fachlicher Begleitung, mit veränderter Personalzumessung auf Basis der Schülerzahlen, sozi-

alräumlicher Strukturen sowie der bisherigen Bedarfe. Stärkung und Akzeptanz von Inklusion durch Aufklärung 

und Information an den Schulen ab Schuljahr 2012/13.  

b) Optimierung der individuellen Förderung in der allgemeinen Schule durch Bereitstellung inklusiver Angebote 

in der Primarstufe für alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf LES in Wohnort-

nähe, (beginnend mit Jahrgangsstufe 1 aufwachsend) Vorbereitung ab 2012, Umsetzung ab Schuljahr 2015/16 

1.8 Entwicklung einer gemeinsamen Strategie von Land, Schulträgern und den Kommunalen Spitzenverbänden 

zum Aufbau eines flächendeckenden Netzes inklusiver Schulen für die Erstellung von Schulentwicklungs(teil)plä-

ŶeŶ „IŶklusioŶ“.  

1.9 Abstimmung zwischen dem Land, den Schulträgern und den Kommunalen Spitzenverbänden über die quan-

titative Ausweitung der Angebote des gemeinsamen Unterrichts in Grundschulen und weiterführenden Schulen 

im Bereich KSHGA (körperlich-motorische Entwicklung, Sehen, Hören, geistige Entwicklung, Autismus).  

1.10 Förderung des paralympischen Leistungssports durch Entwicklung einer gemeinsamen Strategie von Land, 

Schulträgern und Kommunalen Spitzenverbänden über  

a) die Erweiterung der Angebote des paralympischen Leistungssports an den Eliteschulen des Sports, Förde-

rung der sportlichen Begabung der Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen  

ďͿ VeƌstäƌkuŶg des Wettďeǁeƌďs „JugeŶd tƌaiŶieƌt füƌ PaƌalǇŵpiĐs“, DuƌĐhfühƌuŶg als iŶklusiǀeƌ Wettďeǁeƌď; 
Einbeziehung einer größeren Zahl von Schülerinnen und Schülern .  

Qualifizierung und Unterstützung der Lehrerinnen und Lehrer  

1.11 Integration von inklusionspädagogischen Inhalten in der ersten und zweiten Phase der Lehramtsausbildung, 

Änderung des Lehrerbildungsgesetzes, der Prüfungsordnung und der Curricula für den Vorbereitungsdienst.  

1.12 Qualifizierungen zur Weiterentwicklung des inklusiven Unterrichts für  

■ Schulleiterinnen und Schulleiter;  

■ künftige Moderatorinnen und Moderatoren, Beraterinnen und Berater;  

■ Lehrerinnen und Lehrer von Grundschulen, weiterführenden Schulen und Sonderpädagoginnen und  

Diagnostik, Beratung, Information und Unterstützung  
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1.13 Qualitätssicherung des gemeinsamen Unterrichtes durch  

a) bessere Verbindung von schulischer Diagnostik und Bereitstellung entsprechender Förder- und Beratungsan-

gebote; 

b) Ausweitung und Qualifizierung des Bildungsberatungsangebotes für Schülerinnen und Schüler mit sonderpä-

dagogischen Förderbedarfen sowie deren Personensorgeberechtigte; 

c) Neustrukturierung der schulpsychologischen und sonderpädagogischen Beratung und Unterstützung in den 

staatlichen Schulämtern; Standardisierung und Zentralisierung der Feststellungsverfahren. 

1.14 Aufklärung und Information von Eltern, Schülerinnen und Schülern und Lehrkräften zur inklusiven Schule; 

öffeŶtliĐhkeitsǁiƌksaŵe KaŵpagŶe „IŶklusioŶ: SĐhule füƌ alle“.  

1.15 Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen; Förderung der Wahrnehmung ihrer 

Erziehungskompetenz  

a) Finanzierung von Kommunikationshilfen für Elternabende mit Eltern mit Hörbehinderung und für Elternge-

spräche mit Betroffenen; 

b) Unterstützung von Eltern mit Behinderungen – WeiteƌfühƌuŶg des Pƌojektes „Begleitete ElteƌŶsĐhaft“.  

Änderung rechtlicher und curricularer Vorgaben  

1.16 Schaffung von Rechtsgrundlagen für die Realisierung des Rechts auf inklusive Bildung:  

a) Anpassung bzw. Änderung von Rechtsnormen (Schulgesetz, Lehrerbildungsgesetz, untergesetzliche Vor-

schriften);  

b) Schaffung von verbindlichen curricularen Grundlagen für den Unterricht in einer inklusiven Schule; verbes-

serte Möglichkeiten zum Erreichen von bundesweit anerkannten Schulabschlüssen, Außerkraftsetzen des Rah-

menlehrplans für den Förderschwerpunkt Lernen 
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Anlage 5 

Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket der Landesregierung 2.0 

Unser Weg zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, 2016 

Maßnahmen Bildung, S. 23 - 30  

GeplaŶte MaßŶahŵeŶ iŵ HaŶdluŶgsfeld „ErziehuŶg uŶd BilduŶg“ ďis zuŵ Jahr ϮϬϮϭ 
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D) Geplante Maßnahmen im Handlungsfeld „Erziehung und Bildung“ bis zum Jahr 2021 
 
Nr. Titel/Artikelbezug UN-BRK Ziel bis 2021  Teilziele/ Vorgehen/ Abrechenbarkeit Zuständigkeit Laufzeit Finanzierung 

Inklusion in der Kindertagesbetreuung  
1 Sensibilisierung und Qualifizie-

rung der pädagogischen Fach-
kräfte zum Thema „Inklusion“ 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 

Instrumentalziel: S - Sensibilisie-
rung und Beratung 

Qualifizierung, Fortbildung, Fachbera-
tung, Publikationen, u. a. 

 

1. Umsetzung des Programms des 
SFBB 
 
 
2. Förderung der Praxisberatung für          
Kindertagesstätten 

MBJS 
 
 
 
MBJS 

laufend 
 
 
 
laufend 

Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
Ca. 85.000 € 
/Jahr 
 

2 Verbesserung der  
Rahmenbedingungen in der Kin-
dertagesbetreuung 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: N - Nachteilsaus-
gleich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Wohnortnahe Aufnahme von Kin-
dern mit Behinderungen durch be-
darfsgerechte Angebote zur speziel-
len Förderung in der Kindertagesbe-
treuung ermöglichen 
 
2. Abschaffung der Heranziehung zu 
den Kosten der Eingliederungshilfe 
für Eltern von Hortkindern mit Behin-
derungen 
 
3. Unterstützung der Einführung und 
Umsetzung eines Bundesteilhabege-
setzes bzw. eines „inklusiven SGB 
VIII“ 
 

Steigerung des Anteils von Kindern mit 
und ohne Behinderung in gemeinsamer 
wohnortnaher Betreuung  
 
 
 
Einführung des § 17 Abs. 4 KitaG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

MASF/ MBJS / 
Träger der Ein-
gliederungshilfe, 
Kita-Träger 
 
 
MASGF/MBJS  
 
 
 
 
MBJS/MASGF  
 
 
 
 

laufend 
 
 
 
 
 
Inkrafttre-
ten 
1.1.2014  
 
 
 
 
 
 
 

Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
 
 
Im Rahmen 
des Einglie-
derungshilfe 
(Einzelhaus-
halt MASGF)  
 
 
 
 
 

3 Verminderung von Unsicherheiten 
im Hinblick auf Rechts- und Ver-
fahrensfragen durch Fachinforma-
tion 
 

 Überarbeitung / Erstellung von Rund-
schreiben, Fachinformationen 

MBJS/MASGF bei Be-
darf 
 

Keine zusätz-
lichen Kosten 
 
 

Frühförderung und Vernetzung 
 Vernetzung und lösungsorientierte 

Zusammenarbeit der regionalen 
Akteure unterstützen 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: V – Vernetzung 
 
 
fachliche Weiterentwicklung der 

Beratung, Unterstützung, Vernetzung 
u. a. von regionalen Arbeitsgruppen, 
überregionalen Fachforen, Weiterbil-
dungen 
 
 
 
1. Entwicklung von Qualitätskriterien, 
Fachinformationen etc. durch die 

Förderung der ÜAFB 
 
 
 
 
 
 
Förderung der ÜAFB 

 MASGF/MBJS 
 
 
 
 
 
 
MASGF/MBJS 

laufend 
 
 
 
 
 
 
laufend 
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Frühförderung, Qualifizierung und 
Beratung der Frühförder- und Bera-
tungsstellen 
 
Instrumentalziel: 
 
 
 

Überregionale Arbeitsstelle Frühför-
derung 
 
 
2. Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes und der Frühförderverordnung 
des Bundes / Anpassung landesrecht-
licher Regelungen (wie Landesrah-
menvereinbarung zur Frühförderung) 
Verankerung des offenen Zugangs in 
Frühförder- und Beratungsstellen 
Sicherstellung von fachspezifischer 
Frühförderung für Kinder mit Hör- und 
Sehstörungen und Autismus 
 

Erziehung und Bildung in der Schule 
4 Sukzessiver Ausbau des gemein-

samen Lernens in Grundschulen 
und weiterführenden Schulen mit 
dem Ziel der Partizipation und 
Teilhabe von Schülerinnen und 
Schülern mit besonderem Unter-
stützungsbedarf sowie der Erhö-
hung des Anteils der Schülerinnen 
und Schüler, die einen Abschluss 
an einer allgemeinbildenden Schu-
le in ihrem Wohnumfeld anstreben 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 

Instrumentalziel: B – Barrierefreie 
Infrastruktur 

 

1.Qualitative Verbesserung und quan-
titative Ausweitung inklusiver Unter-
richtsangebote in Schulen der Pri-
marstufe und Sekundarstufe I, insbe-
sondere an Oberschulen und Ge-
samtschulen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Erarbeitung einer Landeskonzeption 
zum Gemeinsamen Lernen zur Vorlage 
an den Landtag 

2. Sukzessive Ausweitung der Bereit-
stellung inklusiver Schulangebote in der 
Primarstufe, an weiterführenden Schu-
len und in der beruflichen Bildung  
 
3. Entwicklung von regionalen Schwer-
punktschulen, vorrangig aus Oberschu-
len und Gesamtschulen mit Grund-
schulteil mit dem Ziel der Bündelung 
sonder-pädagogischer Fachkompetenz  
 
4. Moderation und Begleitung von 
übergreifenden und externen Abstim-
mungen zwischen den an Schule betei-
ligten Systemen. 
 
5. Benennung jeweils einer/s Koordina-
torin/s für Gemeinsames Lernen an den 
beteiligten Grundschulen, Oberschulen 
und Gesamtschulen zur Steuerung des 
Qualitätsprozesses Gemeinsames 
Lernen in der Schule. 
 

MBJS 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
 
MBJS/  
MASGF 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
 
 

ab 2017/ 
2018 bzw. 
2019/2020 
 
ab 2017/ 
2018 
 
 
 
ab 2017/ 
2018 
 
 
 
 
ab Aug. 
2016 
 
 
 
ab 2017/ 
2018  
 
 
 
 
 

Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
 
Keine zusätz-
lichen Kosten 
 
 
 
 
Bis zu 150. 
000 € im 
Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
Keine zusätz-
lichen Kosten 
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2. Erprobung von Inklusionskonzep-
ten und Entwicklung von Beispielen 
guter Praxis 

 

3. Qualitätssicherung des gemeinsa-
men Unterrichts 

 
 
 
 
 
 
 
4. Übernahme von überregionalen, 
landesweiten Auf-gaben der Wilhelm - 
von-Türk - Schule in Potsdam und der 
Brandenburgischen Schule für Blinde 
und Sehbehinderte in Königs Wuster-
hausen hinsichtlich der Weiter-
entwicklung von Qualitäts-standards 
zur sonder-pädagogischen Förderung 
in den Förderschwerpunkten „Hören“ 
und „Sehen“. 
 
 
 
 
5. Schaffung von Rechtsgrundlagen 
für die Realisierung des Rechts auf 

6.Ausbau der personellen Ressourcen 
an Schulen mit sonstigem pädagogi-
schen Personal  
 
7.Durchführung von landesweiten Fo-
ren zur Beteiligung bei der Erarbeitung 
der Landeskonzeption  
 
1. Durchführung von ergänzenden 
Projekten für „Temporäre Förderung 
von Schülerinnen und Schülern im 
Förderschwerpunkt emotionale-soziale 
Entwicklung“.  
 
1. Entwicklung und Umsetzung der 
lernprozessbegleitenden Diagnostik 
und Förderung sowie Bereitstellung 
entsprechender Förder- und Bera-
tungsangebote 
 
2. Ausweitung und Qualifizierung des 
Bildungsberatungsangebotes für Schü-
lerinnen und Schüler mit besonderen 
Unterstützungsbedarfen sowie deren 
Personensorgeberechtigten 
 
1. Beratung und diagnostische Aufga-
ben für Schülerinnen und Schüler mit 
den sonderpädagogischen Förder-
schwer-punkten „Sehen“ und „Hören“ 
sowie deren Eltern und Lehrkräften. 
 
2. Entwicklung und Fertigung individuel-
ler behindertenspezifischer Lehr- und 
Lernmittel für Schülerinnen und Schüler 
mit entsprechenden besonderen Unter-
stützungsbedarfen in den Bereichen 
„Hören“ und „Sehen“. 
 
 
 
1. Änderung von § 68 Abs. 1 
BbgSchulG mit dem Ziel, den Einsatz 

MBJS 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
 
MBJS/ SPFB 
 
 
 
 
 
MBJS/ genannte 
Schulen 
 
 
 
 
MBJS/ genannte 
Schulen 
 
 
 
 
 
 
 
MBJS 
 

ab 2017/ 
2018 
    
 
2016 
 
 
 
ab 2017/ 
2018 
 
 
 
 
ab 2017/ 
2018 
 
  
 
 
laufend 
 
 
 
 
 
laufend 
 
 
 
 
 
laufend 
 
 
ab 2017 
 
 
 
 
 
ab 2017/ 
2018 

 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
Keine zusätz-
lichen Kosten  
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
 
 
Einsatz von 
zusätzlich ca. 
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inklusive Bildung von sonstigem pädagogischen Perso-
nals auch in den Förderschwerpunkten  
„Lernen“, „Emotionale und soziale Ent-
wicklung“ und „Sprache“ zuzulassen 
2. Implementierung von verbindlichen 
curricularen Grundlagen für den Unter-
richt in einer inklusiven Schule; verbes-
serte Möglichkeiten zum Erreichen von 
bundesweit anerkannten Schulab-
schlüssen; Außerkraftsetzen des Rah-
menlehrplans für den Förderschwer-
punkt Lernen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
MBJS 

 
 
 
 
 
 
 
 
ab 2017/ 
2018 

30 Beschäfti-
gungsmög-
lichkeiten je 
Jahr zusätz-
lich in den 
nächsten 
mindestens  3 
Jahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
 

5 Entwicklung einer gemeinsamen 
Strategie von Land, Schulträgern 
und den Kommunalen Spitzenver-
bänden zum Aufbau eines flächen-
deckenden Netzes inklusiver Schu-
len und umfassende Berücksichti-
gung der „Inklusion“ bei der Erstel-
lung von Schulentwicklungsplä-
nen“ 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: B – Barrierefreie 
Infrastruktur 

1. Aufbau eines flächendeckenden 
Netzes inklusiver Schulen 
 
 
 
 
 
2. Investive Förderung modellhafter 
inklusiver Vorhaben im Schulbereich  
 
 

1. Einsatz eines pädagogisch und 
schulentwicklungsplanerisch qualifizier-
ten Teams zur Beratung der Schulträ-
ger im Hinblick auf die langfristige 
Schulentwicklungsplanung insbesonde-
re für sonderpädagogische Angebote. 
 
1. Unterstützung der Schulträger im 
Bereich investiver Maßnahmen zur 
Herstellung von Barrierefreiheit sowie 
von Aus- und Umbaumaßnahmen im 
Innen- und Außenbereich der Schulen 
und konzeptionell begründeten Raum-
programmen.  
 
2. Unterstützung der Schulträger zur 
Schaffung modellhafter inklusiver Vor-
haben im Rahmen des Stadt-Umland-
Wettbewerbs. 
 

MBJS 
 
 
 
 
 
 
MBJS 
 
 
 
 
 
 
 
MBJS 
 

ab 2016 
 
 
 
 
 
 
2016-2019  
 
 
 
 
 
 
 
2014-2020 

Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
 
Kommunales 
Infrastruktur-
programm in 
Höhe von 
56 Mio. € 
 
 
 
Investitions-
förderpro-
gramm „In-
klusive Schu-
le“ in Höhe 
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 von 30 Mio. € 
(EU-
Strukturfonds) 

Berufsorientierung/ Übergang Schule-Beruf 
6 Umsetzung vertiefender Berufsori-

entierungsmaßnahmen im Rahmen 
des Programmes „Initiative Sekun-
darstufe I“ für Schülerinnen und 
Schüler mit Lernschwierigkeiten 
(Artikel 24 „Bildung“, Artikel 27 „Arbeit und 
Beschäftigung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: N - Nachteilsaus-
gleich 

Vertiefende Berufsorientierungsange-
bote werden in Förderschulen mit 
sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt „Lernen“ in der Sekun-
darstufe I umgesetzt. 
 
 

1. Inkraftsetzung der Richtlinie zur 
„Initiative Sekundarstufe I“ zum Schul-
jahr 2015/2016 am 1. August 2015 
 
2. Förderung der Inanspruchnahme 
vertiefender Berufsorientierungsmaß-
nahmen in Förderschulen „Lernen“ mit 
dem Ziel der Teilnahme von mehr als 
60 % aller 43 Förderschulen „Lernen“ 
bis zum Schuljahr 2020/2021 
 
3. Überprüfung der Inanspruchnahme 
und wiederkehrender Erfahrungsaus-
tausch der beteiligten Schulen    
 

MBJS, MASGF 
 
Einbezogen: 
Förderschulen 
„Lernen“, Zu-
wendungsemp-
fänger der INI-
SEK I-
Förderung, 
Bildungsträger, 
Wirtschafts-
partner 
 

2015-2021 Bis zu 
860.000 Euro 
aus Mitteln 
des Europäi-
schen Sozial-
fonds pro 
Schuljahr 

7 Verstetigung der „Initiative Inklusi-
on“ - Handlungsfeld 1 Berufsorien-
tierung (vertiefendes Berufsorien-
tierungsverfahren) für Schülerin-
nen und Schüler mit Schwerbehin-
derungen 
(Artikel 24 „Bildung“, Artikel 27 „Arbeit und 
Beschäftigung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: N - Nachteilsaus-
gleich 

Ein vertieftes Berufsorientierungsver-
fahren unter Anwendung des § 48 
SGB III für Schülerinnen und Schüler 
mit Schwerbehinderungen (in erster 
Linie Förderbedarf „geistige Entwick-
lung“, „körperlich-motorische Entwick-
lung“, „Hören, „Sehen“) soll in der 
Sekundarstufe I zur Verfügung ste-
hen. 

1. Inanspruchnahme der kostenneutra-
len Laufzeitverlängerung der Bund-
Länder-Richtlinie „Initiative Inklusion – 
Handlungsfeld Berufsorientierung“ für 
das Schuljahr 2016/2017  
 
 
2. Schaffung einer gesetzlichen Rege-
lung im SGB IX zur Beteiligung der 
Ausgleichsabgabe 
 
3. Verstetigung der Initiative Inklusion – 
Handlungsfeld Berufsorientierung durch 
ein landesseitiges vertieften Berufsori-
entierungsverfahrens ab Schuljahr 
2017/2018 
 
4. Abschluss einer Kooperationsverein-
barung zwischen Land und Regionaldi-
rektion Berlin-Brandenburg der BA 
 
5. Koordinierung und Begleitung des 
Prozesses durch einen Landesbeirat 
der beteiligten Akteure des Berufsorien-

MASGF, MBJS, 
LASV- Integrati-
onsamt, Regio-
naldirektion der 
Berlin-
Brandenburg 
der BA 
 
Einbezogen: 
Integrations-
fachdienste, 
Regel- und 
Förderschulen 
Sek. I, Kammern 
 

2016-2021 
dann fort-
laufend 

Zu 1.  
rd. 1,5 Mio. €  
aus Mitteln 
der Aus-
gleichsabga-
be  
 
Zu 2. 
Keine Kosten 
 
 
Zu 3.  
Finanzierung 
durch LASV-
Integrations-
amt, ggf. 
durch Regio-
naldirektion 
Berlin-
Brandenburg 
der BA, MBJS 
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tierungsverfahrens  
 
6. Durchführung eines Fachworkshops 
und einer Landeskonferenz  

 

Paralympischer Leistungssport 
8 Förderung des paralympischen 

Leistungssports 
(Artikel 24 „Bildung“, Artikel 30 „Teilhabe am 
kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit 
und Sport“ UN-BRK) 

 
Instrumentalziel: N - Nachteilsaus-
gleich  

1. Vollständige Einbindung in die 
Leistungssportstruktur des Landes  
 
 
 

 
 
 
2. Qualitative und quantitative Weiter-
entwicklung der Angebote des para-
lympischen Leistungssports an den 
Eliteschulen des Sports 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Verstärkung des Wettbewerbs 
„Jugend trainiert für Paralympics“ 

 

1. Stetige Weiterentwicklung und Aus-
bau der Strukturen im Schule-
Leistungssport-Verbundsystem für den 
paralympischen Sport 
 
 
 
 
1. Förderung der sportlichen Begabung 
der Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderungen in den Schwerpunktsport-
arten 
 
2. Zusätzlich zur Einschulung von 
Schülerinnen und Schülern mit Behin-
derungen im Schwimmen an der Sport-
schule Potsdam sind für den paralym-
pischen Zyklus 2016-2020 Vorausset-
zungen für die Einschulung von para-
lympischen Talenten an der Lausitzer 
Sportschule zu schaffen 
 
1. Verstärkte Durchführung als inklusi-
ver Wettbewerb 
 
2. Sukzessive Erweiterung und Anpas-
sung des Schulsport-
Wettkampfprogramms an die Erforder-
nisse und Möglichkeiten im Land 
 
3. Sukzessive Erweiterung eines quali-
fizierten Trainerteams für den paralym-
pischen Sport in Brandenburg 
 

MBJS, Behin-
derten-
Sportverband 
Brandenburg, 
Olympiastütz-
punkt, Sportver-
eine 
 
MBJS, Olympia-
stützpunkt, 
Verband 
 
 
MBJS/ 
Schule-
Leistungssport-
Verbundsystem 
 
 
 
 
 
MBJS  
 
 
MBJS 
 
 
 
 
MBJS, LSB, 
Olympiastütz-
punkt 
 

laufend 
 
 
 
 
 
 
 
laufend 
 
 
 
 
laufend 
 
 
 
 
 
 
 
 
laufend 
 
 
 
laufend 
 
 
 
laufend 

Im Rahmen 
verfügbarer 
Haushaltsmit-
tel 
 
 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen 
 
 
 
 
 
 
ca. 10.000 €  
/ Jahr 
 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen. 
 
Im Rahmen 
verfügbarer 
Ressourcen. 

Studium und Ausbildung an Hochschulen  
9 Einführung eines Studienganges 

„Inklusionspädagogik“ 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Vermittlung von Kompetenzen in 
der allgemeinen Inklusionspädagogik 
in Lehramtsstudiengängen 

Die Einführung des Studienganges 
Lehramt Primarstufe mit inklusionspä-
dagogischer Schwerpunktsetzung er-

MWFK seit 
2013/14 
laufend 

3 Mio. € p.a. 
Landesmittel 
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Instrumentalziel: B - Barrierefreie 
Infrastruktur 

folgte an der Universität Potsdam zum 
Wintersemester 2013/14 und wird fort-
geführt. 
 

10 Bedarfsgerechte Versorgung mit  
rollstuhlgerechten Wohnheimplät-
zen 
(Artikel 9 „Barrierefreiheit“, 24 „Bildung“ UN-
BRK) 
 
Instrumentalziel: B - Barrierefreie 
Infrastruktur  
 

Gewährleistung der Rahmenbedin-
gungen für eine Teilhabe behinderter 
Menschen am Studium im Bereich 
des studentischen Wohnens 
 
 
 
 

1. Bereitstellung von speziell ausgestat-
teten Zimmern für behinderte Studie-
rende an allen Hochschulstandorten 
 
2. Bevorzugte Aufnahme für Studieren-
de mit Behinderungen 
 
3. Erfassung vorgehaltener, beantragter 
sowie von Anspruchsberechtigten ge-
nutzten Wohnheimplätzen 

MWFK, 
Studentenwerke  
 
 
 
 
 
 

fortlaufend 
 
 
 
 
 
 
 

Aus Haus-
haltsmitteln 
der Studen-
tenwer-
ke/keine 
staatlichen 
Zuschüsse für 
Bau und 
Unterhalt von 
Wohnheimen 
 

11 Umsetzung der HRK-Empfehlung 
zur Vermeidung von Studienab-
bruch und zur Erhöhung der Ab-
schlussquoten der Studierenden 
mit Behinderungen 
Förderung des ESF-Projektes „Eine 
Universität für alle – Studieren mit 
gesundheitlicher Beeinträchtigung – 
mit Erfolg studieren“ 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: N - Nachteilsaus-
gleich 

Stärkung der Studierfähigkeit, um 
einem Studienabbruch und langen 
Studierzeiten entgegenzuwirken 

1. Entwicklung und Umsetzung von 
Konzepten für Workshops und individu-
elle Beratungsangebote für Studierende 
mit Behinderungen sowie gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen und mit be-
sonderen familiären Belastungen sowie 
besonderer Hochschulzugangsberech-
tigung 
 
2. Zielgerichtetes individuelles Bewälti-
gen von studienbedingten Problemen, 
Vermittlung von notwendigen Kern-
kompetenzen und Fähigkeiten der 
Planung, Organisation und Durchfüh-
rung des wissenschaftlichen Arbeitens 
(Planungs- und Studiertechniken) 
 
3. Überprüfung der Umsetzung von 
Zielstellung und Wirksamkeit der Maß-
nahmen des Projekts (projektbegleiten-
de Evaluation) 
 
4. Berichterstattung und Erfahrungs-
austausch im Rahmen der Netzwerk-
Treffen der Behindertenbeauftragten 
der Hochschulen 

 

MWFK 

 
1.1.2016 
bis 
30.4.2018 

 

310.000 € 
80% ESF-
Mittel 
20% Mittel 
der Universi-
tät Potsdam 
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12 Stärkung der Stellung der Behin-
dertenbeauftragten für die Belange 
von Hochschulmitgliedern mit 
Behinderungen 
(Artikel 24 „Bildung“ UN-BRK) 
 

Instrumentalziel: P – Partizipation und 
Selbstbestimmung 

Mitwirkung bei der Organisation der 
Studienbedingungen nach den Be-
dürfnissen behinderter Mitglieder der 
Hochschulen 

1. Recht auf notwendige und sachdien-
liche Information sowie Teilnahme-, 
Antrags- und Rederecht in allen Gremi-
en der Hochschulen in Angelegenhei-
ten, welche die Belange der Behinder-
ten berühren 
 
2. Regelmäßige Berichterstattung der 
Behindertenbeauftragten gegenüber 
den Präsidentinnen oder den Präsiden-
ten der Hochschulen zu ihrer Tätigkeit 
gem. § 69 BbgHG  
 
3. Vernetzung und Austausch der Be-
hindertenbeauftragten der Hochschu-
len; Treffen mit den Behindertenbeauf-
tragten der Hochschulen, dem Landes-
behindertenbeauftragten und dem 
Landesbehindertenbeirat 

MWFK, Hoch-
schulen 

fortlaufend Personalmit-
tel MWFK 
und Hoch-
schulen 
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Anlage 6 

EŵpfehluŶgeŶ des Beirats „IŶklusiǀe BilduŶg“ ďeiŵ MiŶisteriuŵ für Bildung, Jugend und Sport des Landes 

Brandenburg, April 2014 

9. Zusammenfassung der Empfehlungen 

 

Zu: 1 Zukunftsfähigkeit der Brandenburger Schulen auf dem Weg zur Inklusion 

 

1.1: Alle Schulen erweitern und konkretisieren ihr Leitbild bezüglich der Frage, wie mit der Vielfalt der Heranwachsenden in 

Erziehung und Lernen produktiv umgegangen wird. Leitbild und Schulprogramm werden auf der Homepage der Schule ver-

öffentlicht. 

 

1.2: Bei allen inklusiven Maßnahmen ist darauf zu achten, dass für Jungen und Mädchen die unterschiedlichen Bedarfe einer 

individuellen Förderung sichergestellt werden. Dies gilt nicht nur, aber besonders bei Fördermaßnahmen im Bereich der emo-

tionalen und sozialen Entwicklung. Grundsätzlich gilt: Individuelle Förderung darf nicht zu einer Separierung im gemeinsamen 

Unterricht führen. 

Das MBJS stellt schulaufsichtlich sicher, dass beim weiteren Ausbau der gemeinsamen Unterrichtung entsprechend weniger 

Schülerinnen und Schüler in Förderschulen aufgenommen werden. 

 

1.3: Zwischen den Landkreisen als Trägern der Schulentwicklungsplanung und dem MBJS müssen gemeinsame Gespräche 

über die weitere Entwicklung der Förderschulangebote und Standorte stattfinden. 

 

1.4: Landeseinheitliche Standards werden bei der Feststellung des Förderbedarfs im Bereich der körperlich-motorischen und 

geistigen Entwicklung und in den Förderschwerpunkten Hören und Sehen festgelegt (vgl. Handreichungen des MBJS) und 

durch Fortbildung und Rechenschaftslegung schulaufsichtlich gesichert. Im Bereich der Förderschwerpunkte Lernen, emoti-

onale und soziale Entwicklung und Sprache (LES) gilt dies, solange die Feststellung noch zur Ressourcenzuweisung eingesetzt 

wird. Für den gemeinsamen Unterricht dieser Schülerinnen und Schüler sind mindestens die gleichen sonderpädagogischen 

und sächlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen wie in den derzeitigen Pilotschulen. 

 

1.5: In allen Landkreisen und kreisfreien Städten werden Teilhabe- bzw. Inklusionspläne im Bereich Kindertagesbetreuung 

und Schule erstellt. Dabei werden die für inklusive Bildung hemmenden und unterstützenden Einflussfaktoren untersucht, 

Entwicklungsziele festgelegt und die vor Ort von den Akteuren erworbenen Erfahrungen mit gemeinsamem Lernen und Leben 

in Kita und Schule in die Gesamtplanung einbezogen. 

Positive Beispiele gemeinsamen Lernens werden über die Internetplattform des MBJS und durch Einbeziehung der lokalen 

Medien bekannt gemacht. 

 

1.6: Die Landkreise und kreisfreien Städte als Verantwortliche für Schulentwicklungsplanung nehmen im nächsten Planungs-

zeitraum (2017-22) die demografische Entwicklung bis 2030 in ihre Planung mit auf. Das gilt auch für die damit verbundene 

Abschätzung von inklusiven Schulplätzen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Bereichen Hören, Sehen, körperliche 

und motorische Entwicklung sowie geistige Entwicklung. Dabei ist auch zu beachten, wie die räumlichen und sächlichen Res-

sourcen in das inklusive Bildungssystem an den Regelschulen genutzt oder überführt werden können. 

Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung werden unter Berücksichtigung der demografischen Daten aufeinander bezogen 

bzw. im Sinne einer Gesamtstrategie von Bildung, Erziehung und Betreuung verzahnt. 

 

1.7: Das MBJS wird aufgefordert, für die inklusive Beschulung der Schülerinnen und Schüler mit den Förderschwerpunkten 

Hören, Sehen, körperlich-motorische Entwicklung und geistige Entwicklung verbindliche Ausstattungen/Rahmenbedingun-

gen festzulegen. Für die künftigen Schulaufsichtsbereiche sind aus den bisherigen Sonderpädagogischen Förder- und Bera-

tungszentren entsprechende Einrichtungen mit Beratung, Diagnostik, Materialausgabe und -pflege aufzubauen. 

 

1.8: Im Schulgesetz wird mit ausdrücklichem Verweis auf die rechtsgültige UN-BRK das individuelle Recht aller Schülerinnen 

und Schüler ohne Vorbehalte verankert, so dass sie ihre Schulpflicht innerhalb der allgemeinen Schule in größtmöglicher 

Wohnortnähe absolvieren können. Wohnortnähe kann im Grundschulbereich auch durch Verbundlösungen mehrerer kleiner 

Grundschulen realisiert werden. Im Sekundarbereich gilt, dass die zulässigen Schulwegzeiten für alle Schülerinnen und Schü-

ler gelten. Das Schulgesetz ist entsprechend zu novellieren. 

Das MBJS prüft zügig alle die Inklusion berührenden weiteren Gesetze, Regelungen und Verordnungen auf inklusionshinder-

liche Formulierungen und Festlegungen und setzt inklusionsförderliche Schlussfolgerungen zügig um. 

Die entsprechenden nachfolgenden Informationen und Broschüren sind so zu gestalten, dass die Informationen von Eltern, 

Schülerinnen und Schülern nachvollzogen werden können und sie dem inklusiven Gesamtkonzept entsprechen. 

 

 

Zu: 2 Inklusion als gesellschaftliche Aufgabe 
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2.1: Auf allen Ebenen – vom Land bis zu den Kommunen – sind die politisch Verantwortlichen aufgefordert, sich mit der 

Entwicklung inklusiver Bildung und Erziehung zu befassen und in diesem Prozess Partizipationsmöglichkeiten vor Ort sicher-

zustellen. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den öffentlichen Verwaltungen sind so zu qualifizieren, dass sie in der Lage sind, ihr 

Handeln im Sinne des gesamtgesellschaftlichen Prozesses hin zur inklusiven Gesellschaft zu reflektieren und zu gestalten. 

Pädagogische Einrichtungen, insbesondere Kindertageseinrichtungen und Schulen, schaffen im Rahmen der Eltern- und Kin-

derpartizipation sowie der Konzept- bzw. Schulprogramm-Entwicklung Möglichkeiten für alle Beteiligten, an der Entwicklung 

inklusiver Erziehung und Bildung mitzuwirken. 

 

2.2: Das MBJS identifiziert die Schnittstellen in Bezug auf inklusive Bildung und Erziehung zu den anderen Ministerien und 

Behörden. Ressortübergreifende Arbeitsgruppen werden unter Einbeziehung von Vertretern der kommunalen Ebene zeitlich 

befristet eingerichtet. Sie erheben den Ist-Stand an den jeweiligen Schnittstellen und definieren, abgeleitet vom Behinder-

tenpolitischen Maßnahmenpaket, Entwicklungsziele. Darüber hinaus werden in den Arbeitsgruppen Meilensteine, Umset-

zungsschritte und Verantwortlichkeiten verabredet. 

 

2.3 Die Landesregierung wird aufgefordert, über den Bundesrat eine Neuregelung der Sozialgesetzbücher anzuregen und sich 

aktiv an einer solchen zu beteiligen. Ziel ist es, die Sozialgesetze entsprechend den Erfordernissen inklusiver Bildung und 

Erziehung neu zu gestalten – im Sinne der angemessenen Vorsorge und Unterstützung aus einer Hand. 

Bis zum Inkrafttreten der entsprechenden gesetzlichen Regelungen und Verordnungen sind Verfahrensvereinbarungen auf 

Landesebene bzw. zwischen Land und Kommunen zu treffen und gemeinsame, vorläufige Finanzierungsregelungen zu ver-

einbaren. Es ist zu vermeiden, dass in dem Übergangszeitraum bis zur gesetzlichen Regelung zusätzliche individuelle finanzi-

elle Belastungen auf Familien zukommen. 

 

2.4 Antragsverfahren auf unterstützende Leistungen, wie z.B. Schulbegleitung, müssen so strukturiert und  vereinfacht wer-

den, dass nicht im Blick auf unterschiedliche Diagnosen oder Lernorte immer neue und andere Anträge gestellt werden müs-

sen. Alle Leistungen auch unterschiedlicher Kostenträger sollen regional von den Sorgeberechtigten an einer Stelle beantragt 

und gebündelt bearbeitet werden. 

 

2.5: Auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte arbeiten in einer Steuer- bzw. Lenkungsgruppe Vertreterinnen und 

Vertreter von Politik, Schulverwaltung, Jugendamt, Sozialamt, Gesundheitsbereich, Eltern- und Behindertenvertretungen so-

wie vom staatlichem Schulamt gemeinsam an einer Weiterentwicklung der regionalen Bildungsinfrastruktur in Richtung In-

klusion. Den Landkreisen bzw. kreisfreien Städte kommt mit der Schulentwicklungsplanung eine koordinierende Funktion zu. 

 

2.6: Das Land richtet eine Ombuds-Stelle Inklusion als Anlauf- und Moderationsstelle für Fragen und Konflikte im Rahmen der 

inklusiven Entwicklung von Erziehung und Bildung ein. Sie wird beim Behindertenbeauftragten des Landes angesiedelt. 

 

 

Zu: 3 Zur Entwicklung inklusiver Schulen und zur Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen 

 

3.1: Für Schulleiterinnen und Schulleiter aller Schulstufen und -formen wird ein Coaching-Angebot zur inklusiven Schulent-

wicklung zur Verfügung gestellt. 

 

3.2: Regelmäßige regionale Fortbildungen zur inklusiven Unterrichtsentwicklung werden angeboten, die im Sekundar-I-Be-

reich schulformübergreifend sind. In die Gestaltung dieser Fortbildungen werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ju-

gendhilfe, der Förder- und Beratungszentren einschließlich des Schulpsychologischen Dienstes einbezogen. 

 

3.3: Jede Schule erhält zur Entwicklung ihres Inklusionskonzepts sowie für die erforderlichen schulinternen Fortbildungen im 

Bereich Inklusion / Umgang mit Heterogenität ein Fortbildungsbudget. 

 

3.4: Das Land gewährt Schulträgern Zuschüsse zu Bau- und Ausstattungsinvestitionen in den Schulen (Herstellen von Barrie-

refreiheit, Schulstationen, Ruhe- und Therapieräume, Beratungsräume, Differenzierungsräume). 

 

3.5: Schulbaurichtlinien für ein inklusives Schulsystem sind zu erarbeiten. 

 

3.6: Die Informationen über Möglichkeiten der individuellen Förderung an Grundschulen werden den Eltern spätestens zwei 

Jahre vor der Einschulung zur Kenntnis gegeben. Erzieherinnen und Erzieher in den Kitas werden dazu entsprechend qualifi-

ziert. Frühförder- und Beratungsstellen, Kinderärzten und Therapeuten werden die notwendigen Informationen zur Verfü-

gung gestellt. 
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Gegebenenfalls erforderliche Förderausschussverfahren werden verbindlich so rechtzeitig abgeschlossen, dass in den Schu-

len die entsprechende Vorsorge und Vorbereitung getroffen werden kann und den Eltern die Sicherheit gegeben wird, auf 

deren Basis sie sich und ihr Kind auf die Einschulung vorbereiten können. 

 

3.7: Im Sekundarbereich werden in jedem Kreis/jeder kreisfreien Stadt im Einvernehmen von Landkreis/kreisfreier Stadt, 

Schulträger, staatlichem Schulamt Schulen ausgewählt und bekanntgemacht, die sich (zusätzlich zu ihrer Grundausstattung 

im Förderbereich LES) für einen oder mehrere weitere Förderschwerpunkte entscheiden. Diese Schulen werden von Land-

kreis/kreisfreier Stadt, Schulträger und Schulamt entsprechend personell, baulich und sächlich ausgestattet. 

Grundschulen stellen verbindliche Kontakte zu den weiterführenden Schulen her, welche Kinder mit besonderem Förderbe-

darf in den gemeinsamen Unterricht übernehmen. Die Fortsetzung des gemeinsamen Unterrichts wird an allen Sekundarstu-

fenschulen durch Fortbildung und Qualifizierung der Lehrkräfte entwickelt. 

 

3.8: Für die berufliche Orientierung und Einfädelung in berufliche Bildung werden den inklusiv unterrichtenden Oberschulen 

personelle (sonder- und/oder sozialpädagogische) Ressourcen zur Verfügung gestellt. 

 

3.9: Bildungs-, Sozial und Arbeitsministerium richten unter Einbeziehung des Berufsbildungswerks und der Kammern eine 

gemeinsame Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der Umsetzung der UN-Konvention für die berufliche Bildung sowie zur 

Entwicklung von Arbeitsplatzangeboten mit unterstützter Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt ein. 

 

3.10: Perspektivisch ist die inklusive Schule (in Primar- und Sekundarstufen) eine Schule, in der ein rhythmisiertes ganztägiges 

Angebot für alle gewährleistet ist. 

Solange dies für einzelne Kinder noch nicht zu verwirklichen ist, stimmen Grundschule und Hort/integrierte Kindertagesbe-

treuung sowie weitere außerschulische Kooperationspartner im Ganztag bzw. im Sekundarbereich Schule und außerschuli-

sche Kooperationspartner ihre pädagogischen Konzepte ab und klären dabei spezifische Bedürfnisse und Unterstützungsnot-

wendigkeiten dieser Kinder in Abstimmung mit den Eltern und Leistungsträgern. Sie werden dabei vom regionalen Förder- 

und Beratungszentrum unterstützt. 

 

3.11: Das Kita-Gesetz ist so anzupassen, dass allen Träger von Hort-, Nachmittags- und Ferienbetreuung eine Aufnahme von 

Kinder und Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf möglich ist. Die Träger werden verpflichtet, ihre Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter entsprechend zu qualifizieren. 

 

3.12: Die Landesregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für die Zusammenlegung der Leistungen aus SGB VIII und 

XII und damit für Leistungen aus einer Hand (sog. Große Lösung) einzusetzen. 

 

3.13: Im BbgSchG wird ausdrücklich der Grundsatz der Inklusion für alle Schulstufen und –formen verankert. Das bedeutet, 

dass alle Schulen im Rahmen der vom Land vorgegebenen allgemeinen Ziele der Schulform in ihren Leitlinien und Schulpro-

grammen konkretisieren, was dies für ihre Schule konkret bedeutet. Die zieldifferente Unterrichtung an Gymnasien wird 

rechtlich ermöglicht, damit bei Konsens aller Zuständigen (Schulleitung, Schul- und Klassenkonferenz, Eltern und Elternver-

treter) Inklusion in den jeweiligen Gymnasien ermöglicht wird. Diese Gymnasien werden dann entsprechend ausgestattet. 

 

3.14: Träger freier Schulen werden in alle landes- und regionalbezogenen Maßnahmen zum Ausbau inklusiver Bildung einbe-

zogen, soweit dies in der Zuständigkeit des MBJS bzw. der öffentlichen Schulträger liegt. 

Schulen in freier Trägerschaft erhalten die vergleichbaren Ressourcen für inklusive Bildung wie die staatlichen Schulen. 

Sie werden aufgefordert, eigene inklusive Konzepte vorzulegen und in ihren Schulen umzusetzen. 

 

 

Zu: 4 Entwicklungsperspektiven der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte 

 

4.1: Im Sekundarbereich werden in jedem Kreis/jeder kreisfreien Stadt im Einvernehmen von Landkreis/kreisfreier Stadt, 

Schulträger, staatlichem Schulamt Schulen ausgewählt, die sich (zusätzlich zu ihrer Grundausstattung im Förderbereich LES) 

für einen oder mehrere weitere Förderschwerpunkte entscheiden. Diese Schulen werden von Landkreis/kreisfreier Stadt, 

Schulträger und Schulamt entsprechend personell, baulich und sächlich ausgestattet. 

Die zusätzliche sonderpädagogische Ausstattung pro Schülerin oder Schüler wird entsprechend der Lehrer/Schüler-Relation 

von den bisherigen Förderschulen in die allgemeinen Schulen verlagert.   

 

4.2: Der Beirat begrüßt die Absicht der Landesregierung, für alle allgemeinen Schulen eine sonderpädagogische Grundaus-

stattung in Bezug auf LES einzuführen, die sich an der Gesamtzahl der Schülerinnen und Schüler einer Schule orientiert. Das 

gegenwärtige Ausstattungsmodell für die inklusiven Grundschulen im Pilotprojekt inklusive Grundschule (für fünf Prozent 

aller Schülerinnen und Schüler je 3,5 LWS bei einer Klassen-Frequenzberechnung von 23) wird jährlich hochwachsend für alle 

Grundschulen eingeführt. Im Sekundarbereich wird ebenfalls von fünf Prozent pro Alterskohorte ausgegangen (einschließlich 
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der Annahme, dass Sprachförderung weniger nötig ist, dagegen Vorbereitung der beruflichen Orientierung zusätzlich statt-

findet). Falls die Gymnasien in ihren Schulprogrammen keine Förderung im Bereich LES vorsehen, wird die für Sek I verfügbare 

Personalressource den übrigen Schulen zur Verfügung gestellt.99 

Begonnen wird – aufwachsend – mit den Klassen 1 und 2 (Schulanfangsphase) und der 7. Klasse. 

Parallel dazu werden keine neuen Klassen an den entsprechenden Förderschulen eingerichtet. 

Um regionale und soziale Besonderheiten zu berücksichtigen, wird pro Schulaufsichtsbereich ein zusätzlicher Stellen-Pool 

eingerichtet. 

Jede Schule mit sonderpädagogischer Grundausstattung LES sichert durch Personalentwicklung die tatsächliche Kompetenz 

im Förderbereich emotionale und soziale Entwicklung. 

Sie wird durch den Schulträger und das Land bei der Einrichtung der entsprechenden Räumlichkeiten (z. B. einer Schulstation, 

eines Auszeit-Raums, von Beratungsräumen) unterstützt. Größere Schulen richten ein Zentrum unterstützender Pädagogik 

ein, das neben der sonderpädagogischen Förderung, der Förderung im Bereich Lese-Rechtschreib-Schwäche (LRS), Dyskalku-

lie, der Begabungsförderung und der Schulsozialarbeit für die innerschulische prozessorientierte Diagnostik, Schüler/innen, 

Eltern und Lehrkräfte bei Fragen spezifischer Förderung berät und für die Zusammenarbeit mit außerschulischen Unterstüt-

zungseinrichtungen zuständig ist. 

 

4.3: Es wird empfohlen, an allen inklusiven Schulen Schulstationen einzurichten. 

 

4.4: Die Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstellen (SpFB) werden in Förder- und Beratungsstellen (FBZ) umgewan-

delt, in die die regional vorhandenen Schulpsychologischen Dienste einbezogen werden. 

 

4.5: Der Beirat begrüßt, dass eine neue Handreichung zur Feststellung eines Förderbedarfs geistige Entwicklung vorliegt. Es 

muss sichergestellt werden, dass sie nicht nur durch Fortbildung vermittelt, sondern auch tatsächlich landeseinheitlich um-

gesetzt wird. 

Kinder mit Förderbedarf geistige Entwicklung werden, soweit die Sorgeberechtigten dies wünschen, in den zuständigen 

Grundschulen unterrichtet und erzogen. Dies gilt im Grundsatz auch in der Sekundarstufe. Die Nachmittagsbetreuung wird 

ermöglicht, wenn dies von den Sorgeberechtigten gewünscht wird. 

 

4.6: In jedem Landkreis bzw. jeder kreisfreien Stadt werden mehrere barrierefreie Grundschulen und mindestens je eine 

barrierefreie Oberschule / Gesamtschule und je ein Gymnasium vorgehalten bzw. im Einvernehmen von Landkreis/kreisfreier 

Stadt, Schulträger, staatlichem Schulamt und Schule eingerichtet. Diese Schulen sind nicht nur barrierefrei im Sinne der Bran-

denburgischen Bauordnung, sondern haben spezielle Räume für die Körperpflege, einen Ruheraum, einen Rollstuhlabstell-

raum und einen Raum für außerunterrichtliche Therapie. 

Wenn Eltern dies wünschen, können Schülerinnen und Schüler mit dem Förderbedarf körperlich-motorische Entwicklung 

auch an anderen allgemeinen Schulen aufgenommen werden. 

Die Diagnostischen Teams beraten die Schulen und Eltern unter Einbeziehung der betroffenen Kinder und Jugendlichen. Die 

Vereinbarungen über die je individuell unterschiedlichen sächlichen, personellen und weiteren Maßnahmen werden regel-

mäßig in Zielvereinbarungen gemeinsam ausgewertet und fortgeschrieben. 

Der Beirat begrüßt die Erstellung einer Handreichung für diesen Förderschwerpunkt. 

 

4.7: In jedem Schulaufsichtsbereich werden, entsprechend der voraussichtlichen Schülerzahl im Förderbereich Hören (0,2 

Prozent in Orientierung am Bundesdurchschnitt) und in Bezug auf die allgemeine Schülerentwicklung, Lehrkräfte mit der 

Fachkompetenz Hören für die Beratung, die Diagnostik und die Arbeit mit Kindern vorgehalten. Dabei wird rein rechnerisch 

von dem jetzigen Bedarf an sonderpädagogischer Kompetenz pro Schülerin oder Schüler ausgegangen. 

Auch für den Förderschwerpunkt Hören werden in Zusammenarbeit mit Fachlehrkräften landeseinheitliche Standards der 

Diagnostik entwickelt, durch Fortbildung vermittelt und in der Umsetzung sichergestellt. 

 

4.8: Die Förderschule Hören in Potsdam wird zum landesweiten Förderzentrum entwickelt. Es ist für die Fortbildung und damit 

die Sicherung der Fachlichkeit im Bereich Hören zuständig, berät im Bereich fachgerechter Einsatz der Hörtechnik und der 

technischen Entwicklung, schallschützender Maßnahmen und wirkt an der Standardentwicklung im Förderbereich Hören mit. 

Es kann Begegnungsmöglichkeiten in Freizeitbereich für hörgeschädigte Schülerinnen und Schüler schaffen. 

Die Spezialklassen in Eberswalde laufen aus. 

Wenn das Förderzentrum Hören eine landesweit wirkende Einrichtung geworden ist, kann die Trägerschaft in die des Lan-

des/des MBJS übergehen. 

Unterricht von Kindern mit Förderschwerpunkt Hören findet perspektivisch in den wohnortnahen allgemeinen Schulen statt. 

Dafür werden in den Landkreisen/kreisfreien Städten in jeder Schulstufe und Schulart einzelne allgemeine Schulen im Einver-

nehmen von Landkreis/kreisfreier Stadt, Schulträger, staatlichem Schulamt und Schule ausgewählt, die Erfahrungen in allen 

                                                                 
99 Beispiel: Wenn in einem Schulamtsbereich 50 Prozent der Sek-I-Schüler das Gymnasium besuchen und die 

Gymnasien keine LES-Förderung durchführen, verdoppelt sich logischerweise die Fünf-Prozent-Altersressource 

auf zehn Prozent für die übrigen Schulen, also für die Gesamt- und Oberschulen des Kreises / der kreisfreien 

Stadt. 
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Fragen der entsprechenden Unterrichtung und Förderung bündeln und dafür personell, räumlich und sächlich ausgestattet 

werden. 

 

4.9: Das MBJS setzt eine Arbeitsgruppe Hören unter Einbeziehung der für Frühförderung Hören zuständigen Einrichtungen 

ein, an der Personen/Institutionen mitwirken, die selbst betroffen sind, die als Lehrkräfte Fördererfahrungen im Gemeinsa-

men Unterricht (GU) haben, die Gebärdensprache beherrschen und für Beratung und Planung im Förderbereich Hören zu-

ständig sind. 

 

4.10: Wie im Förderschwerpunkt Hören wird auch im Förderschwerpunkt Sehen die Fachkompetenz Sehen für Beratung, 

Diagnostik und Förderung in den Schulamtsbereichen regional vorgehalten. Der Unterricht findet in den wohnortnahen allge-

meinen Schulen statt. Dafür werden in den Landkreisen/kreisfreien Städten in jeder Schulstufe und Schulart im Einvernehmen 

von Landkreis/ kreisfreier Stadt, Schulträger, staatlichem Schulamt und Schule einzelne allgemeine Schulen (einschließlich 

Gymnasien) ausgewählt, die Erfahrungen in allen Fragen der entsprechenden Unterrichtung und Förderung bündeln und da-

für personell, räumlich und sächlich ausgestattet werden. 

 

4.11: Das Land richtet eine dauerhafte Arbeitsgruppe Förderbereich Sehen unter Einbeziehung der für Frühförderung Sehen 

zuständigen Einrichtungen ein, an der Personen/Institutionen mitwirken, die selbst betroffen sind, die als Erzieherinnen und 

Lehrkräfte Fördererfahrungen im gemeinsamen Unterricht ( GU) haben und die für Beratung und Planung im Förderbereich 

Sehen zuständig sind. 

 

4.12: Die Förderschule Sehen in Königs Wusterhausen wird zügig in ein Kompetenzzentrum Sehen umgewandelt. Es ist für die 

Fortbildung und damit die Fachlichkeit zuständig, wirkt an der Standardisierung der Diagnostik mit, übernimmt zentrale Auf-

gaben der Medienpflege, berät in baulich-räumlichen und anderen fachlichen Fragen und nimmt an der landesweiten Ar-

beitsgruppe Förderbereich Sehen teil. Das Kompetenzzentrum baut sich als Ressourcenzentrum für förderschwerpunktbezo-

gene Materialien aus. Überdies kann es als Kompetenzzentrum auch zu einem Begegnungsort, z. B. an Wochenenden oder in 

Ferienfreizeiten, entwickelt werden. Die langjährigen Erfahrungen mit dem Kompetenzzentrum Sehen in Schleswig-Holstein 

werden bei der Umwandlung einbezogen. Die gymnasiale Oberstufe läuft umgehend aus; gleichzeitig werden individuelle, 

wohnortnahe Lösungen an Gymnasien bzw. Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe für in die GOST übergehende Schüle-

rinnen und Schüler mit Sehbehinderungen geschaffen. 

Wenn das Kompetenzzentrum Sehen keine Schülerinnen und Schüler mehr unterrichtet, geht die Einrichtung in die Träger-

schaft des Landes über. 

 

 

Zu: 5 Diagnostik an inklusiven Schulen und Konsequenzen für den Ressourceneinsatz 

 

5.1: Es wird empfohlen, ein differenziertes System begleitender Diagnostik und Förderung einzuführen: 

1. Für den inklusiven Unterricht werden eine den Lernprozess begleitende pädagogische Diagnostik und eine kontinuierliche 

Dokumentation der Lernentwicklung verpflichtend, damit der Unterricht auf der Basis der gemeinsamen Lehrpläne sowie der 

individuellen Förderpläne gestaltet werden kann. 

2. Alle Schülerinnen und Schüler werden in der Schulanfangsphase/zu Beginn einer neuen Jahrgangsstufe 

Lernstandserhebungen unterzogen, um frühzeitig diejenigen Kinder zu erfassen, welche zusätzliche Unterstützung benötigen. 

3. In der Schulanfangsphase liegt darüber hinaus auch der Fokus auf der frühzeitigen Identifikation von besonderen 

Begabungen sowie von Teilleistungsschwächen, um Unterstützung bedarfsgerecht planen zu  können. 

4. Bei Schülerinnen und Schülern, die im Ergebnis von Screenings oder in Lernstandanalysen zusätzliche Unterstützung 

erhalten, liegt ein verstärkter Fokus auf der Analyse der individuellen Lernfortschritte. Die Lehrkraft nutzt die diagnostischen 

Informationen zur Überprüfung der Erfolge der individuellen Fördermaßnahmen und passt diese dementsprechend an. 

5. Bei Schülerinnen und Schüler, die mittelfristig nicht adäquat von den indidviduellen Fördermaßnahmen profitieren, erfolgt 

eine Intensivierung der Förderung bzw. eine Planung der Verstetigung der Fördermaßnahmen. Dazu kann eine 

Differenzialdiagnostik erforderlich werden, die auch standardisierte Tests zur Erfassung der kognitiven, sozial-emotionalen, 

sprachlichen, motorischen und rezeptiven Kompetenzen umfassen kann (vgl. Matthes 2000, Probst/Euker 2011, 

Huber/Grosche 2012) 

6. Die Befähigung zur Lernprozessdiagnose und –beobachtung sowie die Entwicklung individueller Lern- und 

Entwicklungspläne ist in allen Phasen der Lehrerbildung Gegenstand der Professionalisierung. 

7. Für die diagnostischen Aufgaben des inklusiven Unterrichts erhält die Schule entsprechende Zeitkontingente zur 

schulinternen Zuordnung für einzelne Lehrkräfte. 
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8. Spezifische Bedarfe, wie zum Beispiel Pflegebedarf durch Integrationshelfer oder  Förderbedarf in speziellen Lernbereichen 

werden weiterhin im Einzelfall diagnostisch erhoben und sind mit den dokumentierten Lernbedürfnissen und 

Unterstützungsbedürfnissen der jeweiligen Schülerin bzw. des jeweiligen Schülers zu begründen. 

9. Die Eltern bzw. Sorgeberechtigten sind in alle Prozesse transparent einzubeziehen. Vor abschließenden Entscheidungen 

sind sie zu hören; Gutachten und Protokolle aus Feststellungs-  bzw. diagnostischen Verfahren sind ihnen rechtzeitig vor 

notwendigen Entscheidungen zur Verfügung zu stellen. 

 

Zu: 6 Curriculare Entwicklungen, Leistungsbewertungen und Abschlüsse 

 

6.1: Die vorhandenen Rahmenlehrpläne werden in einem inklusiven kompetenzorientierten Rahmenlehrplanwerk vereinigt. 

Durch die Diagnose individueller Lernstände und die Entwicklung individualisierter Fördermaßnahmen und Bewertungen 

kann in einem ersten Schritt der Rahmenlehrplan für den Bildungsgang zum Erwerb des Abschlusses der Förderschule für den 

sonderpädagogischen Förderschwerpunkt Lernen abgeschafft werden. In einem zweiten Schritt erfolgt die Entwicklung eines 

inklusiven, kompetenzorientierten Rahmenlehrplans für alle Schülerinnen und Schüler, einschließlich des sonderpädagogi-

sĐheŶ FöƌdeƌsĐhǁeƌpuŶktes „geistige EŶtǁiĐkluŶg“. 
 

6.2: Die Möglichkeit der Schulen, Leistungen von allen Schülerinnen und Schülern nicht mit Ziffernzensuren, sondern mit 

einer verbalen  kompetenzbasierten Rückmeldung zu beurteilen wird (schrittweise) bis zum 8. Jahrgang erweitert. 

So lange die Schülerinnen und Schüler, welche zieldifferent unterrichtet werden, Klassen besuchen, in denen alle Mitschüle-

rinnen und Mitschüler Ziffernzensuren erhalten, sollten die zieldifferent unterrichteten Schülerinnen und Schüler bei Klas-

senarbeiten und auf den Zeugnissen zusätzlich zu der kompetenzorientierten verbalen Beurteilung auch Ziffernnoten erhal-

teŶ ŵit deŵ jeǁeiligeŶ )usatz: „Die BeǁeƌtuŶg ist aŶ deŶ iŶdiǀiduelleŶ LeƌŶzieleŶ oƌieŶtieƌt.“ 

 

6.3: Die Lehrkräfte werden durch Fortbildungen qualifiziert, Leistungen individuell und kompetenzorientiert zu bewerten,  

Lernentwicklungen kontinuierlich zu dokumentieren und daraus individuelle Lern- und Entwicklungspläne abzuleiten. Vor-

rang hat dabei die Beschreibung von Stärken und erreichten Kompetenzen. Entsprechende Module werden auch in die Lehr-

erbildung aufgenommen. 

 

ϲ.ϰ: Deƌ TeƌŵiŶus „NaĐhteilsausgleiĐh“ ǁiƌd duƌĐh „aŶgeŵesseŶe VoƌkehƌuŶgeŶ“ eƌsetzt sowie formal und pädagogisch ent-

sprechend ausgestaltet. 

 

6.5: Das MBJS prüft die Möglichkeiten, dass bei Einhaltung des Gleichbehandlungsgebotes Schulabschlüsse so definiert und 

formuliert werden können, dass sie zur kompetenzorientierten, wertschätzenden Grundlage für den weiteren Bildungs- bzw. 

Berufsweg werden. 

 

 

Zu: 7 Personal im Inklusionsprozess 

 

7.1: Das MBJS erarbeitet in Abstimmung mit den anderen Leistungsträgern Regelungen, die die Koordination für alle in der 

Schule beschäftigten bzw. tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der (erweiterten) Schulleitung bündeln. 

 

7.2: Die Leitung einer Schule wird schulgesetzlich um Verantwortliche mit entsprechenden Abminderungsstunden für beson-

dere Förderung/Inklusionspädagogik und Ganztag erweitert. Entsprechende Aufgabenbeschreibungen und Beratungszeiten 

werden in den Stellenbeschreibungen verankert. 

 

7.3: In der Arbeitsplatzbeschreibung und Arbeitszeitberechnung aller Lehrkräfte und pädagogischer Fachkräfte einer Schule 

werden Zeiten für notwendige Teamberatungen zur Vorbereitung und Reflexion inklusiven Unterrichts berücksichtigt. Die 

Einzelschulen führen einen wöchentlichen Planungs- und Besprechungstermin in ihren Jahrgangsteams durch, an dem auch 

die weiteren in diesem Jahrgang tätigen Personen (Schulsozialarbeiter, Sonderpädagogen, Integrationshelfer u.a.) teilneh-

men. 

 

7.4: Jede Schule erhält eine verlässliche Grundausstattung sonderpädagogischer Kompetenz nach Maßgabe der gesamten 

Schülerzahl und Sozialindices, in kleineren Schulen ggf. auch im Verbund. Dabei ist darauf zu achten, dass diese zusätzlichen 

Kräfte nicht an mehr als zwei Schulen tätig sind. 

 

7.5: Schulsozialarbeit wird im Schulgesetz verankert. 

Der Auftrag, das Leistungsspektrum und die Zuständigkeiten der Schulsozialarbeit sind zu beschreiben. Eine angemessene 

personelle, sächliche und räumliche Grundausstattung wird für jede inklusive Ganztagsschule zur Verfügung gestellt. 
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7.6 Das MBJS initiiert zusammen mit dem MASF eine Bundesratsinitiative zur Novellierung der Sozialgesetzbücher VIII und XII 

mit dem Ziel, Schulen Pool-Zuweisungen zu ermöglichen, so dass der Einsatz von Klassenassistenten anstelle individueller 

Einzelfallhelfer ermöglicht wird. 

Für die Übergangszeit bis zu einer Neuregelung der SGB wird das Antragsverfahren so vereinfacht, dass unabhängig von der 

Leistung nach SGB VIII oder SGB XII ein einheitlicher Antrag gestellt werden kann. 

 

7.7 Das MBJS erarbeitet gemeinsam mit den anderen zuständigen Ressorts eine detaillierte Aufgabenbeschreibung der Per-

sonen, die in der Schule unterstützend tätig sind. Auf der Grundlage dieser Aufgabenbeschreibungen wird die Dienstaufsicht 

bestimmt und werden Qualifizierungsprogramme, differenziert nach der jeweiligen Art des Förderbedarfs der Schülerinnen 

und Schüler, entwickelt und mit den Leistungsträgern vereinbart. 

 

 

Zu: 8 Finanzierungsfragen für unterschiedliche Kostenträger 

 

8.1: Das MBJS und die kommunalen Spitzenverbände im Land Brandenburg (Landkreistag und Städte- und Gemeindebund) 

stellen in Zusammenarbeit mit weiteren relevanten Kostenträgern in mehreren Landkreisen und Städten im zweijährigen 

Rhythmus eine Übersicht der Gesamtkosten der Beschulung von Kindern mit Behinderungen bzw. mit Förderbedarf in För-

derschulen und im gemeinsamen Unterricht dar. Sie gehen dabei jeweils von einer Ist-Erhebung aus. Die dabei zugrunde 

gelegten Parameter werden gemeinsam vereinbart und sind öffentlich transparent. Die langfristigen Entwicklungen der regi-

onalen Schülerzahlen werden dabei einbezogen. 

 

8.2: Der Schullastenausgleich, der bisher für diagnostizierte Kinder der Förderbereiche LES zur Verfügung gestellt wurde, wird 

künftig in gleicher Höhe analog der vom Beirat empfohlenen sonderpädagogischen Grundausstattung den Schulen ohne in-

dividuelle Zuordnung gewährt. Das Gemeindefinanzierungs-Ausgleichsgesetz ist entsprechend zu novellieren. 

Bis zu einer rechtsgültigen Novellierung werden die entsprechenden Mittel ohne Einzelnachweis den Kommunen für die in-

klusiv arbeitenden Schulen zur Verfügung gestellt. 
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Anlage 7 
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